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In Brüssel gab es nur ein „Weiter so“ 


B undeskanzlerin Merkel, die 
die Rolle und Verantwortung 
Deutschlands „in Europa“ im¬ 
mer wieder betont und mit Forderun¬ 
gen kam, wird - wie ihr Kollege Hol¬ 
lande - vom EU-Gipfel mit gemisch¬ 
ten Gefühlen nach Hause gefahren 
sein. Widersprüche wurden deutlich. 
Und die Mehrheit der 28 teilnehmen¬ 
den Staats- und Regierungschefs woll¬ 
te sich so kurz vor der Jahreswende 
auch offenbar nicht eindeutig festle¬ 
gen. 

In der Sicherheits- und Verteidigungs¬ 
politik wurden auf diesem Gipfel je¬ 
doch die weiteren Militarisierungsab¬ 
sichten und die enge Partnerschaft 
mit der NATO betont (siehe die Er¬ 
klärung der Friedensbewegung auf 
Seite 8). Der Forderung des französi¬ 
schen Ministerpräsidenten Hollande 
vor Gipfelbeginn, die Einsätze franzö¬ 
sischer Truppen in der Zentralafrika¬ 
nischen Republik und Mali finanziell 
zu unterstützen, wurde nicht gefolgt. 
Auch Merkels wirtschaftspolitischen 
Forderungen wurde nur halbherzig 
entsprochen. So rasch, wie sie es sich 
wünscht, geht es nicht. Über entspre¬ 
chende Verträge soll nun - so der Be¬ 
schluss der Staats- und Regierungs¬ 
chefs - bis Oktober 2014 verhandelt 
werden. Merkel hatte in ihrer Regie¬ 
rungserklärung am 18. Dezember im 
Bundestag von den anderen EU-Staa- 
ten größere nationale Anstrengungen 
bei der Umsetzung von Reformver¬ 
sprechungen und mehr vertragliche 
Vereinbarungen mit der europäischen 
Ebene, also der EU-Kommission, an¬ 
gemahnt. Sie forderte die Wirtschafts¬ 
union zu stärken. 

„Europa ist“, hatte Merkel in ihrer 
Regierungserklärung aber auch be¬ 
hauptet, „auf dem Weg zu Stabilität 
und Wachstum ein gutes Stück vo¬ 
rangekommen“. Man habe weitere 
Fortschritte gemacht, die Euro-Zone 
zu stabilisieren, ein „solides und ver¬ 
antwortungsvolles“ Finanzsystem zu 
schaffen und die europäische Banken¬ 
aufsicht auf den Weg zu bringen sowie 
„durch Strukturreformen und Haus¬ 
haltskonsolidierung auf nationaler 
Ebene die Wettbewerbsfähigkeit ein¬ 
zelner Mitgliedstaaten zu verbessern“. 
„Mit Irland und Spanien“, so Merkel, 
„haben wir zwei Länder, die Früchte 
ihres Reformkurses ernten können: 
Sie können die europäischen Hilfspro¬ 
gramme verlassen. Das zeigt, dass in 
diesen Ländern wirklich viel passiert 
ist; ich kann hierzu nur gratulieren. 


Wir sehen auch in Portugal positive 
Entwicklungen ...“ 

Große Worte. Einige der Regierungs¬ 
chefs werden dies angesichts der Si¬ 
tuation in ihren Land und angesichts 


Proteste in Barcelona am i. Juni 2013 

von Massenprotesten vielleicht mit 
Stirnrunzeln gelesen haben. Ob es 
Widerspruch gab? Unwahrscheinlich. 
Aus Irland, das mit fast 350 Milliar¬ 
den Euro seinen überdimensionier¬ 
ten Bankensektor vor dem Unter¬ 
gang retten musste und damit selbst 
an den Rand des Bankrotts geriet, 
wird berichtet, dass es in den ver¬ 
gangenen Jahren schwere Einschnit¬ 
te für die Mehrheit der Menschen 
gab: Insgesamt kürzte die Regierung 
die Ausgaben um rund 30 Milliarden 
Euro. Die Gehälter von Staatsdie¬ 
nern wurden gesenkt, Sozialhilfe und 
Arbeitslosenunterstützung drastisch 
zusammengestrichen. Die Arbeitslo¬ 
sigkeit liegt derzeit bei 12,8 Prozent. 
Die Obdachlosigkeit ist seit 2010 um 
knapp 20 Prozent gestiegen, ein Groß¬ 
teil der Familien mit kleinen Kindern 
kann die Grundbedürfnisse nicht be¬ 
friedigen. Viele Iren sind bei Rech¬ 
nungen, Mieten und Hypotheken im 
Rückstand. 2014 sollen Kürzungen 
und Steuererhöhungen im Umfang 
von 2,5 Milliarden Euro folgen. Un¬ 
ter anderem sinkt die wöchentliche 
Unterstützung für junge Arbeitslose 
von 144 auf 100 Euro. 


Aus dem „Musterland“ Portugal wird 
rund sechs Monate vor dem Verlassen 
des Euro-Rettungsschirmes gemeldet, 
dass ehemalige Staatsbedienstete, die 
mehr als 600 Euro brutto Rente im 


Monat beziehen, ab 2014 Kürzungen 
von rund zehn Prozent hinnehmen 
sollen. Im vom Parlament im Novem¬ 
ber verabschiedeten Sparetat sind für 
2014 Sparanstrengungen von 3,9 Mil¬ 
liarden Euro oder 2,3 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts vorgesehen. 
Das Verfassungsgericht des Krisenlan¬ 
des kippte nun einen der wichtigsten 
Punkte dieses Sparetats. Zur selben 
Zeit protestierten Tausende in Lissa¬ 
bon vor dem Präsidentenpalast gegen 
die seit zweieinhalb Jahren anhalten¬ 
den „Sanierungs“maßnahmen. 

In Deutschland warnt der Paritätische 
Wohlfahrtsverband in diesen Tagen vor 
der wachsenden Kluft zwischen Arm 
und Reich und der sozialen Verödung 
ganzer Regionen. Keine Entwarnung 
gebe es insbesondere für die „armuts¬ 
politische Problemregion Nummer 1“, 
das Ruhrgebiet. 

Im Bundestag hatten allein die Ab¬ 
geordneten der Partei „Die Linke“ 
der Bundeskanzlerin widersprochen. 
„... während der fast drei Monate“, so 
Sahra Wagenknecht, „in denen Sie mit 
der SPD um den Koalitionsvertrag ge¬ 
feilscht haben, haben sich in Griechen¬ 
land aus Verzweiflung über ihre sozia¬ 


le Situation schätzungsweise 120 Men¬ 
schen das Leben genommen. Während 
der gleichen Zeit haben in Spanien etwa 
45 000 Familien ihre Häuser oder Woh¬ 
nungen durch Zwangsversteigerungen 


verloren ... Es gibt keine offizielle Sta¬ 
tistik darüber, wie viele Menschen in 
dieser Zeit in Europa gestorben sind, 
weil sie lebensnotwendige Medikamen¬ 
te nicht mehr bezahlen konnten, und 
schon gar keine Statistik misst, wie vie¬ 
le junge Menschen mit dieser Gesell¬ 
schaft innerlich für immer abgeschlos¬ 
sen haben, weil sie bei einer Rekordju¬ 
gendarbeitslosigkeit von 60 Prozent nie 
eine Chance haben werden.“ 

In diesen drei Monaten, so Sahra Wa¬ 
genknecht, „hat sich das Vermögen der 
europäischen Millionäre und Multimil¬ 
lionäre wieder einmal erhöht: um fast 
100 Milliarden Euro. 

So sieht Ihr Europa aus, Frau Kanz¬ 
lerin, so sehen die Folgen der Politik 
aus, die Sie ganz Europa diktieren, ei¬ 
ner Politik, die Banker und Oligarchen 
mit Samthandschuhen anfasst, aber die 
kleinen Leute dazu zwingen will, für die 
Zockerverluste der oberen Zehntau¬ 
send zu bezahlen.“ 

Brüssel hat kein Signal gegen diese 
Entwicklung gesetzt. Im Gegenteil: 
Die Europäische Union setzt die rigi¬ 
de Spar- und erpresserische Schulden¬ 
politik und den Abbau der Rechte der 
Beschäftigten fort. Nina Hager 



Kampagne gegen „Sozialhilfetouristen“ 

Großbritanniens Regierung Cameron schränkt Arbeitslosenhilfe für EU-Ausländer ein 


Die britische Regierung verschärft 
ihre Haltung gegenüber erwerbslosen 
Ausländern. Einwanderer aus der EU 
haben ab 1. Januar 2014 in den ersten 
drei Monaten keinen Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe. Die Labour-Oppo- 
sition unterstützt den Kurs, kritisiert 
aber den Zeitpunkt. 

Die Boulevardpresse schürt seit Mo¬ 
naten die Angst vor einem angeblich 
möglichen Massenansturm von Bulga¬ 
ren und Rumänen nach Großbritan¬ 
nien. Ab 1. Januar genießen die Bür¬ 
ger aus diesen EU-Mitgliedsstaaten 
nämlich volle „Arbeitnehmerfreizü¬ 
gigkeit“ in der Union. 


Premier Cameron hatte bereits im 
September zudem gedroht, Großbri¬ 
tannien könne aus der Europäischen 
Menschenrechtskonvention austre¬ 
ten, um „illegal Eingewanderte und 
Kriminelle“ ausweisen zu können. Im 
November hatte er in einem Gastbei¬ 
trag für die „Financial Times“ erklärt, 
Großbritannien wolle Zuwanderern 
aus EU-Ländern künftig in den ers¬ 
ten drei Monaten nicht nur keine Ar¬ 
beitslosenunterstützung mehr zahlen, 
sondern geplant seien u.a. auch Kür¬ 
zungen beim Wohngeld für EU-Aus¬ 
länder. Bettler und Obdachlose soll¬ 
ten „entfernt“ werden. Cameron will 


Großbritannien zu einem „weniger 
attraktiven Ort für EU-Einwanderer 
machen, die herkommen und versu¬ 
chen, auf Staatskosten zu leben“. 
Gegen diese Ankündigungen waren 
mehrere EU-Kommissare Sturm ge¬ 
laufen und gab es Proteste in ganz 
EU-Europa. Es geht um ein verbrief¬ 
tes Grundrecht. 

In Großbritannien schürt Premier¬ 
minister David Cameron mit seinen 
Forderungen und den Regierungsbe¬ 
schlüssen - nicht nur mit Blick auf die 
Wahlen zum EU-Parlament - ganz 
offen fremdenfeindliche Ressenti¬ 
ments. Doch er ist nicht allein. Immer 


mehr zeigt sich, dass rechtspopulisti¬ 
sche Strömungen in den konservati¬ 
ven Parteien der EU an Einfluss ge¬ 
winnen. 

Auch in Deutschland, Österreich 
und den Niederlanden fordern kon¬ 
servative Politiker ähnliche Regelun¬ 
gen. Während das Thema in unseren 
Nachbarländern nicht auf der Ta¬ 
gesordnung steht, setzten die CSU- 
Vertreter durch, dass in den Koaliti¬ 
onsvertrag die Forderung nach „be¬ 
fristeten Wiedereinreise-Sperren“ 
bei Missbrauch von Sozialleistungen 
aufgenommen wurde. 

DS 
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Luxemburg-Liebknecht- 
Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

Berlin, Samstag, 11. Januar 2014 

An der Urania 17, Ul Wittenberg¬ 
platz, 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr (zwi¬ 
schen Podiumsdiskussion und Anti¬ 
kriegskonzert der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 

Gyula Thiirmer, Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei 
Vertreterin der kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE) 
Arbeiterlieder mit Achim Bigus und 
Nils & Katha 

Eintritt frei - 
Gäste sind willkommen! 


Allen Leserinnen und Le¬ 
sern unserer Zeitung 

wünschen wir einen guten 
Rutsch ins Neue Jahr sowie 
ein kämpferisches und er¬ 
folgreiches 2014! 

Verlag und Redaktion 


UZ-Pressefest 

2014 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



Tagebuch: Seite 15 


An unsere 

Leserinnen und Leser! 

Die nächste Ausgabe der UZ 
erscheint am io.Januar20i4. 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

„Betriebsräten den Stecker ziehen“? 


Reiner Calmund, die multimediale 
Rampensau, ist präsent in so gut wie 
allen Gazetten und auf allen Radio- 
und Fernsehsendern. Lang diente der 
60-Jährige Ex-Fußball-Manager auch 
der Boulevard-Zeitung Kölner „Ex¬ 
press“ als Kolumnenschreiber. Doch 
jetzt wurde das Multimediatalent 
vom Kölner Zeitungsverlag M. Du- 
Mont Schauberg (MDS) Mitte De¬ 
zember als Stargast für die Betriebs¬ 
feier des „Express“ angeheuert. Die 
aus Vertrieb und Marketing im Fir¬ 
menrestaurant anwesenden rund 250 
Kolleginnen und Kollegen erwarte¬ 
ten wohl eine neue Variante der in 
dieser Jahreszeit landauf, landab von 
Geschäftsleitungen allzu gern insze¬ 
nierten „Alle Mann in einem Boot 
Feiern“. Doch es kam anders. Schein¬ 
bar ganz aus dem Stegreif zog „Cal- 
li“ alle Register die er auch sonst als 
gut dotierter Vortragsreisender in 
Sachen Manager- und Belegschafts¬ 
motivation zum Einsatz bringt. Aber 
diesmal nicht, um zu unterhalten 
oder gar, um zu motivieren, sondern, 
um vor seinen Zuhörern den Zucht¬ 
meister zu mimen. 

Die ver.di-Vertrauensleute von MDS 
Köln veröffentlichten jetzt in einer 
Gewerkschaftsinfo, was Hasspre¬ 
diger Calmund dort so absonderte. 
Reiner Calmund habe sie angedon¬ 
nert, so berichten, die Kolleginnen 
und Kollegen aus den Verkaufsab¬ 
teilungen: sie sollten „arbeiten, ar¬ 
beiten, arbeiten“. Nicht nur 40 oder 
gar nur 35 Stunden, sondern „mehr, 
mehr, mehr“. Wer heute noch in den 
Verlag komme, um nur seinen Ar¬ 
beitsvertrag zu erfüllen, dem gehö¬ 
re eine „Briefmarke auf den Hintern 
geklebt“. Freigestellten Betriebsrä¬ 
ten, die mit der Gewerkschaft Tarif¬ 
rechte einfordern, gehöre der „Ste¬ 
cker gezogen“. Vielen der anwesen¬ 
den Kolleginnen und Kollegen, so 
die ver.di-Vertrauensleute weiter, 
blieb buchstäblich „das spendierte 
x-förmige Laugengebäck im Hals ste¬ 
cken“. Was da der frühere Manager 
des Fußballclubs Bayer Leverkusen 
abzog, war kein gelungener Kickoff 
zum 50-jährigen „Express“-Jubiläum, 
sondern eine ebenso provozierende 
wie peinliche Kick Out Veranstaltung 
des Konzerns. Gegenüber „Spiegel 
Online“ sagte Calmund dazu: „Wer 
mich kennt, weiß, dass ich ein gro¬ 
ßes Herz habe“. Aber in Zeiten wie 
diesen sei es wichtig, auch manchmal 
länger zu arbeiten, um seine Stelle zu 
sichern. „Da muss man auch manch¬ 
mal Deutsch sprechen. Das kann man 
manchmal nicht so Wischiwaschi ma¬ 
chen“, so der Kollegenschreck. Cal¬ 



mund hält seinen Vortrag deshalb für 
zeitgemäß. „Man kann heute nicht 
mehr die Einstellung haben, Über¬ 
stunden seien unnötig.“ 

Der neue Verlagsgeschäftsführer 
Philipp M. Froben sah dem Verneh¬ 
men nach in Calmunds Hasstiraden 
gar einen Ausdruck der neuen Kul¬ 
tur im Hause M. DuMont. Weil so¬ 
was immer von sowas kommt, sei der 
Vollständigkeit halber noch angefügt, 
dass DuMont Schauberg (MDS) am 
Standort Köln kurzfristig 84 betriebs¬ 
bedingte Kündigungen und perspek¬ 
tivisch die Zerschlagung des Verlages 
plant. Der Betriebsrat wehrt sich und 
will statt dessen mit der Unterstüt¬ 
zung von ver.di einen langfristigen 
Tarifvertrag zur Beschäftigungssi¬ 
cherung abschließen. Der Betriebs¬ 
rat wäre sogar bereit tarifabweichen¬ 
de Regelungen hinzunehmen, um 
dem Unternehmen Geld zur Ver¬ 
fügung zu stellen, das es diesem er¬ 
laubt, die wirtschaftlichen Probleme 
des Verlags ohne Kündigungen und 
Tarifflucht zu bewältigen. Das aber 
reicht dem klassenbewussten Ver¬ 
lagsgeschäftsführer Froben bei wei¬ 
tem nicht. Er will die alte Betriebs¬ 
struktur des Konzerns zerschlagen 
und für die danach neu zu gründen¬ 
de „Medienvermarktung Rheinland“, 
die „vollständige unternehmerische 
Freiheit“, so Froben. Es sollen dort 
dann keine tarifvertraglichen Rege¬ 
lungen mehr gelten. Er wolle keinen 
„gleichen Lohn für gleiche Arbeit“, 
sondern den „War of Talents“. 
Diesen Krieg zu verhindern, ist es 
an der Zeit. Dazu bedarf es starker, 
kämpferischer Gewerkschaften. Eine 
Gelegenheit, die im Frühjahr 2014 
anstehenden Betriebsrats wählen zu 
nutzen, um konsequente Kolleginnen 
und Kollegen zu wählen, die wissen 
auf welcher Seite der Barrikade sie 
zu stehen haben. Flankierend gehört 
dazu eine klassenbewusste gewerk¬ 
schaftliche Vertrauensleutearbeit. 
Dann braucht den Beschäftigten 
nicht bange zu sein. 


Verleger sind stur 

Streiks und Protestaktionen in der Tarifrunde 
Tageszeitungen 


„Die Verlegervertreter sind stur: Sie 
haben kein verbessertes Angebot für 
eine angemessene Gehalts- und Ho¬ 
norarerhöhung vorgelegt und bestehen 
nach wie vor auf sofortigen Einsparun¬ 
gen durch Kürzungen beim Urlaubs¬ 
geld und der Jahressonderzahlung“, 
kritisierte der stellvertretende ver. 
di-Vorsitzende, Frank Werneke, den 
Verlauf der sechsten Tarifrunde für 
die rund 14 000 Redakteurinnen und 
Redakteure sowie Freie bei Tageszei¬ 
tungen. 

Der Bundesverband Deutscher Zei¬ 
tungsverleger (BDZV) sei darüber 
hinaus offenbar fest entschlossen, zu¬ 
künftig Kolleginnen und Kollegen in 
einer neuen Gehaltsgruppe zu „Halb¬ 
journalisten“ zu deklassieren und dau¬ 
erhaft mit niedrigen Gehältern abspei¬ 
sen zu wollen. Weiterhin wollen sie, 
dass Redakteurinnen und Redakteu¬ 
re künftig nur noch in von den Verla¬ 
gen selbst definierten Ausnahmefällen 
die letzte Berufsjahresstufe erreichen 
können. „Das würde bedeuten, dass für 
Kolleginnen und Kollegen mit Erfah¬ 
rung und Kompetenz, selbst wenn sie 


sich regelmäßig weiterbilden, bei 3 500 
Euro im Monat das Ende der Fahnen¬ 
stange erreicht wäre, das wären gerade 
mal 500 Euro mehr als das jetzige Ein¬ 
stiegsgehalt“, so Werneke. 

„Dennoch: Die Streiks und Protestak¬ 
tionen in acht Bundesländern haben 
uns Verhandelnden den Rücken ge¬ 
stärkt. Die 1 000 Streikenden gestern 
und 500 heute haben den BDZV-Vor¬ 
stellungen eine klare Absage erteilt. 
Das Signal ist klar: Wir wollen besse¬ 
re Arbeitsbedingungen, die Einbezie¬ 
hung der Onliner in die Tarifverträge 
und spürbare Gehaltserhöhungen. Die 
streikenden Kolleginnen und Kollegen 
haben ganz deutlich gemacht, dass sie 
keinen Tarifabschluss akzeptieren 
werden, der auf ein Minusgeschäft hi¬ 
naus läuft. Dieses Signal wird auch die 
Fortsetzung der Verhandlungen prä¬ 
gen und die Verleger täten gut daran, 
sich dem nicht länger zu verschließen, 
sondern sich endlich in eine zukunfts¬ 
fähige Richtung zu bewegen“, forderte 
Werneke. Die Verhandlungen werden 
am 5. Februar 2014 in Düsseldorf fort 
gesetzt. 


Widerstand jetzt - mit breiten 
gesellschaftlichen Allianzen 

Zu den geheimen Verhandlungen über eine 
transatlantische Freihandelszone (TTIP) 


„Berlin, 28. 8. 2018. Die Bundesre¬ 
publik Deutschland muss 123 Millio¬ 
nen Euro an den US-amerikanischen 
Konzern Amazon als Ausgleich für 
entgangene Gewinne zahlen. Das ent¬ 
schied ein nichtöffentlich tagendes 
Schiedsgericht, das gemäß dem im 
Herbst 2016 vom EU-Parlament rati¬ 
fizierten ,Transatlantic Trade and In¬ 
vestment Partnership‘-Abkommen, 
abgekürzt TTIP, über die Klage ver¬ 
handelte. Rechtsmittel dagegen gibt 
es nicht. Der Konzern führte an, dass 
die von der rot-rot-grünen Bundes¬ 
tagsmehrheit gesetzlich sanktionierte 
Streik- und Blockadepraxis von ver.di 
und die Beschränkung der Arbeitszeit 
auf höchstens 40 Stunden pro Woche 
ohne Ausnahme eine indirekte Ent¬ 
eignung eines Investors darstellten. 
CDU/CSU fordern gemeinsam mit 
BDI und BDA die Wiederherstellung 
der Wettbewerbsfähigkeit am Stand¬ 
ort Deutschland. Es passe nicht in 
eine wirtschaftskonforme Demokratie, 
wenn Gewerkschaften ihre Macht der¬ 
art missbrauchten und der Staat dann 
in Regress genommen werde“. 

Ob eine rot-rot-grüne Mehrheit je 
solche Gesetze wie oben genannt be¬ 
schließen wird, ist auch abhängig da¬ 
von, ob es gelingt, mit breiten gesell¬ 
schaftlichen Allianzen unter Einschluss 
der Gewerkschaften, das Kräftever¬ 
hältnis zu verändern. Der Kern der 
Meldung aus der Zukunft könnte aber 
Realität werden, wenn die geheimen 
Verhandlungen über eine transatlanti¬ 
sche Freihandelszone die von den Mul¬ 
tis gewünschten Ergebnisse brächten. 
Während Gewerkschaften und NGO 
erst in einem späteren Stadium gehört 
werden sollen, schreibt Le Monde di¬ 
plomatique am 8. 11. 2013: „Anderer¬ 
seits haben 600 offizielle Berater der 
Großkonzerne privilegierten Zugang 
zu den Dokumenten und zu den Ent¬ 
scheidungsträgern. Textentwürfe wer¬ 
den nicht veröffentlicht, die Öffentlich¬ 
keit und die Presse werden außen vor 
gelassen, bis der endgültige Deal un¬ 
ter Dach und Fach ist.“ So wollen die 
Konzerne und Regierungen scheinbar 
verhindern, dass das TTIP wie vor ei¬ 
nen Jahrzehnt das ähnlich angelegte 
M.A.I. (Multilaterales Investitionsab¬ 
kommen) nach der Veröffentlichung 
durch die US-Politikerin Elizabeth 
Warren mittels weltweiter Proteste zu 
Fall gebracht werden könnte. 

Die Gewerkschaften sind alarmiert. 
„Die TTIP-Verhandlungen finden 
hinter verschlossenen Türen statt. 
Welche Lobbygruppen Zugang und 
Einfluss haben, ist undurchsichtig“, 
kritisiert ver.di dieser Tage und sieht 
den „Angriff auf Löhne, Soziales und 
Umwelt“. Abgerechnet wird auf 15 
Seiten u. a. mit der Ideologie des Frei¬ 
handels, die schon immer nicht einge¬ 
löste Versprechungen bezüglich Wirt¬ 
schaftswachstum und Arbeitsplätzen 
gemacht habe. Obwohl nach einer von 
der EU-Kommission in Auftrag gege¬ 
benen Studie mal gerade ein jährli¬ 
cher „Wachstumsschub“ von 0,034 
% bis 2027 zu erwarten sei, jubeln 
die Befürworter das Ganze zu einem 
kräftigen Konjunkturpaket hoch. Die 
Erfahrungen des EU-Binnenmarktes 
zeigen, dass nur die starken Ökono¬ 
mien profitieren, während die südli¬ 
chen Länder immer mehr verarmen 
bis verelenden. 

Laut ver.di ist ein wichtiger Punkt in 
den Verhandlungen die Liberalisie¬ 
rung des Dienstleistungssektors. Hier 
bestehe die Gefahr, dass die öffent¬ 
liche Daseinsvorsorge, soweit nicht 
eh schon privatisiert, privatkapitalis¬ 
tischen Anbietern geöffnet werden 
müsse. Die könnten dann vor gehei¬ 
men Schiedsgerichten auf Augenhöhe 
mit den Nationalstaaten versuchen, 
diese zu zwingen, alles aus der Hand 
zu geben, bis hin zum Trinkwasser. Er¬ 
folgreiche Initiativen wie z.B. in Ber¬ 
lin oder die EU-Bürgerinitiative gegen 


die Wasserprivatisierung wären damit 
wieder vom Tisch. „Damit droht“, so 
ver.di, „ein weiterer Privatisierungs¬ 
schub bei Bildung, Kulturförderung, 
Gesundheit, sozialen Dienstleistungen, 
Abwasser- und Müllentsorgung, Ener¬ 
gie und Verkehr.“ 

Es ist zu befürchten, dass die ange¬ 
strebte Angleichung von sozialen Stan¬ 
dards und Rechten der Arbeitenden zu 
einer Nivellierung auf unterster Ebene 
führen könnte. So haben z.B. die USA 
bis dato 6 von 8 Vereinbarungen der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
ILO über Kernarbeitsnormen nicht 
unterschrieben. So wie heute schon 
deutsche Konzerne mit dem Personal 
in amerikanischen Tochterunterneh¬ 
men umspringen, könnte das zum Mo¬ 


perspektivisch abnimmt. Auch der da¬ 
mit einhergehende Einflussverlust soll 
durch eine nordatlantische Freihan¬ 
delszone gestoppt werden. Andere, so 
erwarten es die Befürworter des TTIP, 
müssten dann nach ihrer Pfeife tanzen, 
um auf diesem Markt agieren zu dür¬ 
fen. „Die Bertelsmann-Untersuchung 
hat die Auswirkungen von TAFTA 
(Transatlantisches Freihandelsabkom¬ 
men) auf 126 Länder der Welt unter¬ 
sucht. Ihr Ergebnis: Einkommen und 
Beschäftigung in den USA und der 
EU würden steigen, aber dies „in con- 
trast with real income and employment 
losses in the rest of the world“ - im 
Gegensatz zu Realeinkommen- und 
BeschäftigungsVerlusten im Rest der 
Welt.“ Vor dem Hintergrund der Ein¬ 



dell für Mitteleuropa werden. Ver.di 
verweist hier insbesondere auf T-Mo- 
bile USA. Wie US-Firmen glauben, na¬ 
tionales Arbeitsrecht durch „hire and 
fire“ ersetzen zu können, zeigen nicht 
nur jahrelange Auseinandersetzungen 
der Gewerkschaft NGG mit multinati¬ 
onalen Hackfleischbratereien. 

Hier sei nur erwähnt, dass sich die 
US-Multis von dem Abkommen auch 
versprechen, Verbraucher- und Um¬ 
weltschutzbestimmungen knacken zu 
können. Der Fall des Verbots chlor¬ 
getränkter Hühnerteile in der EU, die 
Zulassung genmanipulierter Lebens¬ 
mittel bis zur Aufhebung der Emissi¬ 
onsbeschränkungen im Luftverkehr 
soll ihnen neue Märkte öffnen. Um¬ 
gekehrt hofft das deutsche Bankkapi¬ 
tal darauf, dass in den USA strenge¬ 
re Finanzmarktregulierungen fallen 
sollen. Die US-Firma Lone Pine z.B. 
verklagt derzeit Kanada, das mit den 
USA schon einen vergleichbaren Ver¬ 
trag hat, auf Schadensersatz wegen ei¬ 
nes Fracking-Moratoriums. 

Das ISW stellte schon im Sommer die 
Frage nach den Interessen hinter die¬ 
ser „Wirtschafts-NATO“. Der Rück¬ 
gang des Handels der EU mit den USA 
seit 2009 von 22,3 auf 11,5 % bei den 
Importen und 27,4 % auf 17,3 % bei den 
Exporten ist auch Indikator dafür, dass 
das ökonomische Gewicht der beiden 
zugunsten nicht nur der BRIC-Staaten 


kommens- und Vermögensverteilung 
hätte die Arbeitenden in den reichen 
Ländern fast genauso wenig davon wie 
ihre Klassenschwestern und -brüder im 
„Rest“. 

Als gäbe es nicht tausend andere 
Gründe dafür, hatten Regierungspoli¬ 
tiker angesichts der NSA-Spionageaf- 
färe jüngst das Aussetzen der Verhand¬ 
lungen mit den USA erwogen. Im Ko¬ 
alitionsvertrag liest es sich jetzt aber 
wie folgt: „So werden wir beispielswei¬ 
se den Abschluss eines Freihandelsab¬ 
kommens mit den USA vorantreiben“. 
DGB-Vorstandsmitglied Claus Mate- 
cki forderte die Verhandlungspartner 
auf, „die Interessen der Bevölkerung 
endlich stärker in den Blick zu neh¬ 
men“. Schutzrechte der Beschäftigten 
und der Umwelt müssten auf höchstem 
Niveau abgesichert werden. „Auch die 
öffentliche Daseinsvorsorge ist nicht 
verhandelbar“. 

Wie richtig. Richtig ist aber auch, dass 
gute Argumente alleine nichts nutzen, 
wenn es um die Profite multinatio¬ 
naler Konzerne geht. Linke Parteien, 
Gewerkschaften, Antiglobalisierungs¬ 
und Umweltbewegung sind gefordert 
aufzuklären und zu mobilisieren, auf 
Straßen und in Betrieben. Gerade für 
die Gewerkschaften und ihre Mitglie¬ 
der steht vieles auf dem Spiel, was sie 
in über 100 Jahren erkämpft haben. 

Volker Metzroth 
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„Wir sind Amazon“ 

Streik an drei Standorten in der BRD - US-Gewerkschaften mobilisieren 
zu Solidaritätsaktion vor Konzernzentrale in Seattle 


E rstmals haben Beschäftigte des 
Online-Versandhändlers Ama¬ 
zon gleich an drei Standorten in 
Deutschland über einen längeren Zeit¬ 
raum gestreikt. Der Zeitpunkt ist sehr 
gut gewählt, mitten im Weihnachtsge¬ 
schäft. Für den weltweit größten Ver¬ 
sandhändler Amazon kommen die 
Streiks, zu denen die Dienstleistungs¬ 
gewerkschaft ver.di am 16. 12. in den 
Logistik-Zentren Bad Hersfeld und 
Leipzig aufgerufen hat, zur Unzeit. 
Das gewinnträchtige Vorweihnachts- 
geschäft ist längst angelaufen, die 
Zahl der Bestellungen erreicht Jah¬ 
reshöchststände. Amazon ist auf rei¬ 
bungslose Abläufe angewiesen. Eben 
deshalb hat ver.di zu mehrtägigen 
Streiks aufgerufen, um die Geschäfts¬ 
leitung von Amazon an den Verhand¬ 
lungstisch zu zwingen. Seit April ver¬ 
sucht ver.di mit der Geschäftsleitung 
des US-Giganten über einen Tarifver¬ 
trag zu verhandeln. Das Ziel von ver. 
di ist ein Tarifvertrag gemäß des Ein¬ 
zel- und Versandhandels. Der Konzern 
will aber weiter nur nach den niedri¬ 
geren Konditionen der Logistikbran¬ 
che zahlen. 

Bei Amazon arbeiten bundesweit rund 
9 000 Mitarbeiter in acht Versandzen¬ 
tren. Für ver.di ist die aktuelle Situa¬ 
tion bei Amazon eindeutig. Es gebe 
nun einmal „keinen Versandhändler, 
der ohne logistische Tätigkeiten aus¬ 
kommt“, sagt ver.di-Sprecher Heiner 
Reimann, „aber deshalb bleibt es doch 
ein Handelskonzern“. Amazon bedient 
sich selbst logistischer Dienstleister wie 
etwa der Post und DHL. Damit fallen 


die Beschäftigten eindeutig in den Ta¬ 
rifvertrag des Einzel- und Versandhan¬ 
dels. In der niedrigsten Lohngruppe für 
Ungelernte liegt der Tarifvertrag im 
Einzel- und Versandhandel mit 11,69 
Euro knapp 10 % über den bei Ama¬ 
zon gezahlten Normallöhnen. Beim ta¬ 
riflichen Weihnachtsgeld von mindes¬ 
tens 1 250 Euro können die Beschäf¬ 
tigten bei Amazon mit 400 Euro nur 
träumen. 

Im größten deutschen Standort in 
Bad Hersfeld sind über 700 Beschäf¬ 
tigte dem Streikaufruf von ver.di ge¬ 
folgt. In Leipzig setzten am 16.12. über 
500 Streikende ein Zeichen für einen 
neuen Tarifvertrag. Erstmals haben 
sich die Beschäftigten in Graben bei 
Augsburg an der Tarifauseinanderset¬ 
zung beteiligt. Geprägt von kapitalis¬ 
tischer Arroganz sind die Aussagen 
von Amazon. Der Regionalgeschäfts¬ 
führer des Leipziger Versandzentrums, 
Armin Cossmann, sagte dem Radio¬ 
sender MDR mit Blick auf die Strei¬ 
kenden: „Uns macht das Wetter mehr 
Sorgen, wir sind sehr gut vorbereitet. 
Was man eben auch dabei wissen muss, 
dass es immer noch der deutlich kleins¬ 
te Teil der Kollegen ist, die sich dafür 
entschieden haben zu streiken.“ Der 
US-Konzern der 2012 in der BRD ei¬ 
nen Umsatz von 6,4 Milliarden Euro 
machte und damit den Umsatz von 
2010 um 60 Prozent steigerte, bezeich¬ 
net den Kampf für einen Tarifvertrag 
als Einmischung von ver.di in die Un¬ 
ternehmenskultur. Diese so gepriesene 
Unternehmenskultur war in der Ver¬ 
gangenheit gezeichnet von Billiglöh¬ 


nen mit Zeitvertragsarbeitnehmern 
aus Osteuropa und lokalen Nazigrö¬ 
ßen als Aufseher. Mit Zeitarbeitneh¬ 
mern aus anderen europäischen Län¬ 
dern versucht Amazon die Streiks 
zu überstehen. Doch täglich solidari¬ 


sieren sich immer mehr europäische 
Zeitarbeitnehmer mit ihren streiken¬ 
den Kolleginnen und Kollegen. So sind 
bereits die ersten Arbeiter aus Italien, 
Griechenland und Spanien mit in den 
Streik getreten. Die Kette der Solida¬ 
rität mit den Kolleginnen und Kolle¬ 
gen von Amazon wächst immer wei¬ 
ter, es fängt an weltweit im Konzern zu 
brodeln. Mehrere US-Gewerkschaften 
mobilisieren am 23.12. zu einer Solida¬ 
ritätsaktion mit den deutschen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen vor die Amazon- 
Firmenzentrale in Seattle. 


Die Arbeitsbedingungen bei dem On- 
line-Versandhändler sind weltweit ge¬ 
prägt von Dumpinglöhnen, permanen¬ 
tem Leistungsdruck und befristeten 
Arbeitsverhältnissen. Das System von 
Amazon ist global, weltweit werden in 


der Zeit von Oktober bis zum 24. 12. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu Dumpinglöhnen aus Drittländern 
eingestellt, um die Profitmaschine er¬ 
folgreich durch das Weihnachtsgeschäft 
zu steuern. Profit und Ausbeutung ste¬ 
hen dabei im Vordergrund. Für vie¬ 
le der Amazon-Beschäftigten an den 
weltweiten Standorten kann die Aus¬ 
einandersetzung Signalwirkung haben, 
so bestehen bereits grenzübergreifende 
Netzwerke der Gewerkschaften. 

In Bad Hersfeld dem größten Stand¬ 
ort von Amazon, zeigen die Beschäf¬ 


tigten Mut und Größe, trotz angedroh¬ 
ter Repressalien steigert sich die Zahl 
der Streikenden täglich. Eindrucksvoll 
zeigten über 800 Beschäftigte am 19. 
12. Flagge bei einer großen Demons¬ 
tration durch Bad Hersfeld, begleitet 
von den Landtagsabgeordneten der 
Partei „Die Linke“, Janine Wissler 
und Willy van Ooyen. Die Streiken¬ 
den sorgten so für eine breite Wel¬ 
le der Solidarität. Unter dem Motto 
„Wir sind Amazon“ klärten sie mit 
einer breiten Flugblattaktion die Be¬ 
völkerung in Bad Hersfeld auf. Im Ge¬ 
gensatz zu vielen Online-Plattformen, 
in denen die Pünktlichkeit der Weih¬ 
nachtspäckchen das Hauptthema ist, 
zeigte die Bad Hersfelder Bevölke¬ 
rung Solidarität mit den Beschäftig¬ 
ten. Dass die Solidarität mit den Strei¬ 
kenden grenzenlos ist, zeigen auch die 
Solidaritätsadressen die täglich die 
Streikenden erreichen. Unter Beifall 
wurde unter anderem die Solidaritäts¬ 
adresse des Parteivorstandes der DKP 
verlesen, die Worte von Patrick Köbe- 
le sorgten für nachdenkliche Diskus¬ 
sionen. 

Wie es bei Amazon nach Weihnachten 
weitergeht, wissen die Streikenden in 
Bad Hersfeld nicht, sie glauben nicht 
dass die Geschäftsleitung nach dem 
Weihnachtsgeschäft an den Verhand¬ 
lungstisch kommen wird. Für die Strei¬ 
kenden steht fest, dass ihr Kampf, noch 
Monate dauern kann. Sie wissen aber 
auch dass viele Menschen hinter ihnen 
stehen und mit ihnen gemeinsam für 
einen gerechten Tarifvertrag kämpfen 
werden. Andreas Goerke 



Mit der Arbeitsplatz-Keule 
zu höheren Rüstungsausgaben 

EADS-Rüstungsschmiede will Umsatzrendite beim Geschäft mit dem Tod verdoppeln 


Ja, so ein Zufall. Zehn Tage vor dem 
Gipfel der EU-Staats- und Regie¬ 
rungschefs am 19. und 20. Dezember 
in Brüssel, entdeckte EADS-Boss Tho¬ 
mas Enders, dass 5 800 Arbeitsplätze 
in der Rüstungssparte seines Konzerns 
zuviel an Bord seien und in den nächs¬ 
ten drei Jahren gekappt werden müs¬ 
sen; darunter 2 600 Stellen in Deutsch¬ 
land. Wegen rückläufiger Waffenbestel¬ 
lungen der EU-Staaten. Am folgenden 
Tag schickte er einen weiteren Knaller 
hinterher: Gelinge es nicht, zusätzliche 
Exportkunden für den Eurofighter zu 
gewinnen, „werden wir ab 2018 weite¬ 
re Arbeitsplätze abbauen müssen“, so 
Rüstungschef Bernhard Gerwert. 

Und rein zufällig ist das Schwerpunkt¬ 
thema der zweitägigen EU-Ratstagung, 
wie die „Gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (GSVP) vor al¬ 
lem im Rüstungsbereich weiter voran¬ 
gebracht werden kann. 

Noch nie wurde eine vergleichbare Ta¬ 
gung derart konzentriert und konzer¬ 
tiert von der Rüstungslobby vorberei¬ 
tet. Eine zentrale Rolle spielte dabei 
die Münchner Sicherheitskonferenz 
(MSC), deren Vorsitzender Wolfgang 
Ischinger zu Round Tables der Rüs¬ 
tungslobby und Ende April 2013 hun¬ 
dert handverlesene Rüstungsindustri¬ 
elle, Spitzenmilitärs und Militärpoliti¬ 
ker zum ersten „Future of European 
Defence Summit“ nach Berlin einlud 
(Gipfel der europäischen Rüstungslob¬ 
by, 3. 5. 2013, www.isw-muenchen.de). 
Es folgten diverse Studien und „Stra¬ 
tegiepapiere“, darunter das Papier 
der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP-aktuell. Oktober 13) unter dem 
Titel „Eine Agenda für den Europä¬ 
ischen Verteidigungsrat 2013“. Darin 
wird dem EU-Gipfel empfohlen, sich 
auf „Flaggschiffprojekte“ wie z.B. „Ein 
Drohnen-Programm als Technologie¬ 
treiber“ zu einigen. 

In einem „Informellen Treffen der EU- 
Verteidigungsminister“ Anfang Sep¬ 
tember im litauischen Vilnius debat¬ 
tierten diese ebenfalls Maßnahmen zur 


Stärkung der GVSP auf der Grundla¬ 
ge eines „Strategiepapier“ der EU- 
Außenbeauftragten Catherine Ashton. 
Auch Ashton forderte darin die EU¬ 
gemeinsame Entwicklung eines hoch¬ 
leistungsfähigen Drohnenprogramms 
zum „dual use“ also für militärische 
wie „zivile“ Verwendungen - z.B. zur 
Überwachung der EU-Grenzen. 
Europa müsse als Sicherheits-Dienst- 
leister „entscheidend handeln“ kön¬ 
nen, so Asthon, „möglichst in Part¬ 
nerschaft, nötigenfalls aber auch auto¬ 
nom in seiner Nachbarschaft, direkte 


Intervention eingeschlossen“, heißt es 
in dem Papier. Und: „Die Union muss 
zur Verteidigung ihrer Interessen in 
der Lage sein, indem sie zur interna¬ 
tionalen Sicherheit und Krisenbesei¬ 
tigung beiträgt und zur Machtprojek¬ 
tion in der Lage ist“ (zit. nach HB, 4. 
9.2013). 


Am gleichen Tag, an dem Enders jetzt 
sein Stellenabbau-Programm bekannt 
gab, veröffentlichte das EU-Parlament 
eine Studie seines wissenschaftlichen 
Dienstes unter dem Titel „Cost of Non- 
Europe Report“. Auf 88 Seiten werden 
die Missstände der europäischen Vertei¬ 
digungspolitik aufgeführt: „Verschwen¬ 
derische Überkapazitäten, Duplikatio¬ 
nen, fragmentierte Industrien und Märk¬ 
te“ (zit. nach Spiegel, 9. 12. 2013). Die 
Mehrkosten, die wegen dieses „Nicht- 
Europa“ entstehen, werden auf mindes¬ 
tens 26 Milliarden Euro beziffert. 


„Rein ins,Pooling & Sharing'!“ 

Die „Studien“ und „Strategiepapiere“ 
passen wie bestellt für EADS-Enders. 
Nicht, dass der Rüstungsindustrielle 
etwa den europäischen Steuerzahlern 
Geld sparen möchte. Im Gegenteil. 
„Europa muss mehr in die Sicherheit 
investieren“ forderte er mit Sicher¬ 


heitskonferenz-Ischinger in einem 
gemeinsamen Handelsblatt-Artikel 
(HB, 26. 4. 2013). Durch die Kürzun¬ 
gen der Rüstungsetats seien bereits 
„Fähigkeitslücken“ entstanden. Doch 
die Budgets aller EU-Staaten - mit 190 
Milliarden Euro (2012) mehr als Chi¬ 
na, Russland und Japan zusammen - 
müssten auf wenige Projekte in jeder 
Waffenkategorie gebündelt und auf 
wenige Rüstungsschmieden konzen¬ 
triert werden. Die Zauberformel von 
Enders und Ischinger, die sie in einem 
gemeinsamen Handelsblatt-Interview 
im Frühjahr ausgaben, lautet: „Europa 
muss auch bei Sicherheit und Verteidi¬ 
gung raus aus der Kleinstaaterei und 
rein ins „Pooling and Sharing“ (Bün¬ 
deln und Teilen“ (HB, 26. 4. 2013) - 
also in die Zusammenlegung und ge¬ 
meinsame Nutzung von Kapazitäten. 
Was natürlich mit der Einschränkung 
der Souveränität insbesondere klei¬ 
nerer EU-Staaten verbunden ist und 
den größeren Mächten noch mehr Ge¬ 
wicht verleiht. Aber es gelte, den „Ver¬ 
teidigungsmarkt zu erhalten und zu re- 
strukturieren“. Ischinger/Enders wei¬ 
sen darauf hin, dass man sich in Europa 
sechsmal so viele Waffensysteme leiste, 
wie die USA, wobei deren Rüstungs¬ 
ausgaben zweieinhalb mal so hoch sei¬ 
en. „Wir sind in vielen Bereichen zu 
klein, um uns weitere Fragmentierung 
und geringe Losgrößen leisten zu kön¬ 
nen“. Deshalb gelte es „Souveränität 
gegen Handlungsfähigkeit einzutau¬ 
schen“. Womit man durchaus im Trend 
läge: Wenn die europäischen Staaten 
schon ihre fiskal- und geldpolitische 
Souveränität abgeben, können sie ihre 
militärischen und waffentechnischen 
Hoheitsrechte doch gleich dazu legen. 
Ashton denkt dabei an finanzielle An¬ 
reize zur Zusammenarbeit; z.B. könn¬ 
ten gemeinsame Waffenprojekte von 
Haushaltskürzungen ausgenommen 
werden (HB, 4. 9.2013). 

So erweist sich Enders Job-Keule 
durchaus als Mehrzweckwaffe für die 
Durchsetzung seiner Konzern- und 


Profitpläne. Als Drohsystem, um die 
europäischen Regierungschefs zu 
„Pooling & Sharing“ anzutreiben. Als 
Druckmittel, um von der neuen Bun¬ 
desregierung eine endgültige Auf¬ 
gabe noch bestehender Rüstungsex¬ 
port-Restriktionen zu erreichen. „Wir 
brauchen neue Exporterfolge, um zu¬ 
sätzlichen Arbeitsplatzabbau zu ver¬ 
hindern“, so der Spartenchef Gerwert. 
Die Keule schwebt aber auch über der 
Belegschaft, um diese zu „Flexibilität“ 
bei der Konzernumstrukturierung und 
„Verringerung der Arbeitskosten“ zu 
zwingen, wie es Personalvorstand 
Thierry Baril fordert. Schließlich wer¬ 
den mehrere Werke, wie z.B. die bishe¬ 
rige Cassidian-Zentrale in München- 
Unterschleißheim stillgelegt. Der Sitz 
einer neuen Rüstungstochter, der Air¬ 
bus Defence and Space, wird auf dem 
Konzerngelände in Ottobrunn instal¬ 
liert. Jürgen Kerner, das für den Rüs¬ 
tungsbereich zuständige Vorstands¬ 
mitglied der IG Metall signalisierte, 
dass seine Gewerkschaft den Kon¬ 
zernumbau mittragen wolle, „wenn 
sich damit ein tragfähiges Konzept 
verbindet, das die Rüstungskapazi¬ 
täten in Deutschland auf lange Sicht 
auslastet und profitabel macht“ (zit. 
nach FAZ, 11.12. 2013). Einen besse¬ 
ren Ko-Manager könnte sich Enders 
nicht wünschen. Lediglich die Ren¬ 
diteziele sind dem Metaller etwas 
zu ehrgeizig und zu kurzfristig maxi¬ 
miert. Enders strebt ein höchst profi¬ 
tables Rüstungsgeschäft an. Sein Ziel 
ist eine Verdoppelung der Umsatzren¬ 
dite im operativen Geschäft auf zehn 
Prozent bis 2015, was eine Top-Marke 
in der Industrie wäre. Dabei weist die 
Rüstungssparte Cassidian bereits im 
laufenden Geschäft die höchste Um¬ 
satzrendite unter allen EADS-Töch- 
tern vor (ebenda). Mit einem derart 
hochprofitabel und fit getrimmten 
Konzern könnte dann auch die füh¬ 
rende Stellung von BAE-Systems im 
europäischen Waffengeschäft ange¬ 
griffen werden. Enders: „Wir müssen 
unsere Wettbewerbsfähigkeit im Ver¬ 
teidigungsgeschäft steigern - und wir 
müssen jetzt damit beginnen“. „Ein 
Konzern rüstet ab“, titelte die SZ zu 
den Stellenkürzungen und Umbauplä¬ 
nen (11.12. 2013). - Mitnichten! 

Fred Schmid,isw 
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Weckruf aus Gütersloh 

Bertelsmann-Studie zeigt Defizite der herrschenden Politikinszenierung 



War noch nie die Kanzlerin aller Deutschen: 
Angela Merkel. 


gende“ Spaltung keineswegs ein „rein 
städtisches Phänomen“ sei. 

Diese 17 Millionen Nichtwähler ver¬ 
abschiedeten „sich zunehmend dau¬ 
erhaft von der Teilnahme an Wahlen“. 
Dass die herrschende Politikinszenie¬ 
rung nahezu ein Drittel der Wahlbe¬ 
rechtigten nicht mehr zu erreichen ver¬ 
mag, dürfte bei den Gütersloher Ideo¬ 
logie- und Meinungsproduzenten, wo 
man gewohnt ist, über den Tag und die 
Kanzlerlnnen hinaus zu denken, einiges 
Unbehagen auslösen. Zwar hat sich die 
Mauerschützenpartei durch den Mix 
aus medialer Ausgrenzung und (Re¬ 
vitalisierung antikommunistischer 
Reflexe eingrenzen lassen, was für die 
DKP natürlich umso mehr gilt, ebenso 
sind rechtspopulistische Projekte bis¬ 
lang erfolgreich mit der Nazi-Kontami¬ 
nation ausgetrocknet worden, ob dieses 
Containment auf Dauer funktioniert ist 
fraglich. Vor allem in der Export- und 
Europa-Politik ist der deutsche Imperi¬ 
alismus aber auf aktive Unterstützung 
angewiesen. Das war schon beim ersten 
und zweiten Anlauf so. Ein Erodieren 
der „Heimatfront“, auch jenseits der 
„Dolchstoß“- Dramatisierung, ruft die 
Ideologie-Wächter auf den Plan. Im¬ 
merhin hat es Beppe Grillo auf 25,5 
Prozent geschafft, Marine Le Pen de¬ 
klassierte bei den Kantonaiswahlen 
im Süden geradezu ihre Gegner. Die 
deutsch-dominierte Europapolitik ist 


für die Wilders und Strohsack 
(Künstlernahme Stronach), 
die wahren Finnen und Po¬ 
len und alles, was es da sonst 
so gibt, besser als ein warmer 
Frühlingsregen. 

Schlimm genug, aber das ist 
das Lager der Vasallen. Was 
aber, wenn gleiches im eige¬ 
nen, im Lager des Domina¬ 
tors passierte? Eine Katas¬ 
trophe! Die weit in die CDU 
reichende (rechte) Skepsis 
gegen den Europa-Kurs der 
Kanzlerin bekäme nicht nur 
ihren Sarrazin, sondern eine 
wählbare Plattform. Gelänge 
es einem halbwegs vorzeig¬ 
baren Personal sich einiger¬ 
maßen frei von offen rassis¬ 
tischer/faschistischer Konta¬ 
mination zu halten, wäre das 
Wählerpotential beträchtlich 
und eine ernstzunehmende 
Bedrohung für die Große Ko¬ 
alition der vier regierungszu- 
gelassenen, neoliberalen Par¬ 
teien. Kein Wunder, dass die 
Gütersloher in die Fanfare 

blasen. 

Das Ergebnis der Bertelsmann-Unter¬ 
suchung kann auch als ein Dokument 
des Niedergangs der deutschen Sozi¬ 
aldemokratie gelesen werden. Die In¬ 
tegrationskraft der SPD hatte in den 
Versprechungen der Brandt-Ära ih¬ 
ren bundesrepublikanischen Höhe¬ 
punkt gefunden. Die Kooperations¬ 
variante des Kalten Krieges hatte et¬ 
was Luft für eine soziale und politische 
Aufbruchstimmung geschaffen - und 
nicht wenige Illusionen erzeugt. Der 
Kapitalismus galt als reformfähig, der 
Imperialismus als friedensfähig, die 
Systeme als konvergierend, die SPD 
als demokratisch und sozialistisch. 
Mit dem Antritt von Helmut Schmidt 
dagegen, trat die Partei an, dieses Re¬ 
form-Erbe wie eine Monstranz vor 
sich hertragend, eine Position nach der 
anderen zu räumen. Mit dem Schrö- 
derschen Überlaufen schließlich, dem 
Eintritt ins gegnerische Lager des of¬ 
fen-asozialen Neoliberalismus, ist der 
Ausverkauf des 100 Jahre alten Re¬ 
formansatzes auch ideologisch abge¬ 
schlossen. Das alte, „unsere Kinder 
sollen es einmal besser haben“, ist zu¬ 
gunsten des kleinbürgerlichen, „un¬ 
sere Kinder sollen es besser haben - 
als die anderen“, abgeräumt. Und für 
die Mehrzahl des SPD-Klientels gilt 
selbst das nicht mehr. Real betrachtet 
gibt es - bis auf einige Sozialpartner- 


Neonazis in der Bredouille 

Verbot, Querelen und Finanznot bei der NPD 


Parteien 

untereinander 

austauschbar 

Zum Koalitionsvertrag der 
hessischen Landesregierung 

Die schwarz-grüne Koalition in Hessen 
hat wieder einmal deutlich gemacht, 
dass die Rollen der bürgerlichen Par¬ 
teien untereinander austauschbar und 
alle Regierungskonstellationen möglich 
sind, solange die Interessen des Kapitals 
gewahrt bleiben, erklärte Michael Beltz, 
Vorsitzender der DKP Hessen. Die ge¬ 
plante Einsparung von einer Milliarde 
Euro in dieser Legislaturperiode wer¬ 
de wieder auf Kosten der arbeitenden 
Menschen vollzogen: vor allem durch 
massiven Stellenabbau im öffentlichen 
Dienst und bei der Beamtenbesoldung. 
Über den bisherigen Stellenabbau hin¬ 
aus sollen jährlich 350 Arbeitsplätze 
gestrichen werden. Hessen wird als ein¬ 
ziges Bundesland weiter nicht der Ta¬ 
rifgemeinschaft der Länder angehören. 
Dass im Wahlprogramm der Grünen 
noch zu lesen war: „wir werden zu ei¬ 
nem fairen Umgang mit den Beschäftig¬ 
ten des Landes zurückkehren“ schert sie 
genauso wenig wie ihr Einknicken beim 
Fluglärm, über den im Programm keine 
verbindliche Aussagen gemacht werden. 
Ebenso wenig wird über die Zukunft 
der Uni-Kliniken Gießen/Marburg aus¬ 
gesagt, wo Beschäftigte und Patienten 
unter den Folgen der Privatisierung zu 
leiden haben. Es ist zu erwarten, dass 
bei den freiwilligen Leistungen, bei den 
Hochschulen, im Sozialbereich, bei der 
Polizei und allen Landesbediensteten 
gnadenlos gekürzt wird. 

Wer sich nach dieser Landtagswahl ei¬ 
nen Politikwechsel erhofft haben mag, 
sieht sich wieder einmal getäuscht. Mit 
der Keule „Schuldenbremse“ wird auf 
allen Ebenen die Austeritätspolitik vo¬ 
rangetrieben - sei es von CDU/SPD in 
Berlin oder von CDU/Grün in Wiesba¬ 
den oder auf kommunaler Ebene. An¬ 
gesichts der dramatischen Verschuldung 
der Städte ist es eine Verhöhnung, wenn 
hier von „verlässlichen Rahmenbedin¬ 
gungen für Finanzen“ die Rede ist, um 
„die Gestaltungsmöglichkeiten von Krei¬ 
sen, Städten und Kommunen zu erhal¬ 
ten“. Michael Beltz erinnerte an die Hes¬ 
sische Verfassung, in der festgeschrieben 
ist: „Der Staat hat den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden die zur Durchfüh¬ 
rung ihrer eigenen und der übertragenen 
Aufgaben erforderlichen Geldmittel im 
Wege des Lasten- und Finanzausgleichs 
zu sichern. ...“ (Verfassung des Landes 
Hessen, Artikel 137/5). Weder die Bun¬ 
desregierungen - gleich unter welcher 
Kanzlerschaft - noch die Landesregie¬ 
rungen - gleich unter welchem Minis¬ 
terpräsidenten - haben dieses demokra¬ 
tische Postulat jemals ernst genommen. 
Ihr Handeln ist einzig ausgerichtet an 
den Interessen der Banken, Großkon¬ 
zerne und Superreichen. Gerade die 
zeitgleich ausgehandelten Koalitionen in 
Berlin und Wiesbaden offenbaren dies in 
aller Deutlichkeit - und bestätigen, was 
Karl Marx schrieb: „Die moderne Staats¬ 
gewalt ist nur ein Ausschuss, der die ge¬ 
meinschaftlichen Geschäfte der ganzen 
Bourgeoisklasse verwaltet.“ 

Deutsche Kommunistische Partei, 
Bezirksorganisation Hessen 

Verbotsantrag unterstützen 

„Anstatt die Fortschreibung der Mate¬ 
rialsammlung während des NPD-Ver- 
botsverfahrens der Federführung des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz 
anzuvertrauen, sollte die neue Bun¬ 
desregierung den Verbotsantrag der 
Länder auch offiziell unterstützen“, er¬ 
klärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion Die Linke, Ulla Jelpke, 
zur Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage ,Unterstützung der 
Bundesregierung für den NPD-Ver- 
botsantrag 4 “ (BT-Drucksache 18/135). 
Jelpke weiter: 

„Offenbar will die Bundesregierung 
so die größtmögliche politische Kon¬ 
trolle über das Verfahren haben, ohne 
zugleich die politische Verantwortung 
zu übernehmen. Eine solche Vorge¬ 
hensweise erscheint mir unlauter. Die 
neue Bundesregierung sollte sich end¬ 
lich dazu entschließen, den Verbotsan¬ 
trag der Länder auch offiziell zu unter¬ 
stützen.“ 


D ie Bertelsmann Stiftung ist ei¬ 
nem unerwarteten Phänomen 
auf die Spur gekommen: „Bun¬ 
destagswahl 2013: Wahlergebnis ist so¬ 
zial nicht repräsentativ? titelt der wohl 
einflussreichste, neoliberal-konserva- 
tive Think-Tank der Bundesrepublik 
auf seiner Web-Seite. Die 17 Millionen 
Nichtwähler kämen „überdurchschnitt¬ 
lich oft aus prekären Milieus? Die obe¬ 
ren zwei Drittel der Gesellschaft hätten 
„erheblich größeren Einfluss auf die 
Zusammensetzung des neu gewählten 
Bundestages als das untere Drittel“ 
Arbeitslosigkeit, Bildungsstand und 
Kaufkraft hätten „nachweislich maß¬ 
geblichen Einfluss auf die Wahlbeteili¬ 
gung? Die Stiftung hat der Bundestags¬ 
wahlen 2013 das Etikett „sozial prekär“ 
aufgeklebt. 

Zusammen mit dem Max-Plank-Insti- 
tut für Gesellschaftsforschung und dem 
Meinungsforschungsinstitut infratest- 
dimap hätten die Bertelsmänner in ei¬ 
ner repräsentativen Studie das Wahl¬ 
verhalten in 28 deutschen Großstädten 
und 640 Stimmbezirken untersucht. 
„Ergebnis: Je prekärer die soziale Si¬ 
tuation im Stadtviertel umso niedriger 
die Wahlbeteiligung.“ 

Bis zu 46 Prozentpunkte betrüge der 
Unterschied in der Wahlbeteiligung 
zwischen einzelnen Vierteln in ein und 
derselben Stadt. „So gaben in Köln- 


Bundestagswahlen 2014 waren 
„sozial prekär“ 


Chorweiler nur 42,5 Prozent der Wahl¬ 
berechtigten ihre Stimme ab, in Köln- 
Hahnwald hingegen 88,7 Prozent.“ 
Und, oh Wunder, die Forscher fanden 
einen „besonders starken statistischen 
Zusammenhang“ zwischen Wahlbetei¬ 
ligung und Arbeitslosigkeit. „In Chor¬ 
weiler liegt die Arbeitslosigkeit bei 
mehr als 19 Prozent, in Hahnwald bei 
gerade mal einem Prozent.“ 

1998, bei der hoffnungsfrohen Wahl 
von Rosa-Oliv, lagen, über ganz 
Deutschland, die Stimmbezirke mit 
der jeweils höchsten und niedrigsten 
Beteiligung laut Studie 19,1 Prozent¬ 
punkte auseinander. 2013 habe diese 
Differenz bereits 29,5 Prozentpunkte 
betragen. „Die Ungleichheit der Wahl¬ 
beteiligung hat sich in den vergange¬ 
nen vier Jahrzehnten verdreifacht (...) 
Die soziale Selektivität der Wähler¬ 
schaft verfestigt sich und führt zu ei¬ 
ner zunehmenden sozialen Spaltung 
unserer Demokratie“, so die Bertels¬ 
männer. Zumal diese „besorgniserre- 


Die neofaschistische NPD steckt nach 
wie vor in einer schweren Krise. So ist 
die Partei nicht nur aufgrund des An¬ 
fang Dezember eingereichten neuerli¬ 
chen Verbotsantrages in ihrer Existenz 
bedroht. Auch schwerwiegende Finanz¬ 
probleme und barsch ausgetragene Flü¬ 
gelkämpfe schwächen die extremen 
Rechten zunehmend. Erst im Novem¬ 
ber hatte das Bundesverfassungsgericht 
entschieden, dass die Partei zunächst 
keine Finanzmittel mehr aus der staat¬ 
lichen Parteienfinanzierung bekommen 
soll und der Bundestag eine eigentlich 
für 15. November vorgesehene und 
vierteljährlich erfolgende Abschlags¬ 
zahlung an die NPD mit einer ausste¬ 
henden Strafzahlung der Neofaschis¬ 
ten verrechnen dürfe. Wegen Fehlern 
im Rechenschaftsbericht der Partei für 
das Jahr 2007 schuldet die NPD dem 
deutschen Parlament noch ein Strafgeld 
von insgesamt 1,27 Millionen Euro. 
Die zunehmend prekäre finanzielle Si¬ 
tuation dürfte geeignet sein, den Neo¬ 
faschisten den Europawahlkampf deut¬ 
lich zu erschweren. Dies ist für die Par¬ 
teiführung durchaus desaströs, da der 
Kreis um den NPD-Bundesvorsitzen- 
den Holger Apfel innerparteilich immer 
stärker unter Druck gerät und daher da¬ 
rauf angewiesen ist, in naher Zukunft 


Erfolge vorzuweisen. Aktuell hofft die 
Parteispitze um Apfel noch immer auf 
ein erfolgreiches Abschneiden bei der 
Wahl zum Europäischen Parlament, 
die in der Bundesrepublik am 25. Mai 
nächsten Jahres stattfindet. 

Dies gilt tatsächlich nicht als ausge¬ 
schlossen, da das Bundesverfassungsge¬ 
richt Ende 2011 die bei den bisherigen 
Wahlen bestehende Fünf-Prozent-Hür¬ 
de gekippt hat. Sollte es dem Parteiflü¬ 
gel um Apfel hingegen nicht gelingen, 
bei den EU-Wahlen zumindest einen 
Achtungserfolg zu erzielen, dürften sei¬ 
ne Tage als Bundesvorsitzender gezählt 
sein. Schließlich will Udo Voigt, Apfels 
Vorgänger, eigentlich noch immer auf 
seinen alten Posten zurückkehren. Au¬ 
ßerdem hatte Voigt erst vor kurzem an¬ 
gekündigt, sich als Spitzenkandidat der 


NPD verfügt nach wie vor über 
arbeitsfähige Strukturen 

neofaschistischen Partei für die Wahlen 
zum EU-Parlament bewerben zu wol¬ 
len. Mit besagter Ankündigung Voigts 
dürften die Flügelkämpfe innerhalb der 
NPD weiter an Schärfe zunehmen. So 
galt seitens des Parteivorstandes bisher 
Udo Pastors, Fraktionschef der NPD im 
Landtag von Mecklenburg-Vorpom¬ 


mern, als Spitzenkandidat gesetzt, der 
vor allem vom amtierenden NPD-Chef 
Holger Apfel und dessen Gefolgsleuten 
unterstützt wird. 

Unter zunehmenden Erfolgsdruck war 
die NPD in den letzten Monaten au¬ 
ßerdem geraten, weil mit der Grün¬ 
dung der ebenfalls offen neofaschisti¬ 
schen Partei „Die Rechte“ durch den 

nonpd 

NPD-Verbot ■ jetzt! 

bundesweit aktiven rechten Kader 
Christian Worch eine ernstzunehmen¬ 
de Konkurrenz im neonazistischen La¬ 
ger entstanden ist. Auch „Die Rechte“ 
setzt auf ein erfolgreiches Abschneiden 
und zieht mit dem derzeit inhaftierten 
Neonazi Sven Skoda als Spitzenkandi¬ 
dat in den Europawahlkampf. Der Düs¬ 
seldorfer Skoda ist aktuell inhaftiert, da 
ihm die Justiz die Unterstützung einer 
„kriminellen Vereinigung“ vorwirft. 
Ob die junge Worch-Partei hingegen 
zur EU-Wahl zugelassen wird, ist noch 
nicht ausgemacht. Um überhaupt an 
der Wahl teilnehmen zu dürfen, müs¬ 
sen die Neonazis insgesamt 4 000 Un¬ 
terstützungsunterschriften sammeln. 


schaftsgewinnler - keinen politischen 
und ökonomischen Grund mehr SPD 
zu wählen. Die Partei hat sich als Re¬ 
formalternative selbst abgeschafft. Sie 
ist zum Zombie geworden. Sie hat es 
nur noch nicht gemerkt. 

Einige, die statt des Gewerkschafts¬ 
buchs auf die Advocard setzten, ha¬ 
ben es mit der CDU versucht. Aber, es 
wird nicht besser wenn man einen Irr¬ 
tum mit einem noch größeren zu kor¬ 
rigieren sucht. Es gibt für jenen über¬ 
wältigend großen Teil der Bevölkerung, 
welcher von der Reformkraft SPD in 
den 50er/60er/70er-Jahren profitierte, in 
diesem Parlament keine Partei mehr, 
die ihre Interessen vertritt - außer der 
Linken. 

Nun ist es eine Sache, der konkreten 
Ödnis der Gabriel/Merkel/Rösler/Roth 
den Rücken zuzuwenden. Die zumin¬ 
dest teilweise Verabschiedung von den 
herrschenden politisch-ideologischen 
Doktrinen ist aber eine völlig andere. 
Da das Containment der Linken wie 
auch der Rechtspopulisten trotz Krise 
bislang funktioniert, eine positive Al¬ 
ternative verschüttet liegt, bleibt für die 
Mehrzahl nur der Ausweg in die trot¬ 
zig-wütende Verweigerung. Tendenz: 
stetig steigend. 

Diese fragile Struktur ist allerdings 
ideologisch-materiell an den Glauben 
an eine relative Bevorzugung geknüpft. 
Wie den Entrechteten und Beleidigten 
die Erniedrigung der Watschenmänner 
und -frauen aus den Dschungelcamps 
zur Stärkung ihres sozialdarwinistisch 
zugerichteten Ego vorgeführt wird, 
müssen die südeuropäischen Opfer des 
deutschen Austeritätsdiktates als Be¬ 
weis herhalten, dass die „Mutti“, und in 
Zukunft auch der „Siggi“, schon alles 
richtig gemacht haben. 

Die Integrationskraft des Vierpartei¬ 
enblocks nicht weiter abschmelzen zu 
lassen, erfordert zumindest in einigen 
Punkten ein Abweichen vom neolibe¬ 
ralen Dogmatismus. Die Manöver in 
der Rentenfrage deuten in diese Rich¬ 
tung. Für die Röslers eine deutlich zu 
anspruchsvolle Übung. „Was kann die 
Politik tun, um wieder mehr Menschen 
für sich zu interessieren? Finden wir 
Wege zu verhindern, dass sich die so¬ 
ziale Spaltung in den demokratischen 
Prozessen widerspiegelt?“ (Studie) Der 
sozial-(darwinistisch) aufgehübschte, in 
der Sache nicht minder knallharte Neo¬ 
liberalismus von Schwarz-Rosa, Mode¬ 
ration nach Innen, Härte nach Außen, 
darf getrost als Kampfauftrag aus Gü¬ 
tersloh interpretiert werden. 

Klaus Wagener 


Da die Partei jedoch - unter anderem 
in Nordrhein-Westfalen - über arbeits¬ 
fähige Strukturen verfügt, dürfte die¬ 
ses Ziel durchaus zu erreichen sein. Das 
nordrhein-westfälische Innenministeri¬ 
um wägt auch im Fall der Partei „Die 
Rechte“ die Möglichkeit eines Verbots¬ 
verfahrens ab. 

In Sachen der NPD hatte Hans-Jürgen 
Papier, ehemaliger Präsident des Bun¬ 
desverfassungsgerichts, erst kürzlich 
vor einem nochmaligen Scheitern eines 
Verbotsverfahrens gewarnt. „Ob ein 
neuerliches, von den Bundesländern 
initiiertes Verbotsverfahren - ungeach¬ 
tet der V-Leute-Problematik - wegen 
der äußerst strengen materiellen An¬ 
forderungen von Erfolg gekrönt sein 
kann, erscheint fraglich“, schrieb er in 
einem Gastbeitrag für das Internetpor¬ 
tal „Deutsch-Türkisches Journal“. 
Damit der neuerliche Anlauf nicht - 
wie im Jahr 2003 geschehen - an der 
Verstrickung von sogenannten V-Leu- 
ten scheitert, hatten die Landesinnen¬ 
minister erklärt, dass sich in dem zu¬ 
sammengetragenen Beweismaterial, 
welches die Verfassungsfeindlichkeit 
und „aggressiv-kämpferische“ Grund¬ 
haltung der Neonazis belegen soll, kei¬ 
nerlei Informationen von verdeckten 
Ermittlern findet. Markus Bernhardt 
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Lächelnd in neue Kriege 

Wie eine Ärztin den hippokratischen Eid verletzen wird 



E in unterschiedliches Echo in der 
Bevölkerung und in der Öffent¬ 
lichkeit hat die allseits als Über¬ 
raschung empfundene Berufung und 
Ernennung von Ursula von der Leyen 
zur Verteidigungsministerin gefunden. 
Deutschlands hat nun erstmals eine 
Frau als Kriegsministerin. Sie soll be¬ 
weisen, dass auch eine Frau die Bun¬ 
deswehr in weltweite Kriegseinsätze 
führen kann. 

Als sie am Donnerstag, 12. Dezem¬ 
ber, gegen Mittag von der Kanzle¬ 
rin gefragt wurde, ob sie sich zutraue, 
Oberbefehlshaber der Bundeswehr zu 
werden, hatte sie wohl Schiss gekriegt 
und um Bedenkzeit gebeten. Aber 
schon sechs Stunden später stand ihre 
Entscheidung fest: Ja! Als die solide 
ausgebildete und in ihrem Beruf vie¬ 
le Jahre tätige Ärztin am Abend im 
Fernsehen von Günter Jauch gefragt 
wurde, ob sie sich denn jemals mit Si¬ 
cherheitspolitik befasst habe, antwor¬ 
tete sie offensichtlich ehrlich: Ja, seit 
heute Abend. 

Wir werden von der 
Leyen als stramme 
Kriegspolitikerin 
kennenlernen 


„Der Job“, so urteilte die „Thüringer 
Landeszeitung“, „ist nicht vergnügungs¬ 
steuerpflichtig: Mutter der Kompanie 
ist Ursula von der Leyen jetzt: Für den 
Job braucht es Helm und Schutzweste.“ 
Der „Reutlinger General-Anzeiger“ 
schrieb: „Angela Merkel hat Thomas 
de Maiziere aus der Schusslinie genom¬ 
men und ihm wieder das Innenressort 



zurückgegeben, in dem er sich bewährt 
hatte. Nun muss von der Leyen in der 
Löwengrube überleben lernen.“ Die 
„Landeszeitung“ in Lüneburg erahnt: 
„Vielmehr gilt es einer Entfremdung 
entgegenzuwirken, die sich zwischen 
Berufsarmee und unpopulären Aus¬ 
landseinsätzen und der desinteressier¬ 
ten Zivilgesellschaft entwickelt.“ Die 
„Lübecker Nachrichten“ sprechen gar 
von einem „Himmelfahrtskommando“, 
aber auch davon, „ob sie ein ... (neben 
loyalen Beratern und Militärexperten) 
... politisches Konzept für die Bundes¬ 
wehr der Zukunft besitzt - und dieses 
auch umsetzt“. 

Da kann beruhigt werden. Der Ver¬ 
teidigungsministerin wurden im Koa¬ 
litionsvertrag folgende Vorgaben (im 



Wortlaut) für ihre Arbeit auf den Weg 
gegeben: 

★ Wir bekennen uns zu einer starken 
Verteidigung mit modernen leistungs¬ 
kräftigen Streitkräften. 

★ Die Bundeswehr ist eine Armee im 
Einsatz. 

★ Eine weitere Reduzierung des Perso¬ 
nalumfangs der Bundeswehr ist keine 
Perspektive. 

★ Wir werden eine Attraktivitätsof¬ 
fensive voranbringen. Wir setzen uns 
für Familienfreundlichkeit ein, insbe¬ 
sondere für den Aufbau der Kinderbe¬ 
treuung. 

★ Wir treten dafür ein, ... die breite 
Anerkennung für den Dienst in den 
Streitkräften sicherzustellen. 


★ Der Zugang der Bundeswehr zu 
Schulen, Hochschulen, Ausbildungs¬ 
messen und ähnlichen Foren ist für uns 
selbstverständlich. 

★ Die Bundeswehr wird auch in Zu¬ 
kunft in Auslandseinsätzen gefordert. 

★ Wir streben einen immer engeren 
Verbund der europäischen Streitkräf¬ 
te an, der sich zu einer parlamentarisch 
kontrollierten europäischen Armee 
weiterentwickeln kann. 

★ Einsätze des Kommandos Spezial¬ 
kräfte (KSK ... unterliegen der Ge¬ 
heimhaltung. 

★ Vom Frühjahr 2014 an wird eine ein¬ 
heitliche militärische Luftfahrtbehörde 
aufgebaut (EU und NATO). 

★ Die Koalition wird eine europäische 
Entwicklung für unbemannte Luftfahr¬ 
zeuge voranbringen, ... die über Auf¬ 
klärung hinaus auch weitergehende 
Kampffähigkeiten haben. 

Die als Medizinerin ausgebildete Mi¬ 
nisterin werden wir nun als stramme 
Kriegspolitikerin kennen lernen. Jeden 
„Einsatz der Armee“ wird sie ebenso 
lächelnd begleiten wie die Werbung für 
die Bundeswehr an Schulen und Hoch¬ 
schulen. Wenn viele die Skrupellosig¬ 
keit der bürgerlichen Politikerinnen 
und Politiker nicht schon längst durch¬ 
schauen würden, könnten sie dennoch 
fragen: Wie, Frau von der Leyen, ver¬ 
trägt sich eigentlich ihre Politik, mit der 
Soldaten zu Mördern werden oder in 
den Tod gehetzt werden mit ihrem als 
Ärztin geleisteten hippokratischen Eid, 
dem Grundgesetz ärztlicher Ethik, die 
auf Erhaltung des Lebens in jedem Fal¬ 
le ausgerichtet ist. Rolf Priemer 


Datenschutz auf Eis gelegt 

Neue Datenschutzbeauftragte befürwortete Vorratsdatenspeicherung 



Protest vor dem Reichstag gegen die Vorratsdatenspeicherung. 


Für die neue Bundesregierung ist die 
zunehmende Überwachung der Bürge¬ 
rinnen und Bürger durch ausländische 
Geheimdienste offensichtlich kaum 
von Bedeutung. 

So wurde in der vergangenen Woche - 
trotz deutlicher Kritik der Linksfrak¬ 
tion - die CDU-Politikerin Andrea 
Voßhoff zur neuen Bundesdaten¬ 
schutzbeauftragten gewählt. Bei der 
Abstimmung im Bundestag konnte die 
55-Jährige insgesamt 403 von 585 Stim¬ 
men auf sich vereinen. Dass Voßhoff 
für diesen Posten, der in Zeiten aus- 
ufernder Überwachung durch in- und 
ausländische Geheimdienste immer 
mehr an Bedeutung gewinnt, tatsäch¬ 
lich geeignet ist, dürfte dabei durchaus 
bezweifelt werden. Hatte sie doch in 
der Vergangenheit etwa die umstrit¬ 
tene Vorratsdatenspeicherung unter¬ 
stützt. 

Ihr Amtsvorgänger Peter Schaar hatte 
hingegen im Gegensatz zu der CDU- 
Politikerin stets eine klar ablehnende 
Haltung zur Vorratsdatenspeicherung. 
„Diejenigen, die in Grundrechte ein- 
greifen, die sie einschränken wollen, 
sind in der Beweislast“, konstatierte 
er. Schließlich hätten sie „bisher kei¬ 
nen wirklich belastbaren Nachweis 
erbracht, dass die Vorratsdatenspei¬ 
cherung erforderlich“ sei. Überdurch¬ 
schnittliches Ansehen hatte Schaar auf¬ 
grund seiner Positionierung in Unions¬ 
kreisen daher nicht genossen. 

Es ist jedoch nicht nur die Bespitzelung 
der Bürgerinnen und Bürger durch 
deutsche Polizei- und Geheimdienstbe¬ 
hörden, die aktuell auf der politischen 
Tagesordnung stehen müsste. 

So kommt es in Folge der bereits vor 
Monaten erfolgten ersten Veröffentli¬ 
chungen über die Kooperation deut¬ 
scher Geheimdienste mit ihrem US- 
amerikanischen Pendant, der „National 
Security Agency“ (NSA), nahezu wö¬ 
chentlich zu neuen Enthüllungen über 
den staatlichen Überwachungswahn. 
Betroffen von der Bespitzelung durch 
die US-Geheimdienste sind dabei kei¬ 
neswegs nur deutsche Bundesbürger, 
sondern auch höchste deutsche Regie¬ 
rungskreise. Außerdem wurde ebenfalls 
bekannt, dass die NSA auch die Kom¬ 


munikation von anderen hochrangigen 
Politikern wie etwa der brasilianischen 
Präsidentin Dilma Rousseff oder von 
Mexikos Präsident Enrique Pena Nie- 
to ausspäht. 

Während sich schon die alte Bundes¬ 
regierung aus CDU/CSU und FDP 
nicht wirklich um die Aufklärung des 
tatsächlichen Überwachungsausmaßes 
verdient machte, ist auch bei der neuen 
„schwarz-roten“ Nachfolgeregierung 
kein Umdenken zu erkennen. 

So werden Details des Überwachungs¬ 
skandals bisher maßgeblich vom Jour¬ 
nalisten Glenn Greenwald öffentlich 
gemacht, der bereits im Juni dieses 
Jahres Tausende von geheimen Doku¬ 
menten vom ehemaligen NSA-Mitar- 
beiter Edward Snowden erhalten hatte. 
Snowden stand bis Mai dieses Jahres 
als technischer Mitarbeiter im Dienst 
der amerikanischen Geheimdienste 
NSA und CIA und hatte Zugang zu 


Informationen und Datensätzen, die 
von besagten Behörden als „streng 
geheim“ eingestuft waren. Nachdem 
Greenwald Anfang Juni erste Infor¬ 
mationen über das Überwachungs¬ 
programm „PRISM“ der US-Geheim¬ 
dienste und dessen britisches Pendant 
„Tempora“ veröffentlichte, gab sich 
Snowden der Öffentlichkeit am 9. Juni 
als Greenwalds Quelle zu erkennen. 
Es folgte seine Flucht nach Russland, 
wo ihm trotz harscher Kritik der US- 
Regierung vorerst Asyl gewährt wurde. 
Snowden, der mittlerweile neben dem 
US-Soldaten Manning als bekanntes¬ 
ter Whistleblower gilt, erhielt für sein 
couragiertes Handeln in Sachen Da¬ 
tenschutz und Bürgerrechte unter an¬ 
derem den „Fritz-Bauer-Preis“ der Hu¬ 
manistischen Union und einen „Whist- 
leblower-Preis“, der unter anderem von 
Transparency International verliehen 
wird. 


„Das heutige Amerika hat mit der 
Kombination aus schwachem rechtli¬ 
chen Schutz für Whistleblower, schlech¬ 
ten Gesetzen, die keinen Schutz des 
öffentlichen Interesses vorsehen, und 
einer Immunitätsdoktrin für Amtsper¬ 
sonen, die sich weit über die Grenzen 
des Rechts hinaus verirren, das Anreiz¬ 
system pervertiert, das Geheimnisse in 
Regierungen regelt“, kritisierte Snow¬ 
den schon vor geraumer Zeit. Es dürfe 
außerdem „niemals vergessen“ werden, 
„was uns die Geschichte über zu weit 
gehende Überwachung lehrt, noch dür¬ 
fen wir unsere Macht vergessen, solche 
Systeme im Sinne des Allgemeinwohls 
zu verändern“, konstatierte er weiter. 
Die deutsche Bundesregierung hinge¬ 
gen ficht das nicht weiter an. Dass die 
neue Bundesdatenschutzbeauftragte 
Voßhoff hier andere politische Akzen¬ 
te setzen wird, gilt hingegen als nahezu 
ausgeschlossen. Markus Bernhardt 


Wieder „Stolperstein“ 
in Wuppertal-Ronsdorf 
verlegt 

An die hundert Menschen kamen am 
10. Dezember zusammen, als in Rons- 
dorf, einem alten Arbeiter-Stadtteil von 
Wuppertal, wieder ein „Stolperstein“ 
für einen Widerstandskämpfer verlegt 
wurde. 

Nachdem in diesem Jahr schon einmal 
mit zwei „Stolpersteinen“ an das Ehe¬ 
paar Hugo und Hildegard Ebbinghaus 
wegen ihrer Verfolgung durch das fa¬ 
schistische Hitler-Regime erinnert 
wurde, haben auch dieses Mal wieder 
Ronsdorfer Naturfreunde und Kom¬ 
munisten sich eingesetzt, dass für Paul 
Wülfrath ein solcher Stein der Erinne¬ 
rung unter großer Anteilnahme verlegt 
wurde. 

Paul Wülfrath wurde am 23. Januar 
1901 in Ronsdorf geboren und erlern¬ 
te nach der Schule den Beruf des Werk¬ 
zeugmachers. Schon früh schloss er sich 
dem Deutschen Metallarbeiter-Ver¬ 
band und der Sozialistischen Arbeiter¬ 
jugend an. Seine konsequente Haltung 
führte ihn in die Reihen der KPD, wo er 
als Unterkassierer und Zellenleiter in 
Ronsdorf aktiv war. Aber als begeister¬ 
ter Wanderer und Liebhaber der Alpen 
gehörte Paul auch zu den Gründern der 
Naturfreundegruppe in Ronsdorf. 

Die Faschisten haben Paul Wülfrath 
wegen seiner konsequent antifaschis¬ 
tischen Gesinnung von Anfang an ver¬ 
folgt. Er gehörte zu den ersten Insassen 
des KZ Kemna, wurde später im be¬ 
rüchtigten KZ Börgermoor inhaftiert. 
Bei den Wuppertaler Gewerkschafts¬ 
prozessen wurde er wegen Vorberei¬ 
tung zum Hochverrat zu 2 Jahren und 
9 Monaten Haft verurteilt. Seine Frau 
Adele - genannt Thea - hat ihn mit ih¬ 
ren Besuchen immer gestärkt. 
Kurzzeitig in Freiheit, wurde Paul Wülf¬ 
rath wieder vom Arbeitsplatz weg ver¬ 
haftet und in eine militärische Strafein¬ 
heit gezwungen. Seinen Sohn Günter, 
der am 26. Juni 1941 geboren wurde, 
hat er nicht mehr gesehen. Er gelang¬ 
te an die Ostfront, wo er am 10. Januar 
1944 fiel. 

Sohn Günter erinnerte bei der 
„Stolperstein“-Verlegung jetzt mit 
bewegenden Worten daran, wie seine 
Mutter und er - damals 21/2 Jahre alt - 
in der Küche der Wohnung Lohsiepen- 
straße 15 die Nachricht vom Tode des 
Ehemanns und Vaters erhielten. 

Enkel Marc Wülfrath sagte in seiner 
Ansprache, dass er stolz sei auf seinen 
Großvater, der sich für eine gerechtere 
Welt ohne Ausbeutung, Unterdrückung 
und Kriege eingesetzt habe. Sein Cre¬ 
do: „Ohne Armut ist Faschismus nicht 
möglich! Wenn wir ernsthaft ein ver¬ 
nünftiges Erbe von Paul, das Erbe un¬ 
serer Großeltern antreten wollen, müs¬ 
sen wir ... uns immer wieder dagegen 
zusammenschließen! “ 

Marc dankte den Initiatoren und Mit¬ 
wirkenden des Projektes „Stolperstei¬ 
ne“ und betonte, dass nicht nur an Paul 
Wülfrath erinnert werden dürfe, son¬ 
dern dass auch die Täter und Nutznie¬ 
ßer beim Namen genannt werden müs¬ 
sen. „Nichts und niemand darf verges¬ 
sen werden. Das sind wir den Opfern 
des Faschismus schuldig!“ 

Wir Kommunisten halten das Anden¬ 
ken an Paul Wülfrath und die vielen 
anderen Opfer des Faschismus in Eh¬ 
ren, indem wir unseren Kampf fortset¬ 
zen gegen Ausbeutung, Faschismus und 
Krieg, für eine wahrhaft sozialistische 
Gesellschaft, in der einst der Mensch 
dem Menschen Freund sein wird. 
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Beziehungen 

Wenige Tage nach seiner Entmach¬ 
tung ist in Nordkorea der Onkel von 
Staatschef Kim Jong Un, Jang Song 
Thaek, von einem Militärtribunal zum 
Tode verurteilt und hingerichtet wor¬ 
den. In wilder Rhetorik beschreibt die 
staatliche Nachrichtenagentur KNCA 
Jang als korrupten, drogenabhängigen 
Frauenhelden, einen „dreimal verfluch¬ 
ten Verräter“, „niedriger als ein Hund“. 
Der enge Berater von Kim II Sung, Kim 
Jong II und - bis vor kurzem - auch 
Kim Jong Uns, habe die KDVR in eine 
US-Kolonie oder, wahlweise, in den 
Satelliten einer ungenannten „großen 
Macht“ verwandeln wollen. 

Dass es sich bei dieser Macht um China 
handelt, liegt auf der Hand. Der Vor¬ 
wurf weist auf tiefe Meinungsverschie¬ 
denheiten innerhalb der nordkoreani¬ 
schen Führung hin, auch wenn Pjöng¬ 
jang betont, es gebe keine Änderungen 
in der Wirtschaftspolitik und man wolle 
die strategische Partnerschaft mit dem 
großen Nachbarn fortsetzen. Jang hat¬ 
te sich besonders um den Ausbau der 
Wirtschaftsbeziehungen mit China be¬ 
müht. Seine Hinrichtung wirft ein grel¬ 
les Schlaglicht auf den kürzlich erfolg¬ 
ten Abzug nordkoreanischer Arbeits¬ 
kräfte aus bilateralen Projekten mit 
China. 

Vermutlich ist Jang nicht das letzte 
Opfer der internen Auseinanderset¬ 
zungen, die vor allem vom Militär be¬ 
stimmt werden. Denn dieses und nicht 
die Arbeiterklasse hat, seit 1977 der 
Marxismus-Leninismus in der Verfas¬ 
sung durch „Juche“ als Leitideologie 
ersetzt wurde, die führende Rolle in 
Staat und Gesellschaft inne. Das trennt 
die Partei der Arbeit Koreas von kom¬ 
munistischen Parteien, auch wenn sich 
führende Politiker des Landes gerne 
weiterhin als Kommunisten bezeich¬ 
nen. Was von den bürgerlichen Medi¬ 
en dankbar propagandistisch verwertet 
wird - keine Meldung über das Land 
in der „Tagesschau“, in der nicht der 
geografische Begriff „Nordkorea“ das 
Attribut „kommunistisch“ transportie¬ 
ren muss. 

Das koreanische Volk hat unsagbar 
gelitten für die nationale Unabhängig¬ 
keit der DRV Korea, und der Kampf 
gegen ausländische Einmischung und 
Aggression, für die Souveränität dieses 
Landes verdient Unterstützung. Aber 
kommunistische Politik muss die Inte¬ 
ressen der Arbeiterklasse und der mit 
ihr verbündeten Klassen und Schichten 
in den Vordergrund stellen und nicht 
die Interessen einer Dynastie. 

Manfred Idler 

Frankreich 
legt drauf 

Mindestlohn bei 9,53 Euro 

Der allgemeinverbindliche gesetzliche 
Mindestlohn in Frankreich (SMIC) liegt 
ab dem 1. Januar 2014 bei 9,53 Euro brut¬ 
to pro Stunde. Das macht 1 430,22 Euro 
pro Monat (bei Zugrundelegung der ge¬ 
setzlichen Arbeitszeit von 35 Stunden 
pro Woche) oder 1120,43 Euro netto für 
die etwa 3,1 Millionen Beschäftigten, die 
in Frankreich bei ihrer Entlohnung nicht 
über den SMIC hinaus kommen (ca. 13 
% der lohnabhängig Beschäftigten). 

Die am 16.12. von der Regierung ver¬ 
kündete Anhebung geht nicht über die 
gesetzlich vorgeschriebene jährliche 
Anpassung an die gestiegenen Lebens¬ 
haltungskosten hinaus. Für die Betroffe¬ 
nen sind das gerade 10 Cent mehr pro 
Stunde oder 15,76 Euro mehr pro Mo¬ 
nat (etwa 12 Euro netto). Die Gewerk¬ 
schaften bezeichneten dies übereinstim¬ 
mend als ungenügend. „Die Regierung 
beschränkte sich auf die Empfehlungen 
der Expertengruppe zum SMIC, die die 
Unternehmerthesen übernahm, wonach 
Löhne eine für die Beschäftigung schäd¬ 
liche ,Last‘ seien“, erklärte ein Sprecher 
der CGT. Es sei jedoch gerade umge¬ 
kehrt: durch angemessene Entlohnung 
und Anerkennung der Qualifikation 
der Beschäftigten würden Konsum und 
Wachstum angekurbelt werden können. 
Die CGT fordert eine sofortige weitere 
Anhebung des SMIC, damit er in Kürze 
1700 Euro pro Monat erreicht. 


Shopping auf der Seidenstraße 

China investiert in der Ukraine 



Herzliches Einvernehmen in Peking: Janukowitsch und Li Xinping 


„Die Ukraine verkauft die Krim - aber 
nicht an Russland.“ „Die Chinesen be¬ 
ginnen mit der Eroberung der Krim.“ 
Unter diese und ähnliche sensationelle 
Überschriften stellten ukrainische und 
russische Zeitungen und Internetsei¬ 
ten ihre Berichte nach der Rückkehr 
des ukrainischen Präsidenten Januko¬ 
witsch von seinem Staatsbesuch in Pe¬ 
king. Was war geschehen? 

Nach der „Njezawisimaja Gazeta“ 
(NG) vom 9.12. haben die Ukraine 
und die chinesische Beijing Interoce- 
anic Canal Investment Management 
ein Memorandum über die Zusam¬ 
menarbeit beim Bau eines Tiefwas¬ 
serhafens auf der Krim unterzeich¬ 
net. Außerdem soll der Fischereihafen 
in Sewastopol modernisiert und eine 
chinesische Wirtschaft-Entwicklungs¬ 
zone auf der Krim entstehen. In die¬ 
ser Zone, die Sewastopol und Territo¬ 
rien an der Westküste der Halbinsel im 
Gebiet Jewpatorija umfasst, planen die 
Chinesen den Bau eines neuen Flugha¬ 
fens, Werften, ein Erdölverarbeitungs¬ 
werk, ein Terminal für komprimiertes 
Erdgas sowie Ausbildungs- und Erho¬ 
lungszentren. 

Die erste Phase des Projekts soll Ende 
2014 beginnen, darunter der Bau des 
Hafens. Die Investitionen der Chine¬ 
sen in die Infrastruktur des Hafens 
sind mit 3 Mrd. Dollar angesetzt. In der 
zweiten Phase, in der es um die ande¬ 
ren Vorhaben geht, sollen die chinesi¬ 
schen Investitionen bereits 7 Mrd. Dol¬ 
lar erreichen. Nach chinesischen Anga¬ 
ben ist vorgesehen, das Projekt in nur 
zwei Jahren zu realisieren. Gewinne 
werden nach etwa sechs Jahren nach 
Inbetriebnahme aller Objekte des Vor¬ 
habens erwartet. 

Wie die NG schreibt, soll das Krim¬ 
projekt zu einem Knotenpunkt in der 
ambitionierten chinesischen Integrati¬ 
onskonzeption unter der Bezeichnung 
„Wirtschaftsgürtel der Seidenstraße“ 
werden, die der chinesische Präsident 
Xi Jinping im September ankündigte. 
Nach Meinung offizieller chinesischer 
Presseorgane werde dieses Vorhaben 
sich als bedeutend erfolgreicher er¬ 
weisen als die Idee des russischen Prä¬ 
sidenten Putin von einer Eurasischen 
Union. Das chinesische Integrations¬ 
vorhaben erfasse nicht nur Zentrala¬ 
sien, sondern auch Transkaukasien: 
Aserbaidschan, Armenien, Georgien, 
Narodny Karabach, Abchasien, Süd- 
ossetien. Endpunkt dieses Projekts sei 
Europa. 

Die NG hebt in diesem Kontext her¬ 
vor, es sei bemerkenswert, dass Russ¬ 
land vorläufig abseits der Seidenstra¬ 
ße bleibe. Zumindest hätten die Chi¬ 
nesen nichts deutlich Vernehmbares 
über Projekte auf dem Territorium 
Russlands verlauten lassen, die vom 
Gewicht her den Vorhaben der Inte¬ 
grationskonzeption vergleichbar wä¬ 
ren. Es heiße nur, in den Aktivitäten 
Pekings enge nichts die Rechte Mos¬ 


kaus ein und Russland könne sich an 
der Entwicklung der Infrastruktur, z.B. 
in Zentralasien beteiligen. 

Von Seiten der russischen Führung gibt 
es keine Reaktion zum Krimprojekt 
Chinas. Seine Meinung zu diesem Vor¬ 
haben äußerte dagegen der stellver¬ 
tretende Direktor des Instituts für die 
GUS-Länder, Wladimir Scharichin. Er 
betonte, dass China Investitionen in der 
ganzen Welt tätige. So befinde sich Af¬ 
rika bereits unter starkem Einfluss chi¬ 
nesischer Investitionen. Angesichts des 
einen Projekts auf der Krim sei es da 
voreilig davon zu sprechen, die Ukrai¬ 
ne befinde sich unter dem Druck Chi¬ 
nas. „Die Ukraine - so Scharichin wei¬ 
ter - hänge bisher wesentlich stärker 
von Russland und der Europäischen 
Union ab, zwischen denen sie zurzeit 
eine schmerzhafte Wahl zu treffen ver¬ 
suche. Die Ukraine sei mit Russland 


Ab dem Jahresanfang 2014 muss die 
Ukraine statt 430 Dollar pro 1000 Ku¬ 
bikmeter Gas nur noch 268,50 Dollar 
zahlen. Zudem gewährt Moskau dem 
Nachbarland einen Kredit über 15 Mrd. 
Dollar. Darin besteht der Kern der Ver¬ 
einbarungen zwischen dem russischen 
Präsidenten Putin und seinem ukraini¬ 
schen Amtskollegen Janukowitsch in 
der vergangenen Woche in Moskau. 
Diese Maßnahmen werden es gestat¬ 
ten, zur Lösung ökonomischer Pro¬ 
bleme der Ukraine beizutragen und 
den ukrainischen Fiskus zu stützen, 
bemerkte das russische Staatsober¬ 
haupt dazu in geradezu klassischem 
Understatement. Ihre tatsächliche Be¬ 
deutung für die Ukraine machte dage- 


durch gewaltige Finanz- und Waren¬ 
ströme verbunden. Auf Russland und 
übrigens auch auf die EU entfielen je¬ 
weils mehr als 30 Prozent des Waren¬ 
austauschs der Ukraine. Der Wissen¬ 
schaftler vertrat den Standpunkt, es sei 
eine Übertreibung anzunehmen, Chi¬ 
na könne in nächster Zeit ein ebenso 
wichtiger Investor und Handelspartner 
für die Ukraine werden. Auf die Erfah¬ 
rung in den zentralasiatischen Nachfol¬ 
gestaaten der Sowjetunion verweisend, 
betonte Scharichin, dass China bisher 
seinen wirtschaftlichen Einfluss noch 
nicht mit politischer Einflussnahme 
verbinde. Allerdings sei es fehlerhaft, 
„den geopolitischen Faktor im Han¬ 
deln Chinas völlig zu negieren“. 

In einem Beitrag, der zeitgleich am 10. 
12. auf der ukrainischen Internetseite 
„finance.ua“ und der russischen Seite 
„gazeta.ru“ veröffentlicht wurde, wer- 


gen der ukrainische Ministerpräsident 
Asarow deutlich, der feststellte, ohne 
die erzielten Vereinbarungen hätte die 
Ukraine einen Staatsbankrott und ei¬ 
nen sozialen Kollaps erlebt. Wörtlich: 
„Staatsbankrott und sozialer Kollaps - 
dies wäre in dem Fall die Bescherung 
für das ukrainische Volk zum Jahres¬ 
wechsel gewesen.“ 

Im Unterschied zur EU, die die Ukra¬ 
ine mit dem sprichwörtlichen Tropfen 
auf den heißen Stein abspeisen woll¬ 
te (mit 600 Euro-Milliönchen und der 
Unterstützung eines 15-Miliarden- 
Kredits des IWF, der allerdings an ein 
„Reform“-Diktat nach griechischem 
Muster gebunden sein sollte), versi¬ 
cherte Putin, die Vereinbarung „ist mit 


den die Entwicklungen kritischer be¬ 
trachtet und es wird insbesondere auch 
auf die Investitionen Chinas in den 
ukrainischen Agrarsektor hingewie¬ 
sen. So habe China Kiew allein 2012 
drei Mrd. US-Dollar für die Entwick¬ 
lung des Agrarsektors und 3,7 Mrd. für 
Energieprojekte zur Verfügung gestellt. 
Im September 2013 sei dann bekannt 
geworden, dass China im Rahmen sei¬ 
ner Politik der Nutzung ausländischer 
Ländereien für die Erzeugung von 
Agrarprodukten plane, in der Ukrai¬ 
ne etwa drei Millionen Hektar für 50 
Jahre zu pachten. Das Projekt beginne 
im Gebiet Dnjepopetrowsk und werde 
im Gebiet Cherson und auf der Krim 
fortgeführt. 

Aleksandr Orlow, der Autor des Beitra¬ 
ges, betont, eine Reihe ukrainischer Ex¬ 
perten seien über die Unterzeichnung 
der Übereinkunft mit der Beijing In- 
teroceanic Canal Investment empört 
und zitiert in diesem Zusammenhang 
das Mitglied des Expertenrats beim Mi¬ 
nisterrat der Krim-Autonomie, Sergej 
Kiselew: 

„Der Hafen wird gebaut, um Getreide 
aus der Krim zu exportieren, auf der 
den Chinesen 160 000 Hektar Land 
zur Pacht angeboten werden. Darauf 
soll Weizen und Mais angebaut wer¬ 
den. Geplant ist, auf dieser Fläche eine 
kaum vorstellbare Ernte von 8 Millio¬ 
nen Tonnen einzufahren. Im Ergebnis 
wird der Hafen der Krim als Kurort- 
Region den Todesstoß versetzen.“ 
Einige Politologen sprächen, so Orlow, 
sogar davon, dass die Regierung Janu¬ 
kowitsch die Ukraine mit den Land¬ 
verpachtungen an Investoren aus Zen¬ 
tralasien in eine Reihe mit Ländern der 
Dritten Welt stelle, die schon seit lan¬ 
gem unter einem merklichen Einfluss 
Pekings stünden. 

Die Projekte Chinas auf der Krim fin¬ 
den bei den Menschen dort offenbar 
nicht nur Zustimmung. Und manches 
davon dürfte auch in Moskau nicht 
gerade Begeisterung hervorrufen. 

Willi Gerns 


keinen Bedingungen verbunden, we¬ 
der mit der Erhöhung, Senkung oder 
dem Einfrieren sozialer Standards, 
Renten, Transferleistungen oder Aus¬ 
gaben“. Damit wird erneut deutlich, 
wer von den beiden „Brautwerbern“ 
um die Ukraine wirklich Druck auf 
„die Braut“ ausübt, und wer nicht. Und 
wenn Klitschko nach alledem Januko¬ 
witsch „einen Ausverkauf des Landes“ 
vorwirft, zeigt das nur anschaulich, 
wessen Interessen der Multimillionär 
vertritt. Ganz sicher nicht die der ein¬ 
fachen Ukrainerinnen und Ukrainer, 
die im Unterschied zu ihm bei einem 
Staatsbankrott aus ihrer ohnehin sehr 
schweren materiellen Lage ins nackte 
Elend abstürzen würden. W.G. 


Russland wendet Staatsbankrott der Ukraine ab 


Abfuhr für die Nato 

Serbien strebt militärische Zusammenarbeit mit Moskau an 


Während seit Wochen die Berichte der 
Medien über die von der EU organi¬ 
sierte ukrainische Opposition gegen 
Russland überschwappen, verloren 
dieselben Gazetten kein Wort über 
die Abfuhr, die die Nato zu selben 
Zeit in Serbien erhielt. Nicht zufällig 
hat die Moskauer Nachrichtenagentur 
Ria Nowosti dieser Tage die noch im¬ 
mer höchst aktuellen Informationen, 
die auch von Radio Belgrad Internati¬ 
onal verbreitet wurden, ins Netz ihrer 
online- Ausgabe gestellt. Sie betreffen 
den Besuch des russischen Verteidi¬ 
gungsministers, Sergej Schoigu Mitte 
November in Belgrad. 

Dem Besuch voran ging im August 
eine Visite des serbischen Vizepremi¬ 
ers und Verteidigungsministers, Alex- 
andar Vuci, in Moskau. Sie endete mit 
Vereinbarungen über die militärische 
Zusammenarbeit in mehreren Berei¬ 


chen, aus denen Vuci in einem Inter¬ 
view für den Belgrader TV-Sender 
B92 die Kooperation „in der Verteidi¬ 
gungsindustrie“ hervorhob. Dazu hat¬ 
te der serbische Militärchef Verhand¬ 
lungen mit dem für die Rüstungsindu¬ 
strie zuständigen russischen Vizepre¬ 
mier Dmitri Rogosin. Vuci teilte mit, 
dass die Kooperation „in nächster Zeit 
auf ein viel höheres Niveau gebracht 
wird“. 

Das erfolgte dann während des Be¬ 
suchs Schoigus in Belgrad, bei dem die¬ 
ser mit seinem neuen serbischen Kolle¬ 
gen, Nebojsa Rodic (seit September im 
Amt), drei weitere Abkommen, darun¬ 
ter über die Zusammenarbeit im Be¬ 
reich der Verteidigung schloss. Grund¬ 
lage war, wie Rodic betonte, eine 
Deklaration über „die strategische 
Partnerschaft zwischen Serbien und 
Russland“, die von den Präsidenten 


Tomislav Nikolic und Wladimir Putin 
unterzeichnet wurde. Das Dokument 
beinhalte, so Rodic, die verbesserte 
operative Leistungsfähigkeit, Funkti¬ 
onalität, Mobilität und Zuverlässigkeit 
der serbischen Armee. Mit der Dekla¬ 
ration habe „die Zusammenarbeit von 
Moskau und Belgrad eine neue Quali¬ 
tät erhalten“ erklärte Schoigu seiner¬ 
seits. Es seien Manöver der Luftstreit¬ 
kräfte und Luftverteidigung, darunter 
die Abwehr von Luftangriffen, die Ver¬ 
stärkung der Kooperation der Land¬ 
streitkräfte, die Vertiefung des Zusam¬ 
menwirkens der Generalstäbe beider 
Armeen und die Ausbildung serbischer 
Offiziere an russischen Militärakade¬ 
mien beraten worden. 

Beobachter sehen in der militäri¬ 
schen Zusammenarbeit mit Moskau 
eine eindeutige Abfuhr an die Adres¬ 
se der NATO, Serbien in den Kriegs¬ 


pakt einzubeziehen. In Belgrad habe 
man die 78 Tage währenden Luftüber¬ 
fälle, die Zerstückelung Serbiens, die 
Abspaltung des autonomen Kosovo 
vom serbischen Staatsverband und 
die Forderung, Belgrad solle das an¬ 
erkennen, nicht vergessen. Der frühe¬ 
re serbische Außenminister Vladislav 
Jovanovi fasst das Scheitern der Nato 
so zusammen: „Ohne Serbien können 
sie (die führenden Nato-Staaten) nicht 
den Balkan beherrschen, und wenn 
sie nicht die volle Kontrolle über den 
Balkan haben, können sie nicht wei¬ 
ter erfolgreich nach Osten, was ihr ei¬ 
gentliches Ziel ist.“ Der russische Ver¬ 
teidigungsminister, der von Präsident 
Nikoli im „Serbien Palast“ empfangen 
und mit dem „Orden des Serbischen 
Banners ersten Ranges“ ausgezeich¬ 
net wurde, erklärte bei der Erörterung 
der Lage in Kosovo unzweideutig, dass 
Russland die Politik der Belgrader Re¬ 
gierung und die territoriale Integrität 
Serbiens unterstützt. 

Gerhard Feldbauer 
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Sanktionen fördern Bürgerkrieg und Elend 

Die syrische Tragödie und die Verantwortung der Bundesregierung 


D ie Kämpfe in Syrien haben seit 
dem Frühjahr 2011 schätzungs¬ 
weise 120 000 Menschen, dar¬ 
unter 40 000 Soldaten, das Leben ge¬ 
kostet. Fast 5 Millionen Syrer sind zu 
Binnenflüchtlingen geworden, weite¬ 
re 1,7 Millionen sind vor Krieg, Terror 
und ethnischen Säuberungen in die 
Nachbarstaaten geflohen. Sie alle ha¬ 
ben ihr ganzes Hab und Gut verloren, 
viele sind schwer traumatisiert. Die 
Infrastruktur Syriens ist zum großen 
Teil zerstört, seine Wirtschaft weit¬ 
gehend zum Erliegen gekommen. Es 
fehlt an Lebensmitteln, Medikamen¬ 
ten und ärztlicher Versorgung. Nur 
wenigen ist bewusst, dass die Bundes¬ 
regierung für diese Tragödie des syri¬ 
schen Volkes im hohen Maße Mitver¬ 
antwortung trägt. 

Mit der Nato im Krieg 
gegen Syrien 

Seit über 30 Monaten führt die Bun¬ 
desregierung gemeinsam mit den USA 
und Nato-Partnern, mit Israel und den 
reaktionären Monarchen von Saudi- 
Arabien und Katar einen verdeckten 
Krieg gegen Syrien. Erklärtes Ziel 
der „Freunde Syriens“, wie sich dieses 
Kriegsbündnis verlogen nennt, ist es, 
die syrische Regierung zu stürzen und 
durch eine ihnen hörige Marionetten¬ 
regierung zu ersetzen. 

Gemeinsam mit den USA und ihren 
Bündnispartnern hat die Bundesre¬ 
gierung die diplomatischen Beziehun¬ 
gen zur syrischen Regierung eingefro¬ 
ren. Selbstherrlich haben die „Freun¬ 
de Syriens“ in Kolonialherrentradition 
die von ihnen selbst zusammengestell¬ 
te und finanzierte „Nationale Syrische 
Koalition“ als „legitimen Vertreter der 
Bestrebungen des syrischen Volkes“ 
anerkannt. Diese von Islamisten do¬ 
minierte „Koalition“ setzte, wie ihre 
Zahlmeister, von Anfang an auf den 
Sturz der syrischen Regierung durch 
Terroranschläge, Bürgerkrieg und 
eine militärische Intervention der 
Nato. 

Saudi-Arabien und Katar übernah¬ 
men die Finanzierung, Bewaffnung 
und Einschleusung islamistischer 
Kämpfer nach Syrien. Die Türkei 
und Jordanien stellten ihr Territori¬ 
um als Aufmarsch- und Rückzugsge¬ 
biet zur Verfügung. Sondereinheiten 
der Nato-Staaten und Söldner von 
Blackwater und Co. unterstützen 
diese „Freiheitskämpfer“ bei ihren 
Terroranschlägen und militärischen 
Operationen. Die Bundesregierung 
ihrerseits erhöhte den Druck auf die 
syrische Regierung mit einem Spio¬ 
nageschiff vor der syrischen Küste, 
der Stationierung von Patriot-Rake¬ 
ten an der türkisch-syrischen Gren¬ 
ze und der Unterstützung der ame¬ 
rikanischen Kriegsdrohungen: Syrien 
sollte gezwungen werden, möglichst 
viele Ressourcen für seine Verteidi¬ 
gung gegen eine mögliche Invasion 
der Nato bereitzuhalten, damit sein 
Zusammenbruch beschleunigt würde. 
Das entscheidende Instrument aber, 
mit dem Bundesregierung und EU bis 
heute den Bürgerkrieg in Syrien for¬ 
cieren, sind die Wirtschaftssanktionen. 
Seit 2011 sind sie in Kraft. 

Wenn Staaten der Dritten Welt eine ei¬ 
genständige Politik verfolgen, maßen 
sich die Regierungen der USA und der 
EU das Recht an, sie mit Wirtschafts¬ 
sanktionen zu bestrafen. Dabei nutzen 
sie ihre beherrschende Position auf den 
Handels- und Kapitalmärkten aus. Die 
betroffenen Völker werden vor die Al¬ 
ternative gestellt, in bodenloses Elend 
zu stürzen oder sich sklavisch zu fügen. 
Selbst den Tod von Hunderttausenden 
Menschen wie im Fall des Embargos 
gegen den Irak in den 90er Jahren neh¬ 
men sie bedenkenlos in Kauf. 

Syrien ist für den Einkauf notwendi¬ 
ger Industriegüter auf die Erlöse aus 
dem Verkauf seines Rohöls angewie¬ 
sen. Weil es selbst nur über zwei eigene 
Raffinerien verfügt, muss es seinerseits 
Treibstoff und Heizöl importieren. Für 
die Stromversorgung seiner Industrie 
braucht es Technologie und Ersatztei¬ 
le von den westlichen Industriestaaten. 


Genau da setzen die Sanktionen der 
Bundesregierung und EU an: 

★ Die syrischen Guthaben bei ihren 
Banken wurden „eingefroren“ und 
dem Land der Zugang zu den inter¬ 
nationalen Kapitalmärkten versperrt; 

★ Sämtliche Investitionsvorhaben in 
Syrien wurden gestoppt; 

★ Der Import syrischen Erdöls und 
Erdölprodukte wurde verboten. Fast 
90 Prozent der syrischen Ölexporte 
gingen bis dahin in EU-Staaten. Mit 
dem Embargo verlor das Entwick¬ 
lungsland rund 4 Milliarden Euro an 
Deviseneinnahmen pro Jahr. Mit den 
Einnahmen aus Öl und Gas erwirt¬ 
schaftete Syrien 20 Prozent des Brut¬ 
tosozialproduktes und 25 Prozent der 
Staatseinnahmen. Ein rapider Wert¬ 
verlust des syrischen Pfundes und 
sprunghafte Preissteigerungen für die 
Bevölkerung waren die Folge. 

★ Der Verkauf von Treibstoff und 
Heizöl sowie von Ausrüstung und 
Technologie für die Förderung von 
Erdgas und Erdöl sowie für Kraft¬ 
werke zur Stromgewinnung an Syri¬ 
en wurde untersagt. Ohne Treibstoff 
und Strom aber kommen Trakto¬ 
ren und Bewässerungsanlagen in der 
Landwirtschaft, die Lebensmittelver¬ 
sorgung der Bevölkerung, Industrie, 
Handwerk, Handel und Transportwe¬ 
sen zum Erliegen; gerade auch des¬ 
halb sind die beiden Raffinerien des 
Landes, die Ölpipelines,die Kraftwer¬ 
ke und das Stromversorgungsnetz be¬ 
vorzugtes Ziel der Aufständischen. 
Mit dem Embargo soll die Wirtschaft 
Syriens lahmgelegt, die Arbeitslosig¬ 
keit und die Not der betroffenen Be¬ 
völkerung drastisch erhöht werden. 
Die Sanktionen zielen darauf, der sy¬ 
rischen Regierung ihre soziale Basis zu 


Es gibt Belege dafür, dass seit dem Juni 
2013 47 Tonnen Waffen und Munition 
aus der Türkei nach Syrien geschickt 
wurden. Die Quelle sind die Vereinten 
Nationen (UN) und das türkische Sta¬ 
tistikamt (TÜIK). 

Ich bin zunächst über die Daten der 
UN auf die Situation aufmerksam ge¬ 
worden. Die UN hat diese Prozedur an¬ 
hand der Informationen der staatlichen 
Grenzzölle begonnen. Alle Import-Ex¬ 
port-Aktivitäten in der Welt werden in 
der Datenbank Comtrade (Warenhan¬ 
del), die dem Departement für Statistik 
unterliegt, zusammengeführt und dort 
der Öffentlichkeit zugänglich. 
Untersucht man den Handel zwischen 
der Türkei und Syrien und schaut man 
dann bei Handel auf die Codenum¬ 
mer „93“ für „Waffen und Munition“, 
so erhält man aus der Datenbank ein 
unglaubliches Bild. Obwohl die türki¬ 
sche Regierung behauptet, „die Türkei 
besorge den Rebellen in Syrien keine 
Waffen“, zeigen die Zahlen, dass seit 


nehmen. Die internen Konflikte sol¬ 
len verschärft, die Rekrutierung für 
den bewaffneten Aufstand erleichtert 
werden. 

Im Februar 2012 zog die regierungs¬ 
nahe „Stiftung Wissenschaft und Po¬ 
litik“ ein erstes Resümee: „Unterdes¬ 
sen zeigen die Wirtschaftssanktionen 
Wirkung, die von den USA, der EU, 
der Türkei und den arabischen Staa¬ 
ten verhängt wurden, allen voran die 
europäischen Sanktionen gegen den 
syrischen Ölsektor. Die Bevölkerung 
leidet unter Knappheit von Benzin, 
Heizöl und Butangas; Stromsperren 
von bis zu sechs Stunden täglich tref¬ 
fen mittlerweile auch die Hauptstadt. 
Seit Beginn der Krise ist der Schwarz¬ 
marktkurs der syrischen Währung um 
rund 50 Prozent gefallen. Importgüter 
wie Weizen werden knapp und damit 
mangelt es an Brot; die Preise für lokal 
erzeugte Güter des täglichen Bedarfs, 
etwa Milchprodukte, steigen spürbar. 
Nach wie vor sind jedoch keine Anzei¬ 
chen für die erhofften politischen Wir¬ 
kungen der Sanktionen zu sehen. We¬ 
der hat die Regimespitze ihre Haltung 
verändert, noch hat die Unternehmer¬ 
elite sich vom Regime abgewandt.“ 
Zynisch empfahlen die Autoren der 
Studie, die „stringente Umsetzung 
und weitere Verschärfung der beste¬ 
henden Sanktionen“, um die „Implo¬ 
sion des Regimes“ zu erreichen. Und 
genau das taten Bundesregierung und 
EU. Sie zogen die Daumenschrauben 
immer weiter an. 

In den letzten zwei Jahren ist das So¬ 
zialprodukt Syriens um über 60 Pro¬ 
zent eingebrochen. 50 Prozent der 
Syrer sind arbeitslos. Die Preise sind 
um über 200 Prozent gestiegen. Es 
herrscht bitterste Armut und Ver- 


dem Juni 2013 47 Tonnen Waffen und 
Munition nach Syrien geschickt wurden. 
Die Belege der UN sind eindeutig. 
Demnach sind im Juni aus der Türkei 
3,6 Tonnen Waffen mit der Codenum¬ 
mer 9303 nach Syrien geliefert worden. 
Im Juli ist die Waffenlieferung auf 4,4 
Tonnen gestiegen. Im August, als am 
21. ein biochemischer Angriff vermutet 
wird und in Guta fast 1 000 Menschen 
getötet wurden, beträgt die Waffenliefe¬ 
rung 10 Tonnen. Und im September, als 
alle den Kriegsausbruch vermuteten, ex¬ 
plodierten die Zahlen über die Waffen 
die nach Syrien gingen, auf 29 Tonnen. 
Nach einer gewissen Zeit bin ich auf 
dieselben Informationen gestoßen, die 
ein Bericht auf der Website des Statis¬ 
tikamts der Türkei (TÜIK) enthielt. 
Ich bin auf die Daten über Einfuhr- 
Ausfuhr gegangen und habe bei der 
Suche nach der Codenummer „92“ zu 
Waffenhandel mit den Zahlen für Ok¬ 
tober noch aktuellere Daten als die der 
UN erhalten. 


zweiflung. Es fehlt an Lebensmitteln 
und Medikamenten. Wegen des Man¬ 
gels an Treibstoff und Strom, behan¬ 
deln viele Krankenhäuser nur noch 
Notfälle. Bis zu 200 000 Menschen 
sollen durch mangelhafte medizini¬ 
sche Versorgung seit Ausbruch der 
Kämpfe 2011 an einem vermeidbaren 
verfrühten Tod gestorben sein. Zehn¬ 
tausende unverzichtbarer Fachleute, 
Wissenschaftler, Ärzte und Ingenieu¬ 
re sind ins Ausland geflohen. 

Sanktionen aufheben! 

Sagen wir es deutlich: Die Sanktio¬ 
nen sind ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Mit ihnen wird ein 
ganzes Volk planmäßig ins Elend ge¬ 
stürzt, um es in den Bürgerkrieg und 
zum Aufstand gegen die eigene Re¬ 
gierung treiben zu können. Wir müs¬ 
sen Druck auf die Bundesregierung 
ausüben, die Sanktionen umgehend 
aufzuheben. Eine bundesweite Un¬ 
terschriftensammlung kann dazu bei¬ 
tragen. Von Parteien und Abgeordne¬ 
ten, die sich der Friedensbewegung 
verbunden fühlen, ist zu verlangen, 
die bedingungslose Aufhebung der 
Sanktionen umgehend auf die Tages¬ 
ordnung des Bundestages zu setzen. 
Die Patriot-Raketen sind von der sy¬ 
risch-türkischen Grenze abzuziehen 
und jegliche Unterstützung der be¬ 
waffneten Aufständischen einzustel¬ 
len. Das Selbstbestimmungsrecht des 
syrischen Volkes ist zu respektieren. 
Die vollen diplomatischen Beziehun¬ 
gen mit Syrien sind wieder herzustel¬ 
len und dem Land Wiederaufbauhilfe 
und Entschädigung für die gewaltigen 
Verluste zu gewähren, die es durch das 
Embargo erlitten hat. 


Mit den Daten der TÜIK ist der Waf¬ 
fen- und Munitionsfluss von der Tür¬ 
kei nach Syrien erkennbar. Monat für 
Monat. Dazu sind keine Aussagen von 
LKW-Fahrern nötig, die mit Munition 
erwischt wurden oder keine Interviews 
ausländischer Journalisten mit Rebel¬ 
len. Es reichen die Berichte der offiziel¬ 
len Stellen der Republik Türkei. Kom¬ 
men wir auf die Art der Waren. Die 
Waffen mit dem Code 9303, die in den 
Zahlen der UN auftauchen, fallen nach 
internationalen Handelskategorien un¬ 
ter dem Titel „militärische Waffen und 
Munition“ in die Kategorie „Waffen 
die nichtmilitärischen Zwecken die¬ 
nen“. Dieses sind beispielsweise Jagd¬ 
oder Feuerwaffen. Sie können zwar 
keine Kalaschnikow unter dieser Ka¬ 
tegorie ausführen, aber niemand würde 
Sie an der Grenze stoppen und fragen: 
„Was machen Sie da, es gibt ein Embar¬ 
go“, wenn Sie Jagdwaffen nach Syrien 
schicken würden. 

Übers.: Informationsstelle Kurdistan, red gekürzt.gu 


Bernd Duschner 



Der Würgegriff der Sanktionen führt das Land dazu, dass die medizinische Versorgung am Rande des Zusammenbruchs steht. 


Beweise, dass Waffen nach Syrien gehen 

Von Tolga Tanis, Journalist, Hürriyet, 15.12. 


Bombenterror in 
Nordirland 

Ende der Gewalt gefordert 

Die nordirische Sektion des irischen Ge¬ 
werkschaftsdachverbandes ICTU (Irish 
Congress of Trade Unions) hat in einer 
Presseerklärung das sofortige Ende der 
Bombenkampagne in mehreren Städten 
Nordirlands gefordert. Vor dem Hinter¬ 
grund Dutzender sogenannter „Hoax“- 
oder „Proxy“-Bomben (professionell 
gefertigte Attrappen) und mehrerer 
von der britischen Armee entschärf¬ 
ter echter Sprengsätze sagte der stell¬ 
vertretende Generalsekretär des Ge¬ 
werkschaftsverbandes, Peter Bunting, 
in Belfast „ Jeder hat das Recht, seine 
politische Meinung zu artikulieren, aber 
nicht mit dieser Art von Gewalt...“ Ei¬ 
nen Vorfall in Derry, der zweitgrößten 
nordirischen Stadt, wo eine Busfahrerin 
gezwungen wurde, eine scharfe Bombe 
mit dem Stadtbus vor eine Polizeistati¬ 
on zu transportieren, nannte Bunting ei¬ 
nen „gegen Arbeiter gerichteten Akt der 
Feigheit und des Sadismus.“ 

Die Polizei geht - wie fast immer - von 
„republikanischen“, also militant anti¬ 
britischen Tätern aus. Journalistenfra¬ 
gen nach einem Zusammenhang mit 
rechtsextremen Elementen aus der 
(probritischen) Loyalistenszene, die im 
vergangenen Jahr mit hoher Militanz 
auftrat und im Rahmen der „Fahnen¬ 
proteste“ brutale Gewalt auch gegen 
Sicherheitskräfte ausübte, beantworte¬ 
te der Polizeisprecher abschlägig: Die 
„Tatprofile“ seien den Republikanern 
zuzuordnen. 

In den vergangenen Tagen hat sich die 
Situation, besonders in Belfast, ver¬ 
schärft: Zwei Bomben explodierten, 
während die Polizei versuchte, die je¬ 
weilige Umgegend zu evakuieren, 

Auch in diesen Fällen geht die Polizei 
von republikanischen Tätern aus, ob¬ 
wohl die bei diesen üblichen Beken¬ 
nerschreiben ausblieben. Drei Männer 
wurden festgenommen, mussten aber 
wieder freigelassen werden. 

Im Norden Belfasts wurde in den ver¬ 
gangenen Wochen erstmals seit den 
Waffenstillstandsabkommen die briti¬ 
sche Armee wieder zu Straßenpatrouil¬ 
len eingesetzt. Als Gründe werden von 
den Behörden zwei Scharfschützenan¬ 
griffe gegen Polizeifahrzeuge und eine 
„teilweise außer Kontrolle geratene“ Si¬ 
cherheitslage genannt. 

Hermann Glaser-Baur 

Seitis Jahre 
präsent 

Kubanische Ärzte in Haiti 

In den 15 Jahre kontinuierlicher Präsenz 
in Haiti hat die Kubanische Medizini¬ 
sche Brigade (BMC) 314 363 Menschen 
das Leben gerettet, wie Dr. Michel Es- 
calona Martin, stellvertretender Koordi¬ 
nator für Ärztliche Betreuung und Per¬ 
sonal der BMC berichtete. 

Er teilte mit, dass insgesamt 20 946 528 
Patienten betreut wurden. Es wurden 
373 513 chirurgische Eingriffe vorge¬ 
nommen, davon 140191 größere Ope¬ 
rationen, und es wurden 150 336 Gebur¬ 
ten unterstützt, von denen 16 481 durch 
Kaiserschnitt erfolgten. Durch das Pro¬ 
gramm „Operation Milagro“ konnten 
60 281 Haitianer ihr Sehvermögen wie¬ 
dererlangen oder verbessern, während 
322 753 Rehabilitationsbehandlungen 
erhielten, von denen 55 707 voll rehabi¬ 
litiert wurden. 76 897 Cholera-Fälle wur¬ 
den seit Beginn der Epidemie im Okto¬ 
ber 2010 behandelt, mit einer Letalität 
von 0,35 Prozent. Hervorzuheben ist da¬ 
bei die Arbeit der Gruppen der aktiven 
Suche nach Erkrankten. 

Was die Lehrtätigkeit betrifft, haben 367 
der 878 haitianischen Ärzte, die ihr Stu¬ 
dium in Kuba absolviert haben, unter 
der Leitung der BMC ihre Facharztaus¬ 
bildung in Integraler Allgemeinmedizin 
durchgeführt. 

Mitarbeiter der Brigade sind gegenwär¬ 
tig in 96 Gesundheitseinrichtungen tä¬ 
tig, von denen 65 zum Programm Kuba - 
Venezuela gehören, das zur Stärkung 
des haitianischen Gesundheitssystems 
dient, unter ihnen die 23 gemeinschaft¬ 
lichen Referenz-Krankenhäuser. 

L. Maceo Leyva/Granma Internacional 
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Castkolumne von Werner Altmann 


Neun Jahre Hartz IV haben wir hinter 
uns, freuen wir uns auf das Zehnte! 





Karrikatur: Bernd Bücking 


Nur so viel Europa, wie Deutschland will 

Erklärung des Friedensratschlags zum EU-Gipfel 


Werfen wir einen Blick auf das, was die¬ 
se neun Jahre Arbeitslosengeld II (was 
die richtige Bezeichnung für Hartz IV 
ist) gebracht haben: Für die Unterneh¬ 
mer hat es die Ausweitung des Nied¬ 
riglohnsektors, die Prekarisierung der 
Beschäftigungsverhältnisse und die 
Einführung des vorher abgelehnten 
Kombilohns unter der Bezeichnung 
Aufstocker und damit letztlich spru¬ 
delnde Profite ohne erkennbares Ende 
gebracht. Hinzu kommen verängstigte 
Belegschaften, die fast allen Schwei¬ 
nereien der Unternehmensleitungen 
zustimmen, aus Angst vor der sozialen 
(Ab)Rutschpartie in Hartz IV. 

Dem Staat hat es tiefe Einblicke in die 
reale Einkommens- und Vermögens¬ 
situation der einkommensschwachen 
Bevölkerungsschichten gebracht, bes¬ 
ser als jede EVS (Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe) es erlaubt. 
Schlussfolgerungen auf das, was zum 
Bedarf noch fehlt, werden natürlich 
nicht gezogen. 

Und der Staat hat noch eine wunder¬ 
bare Manövrier- und Ablenkungs¬ 
masse zur Verfügung, die er auch 
skrupellos einsetzt, wenn Schwächen 
von Regierung und Parlament mal 
wieder offensichtlich werden. Dann 
wird mal schnell die Schmarotzersau 
durchs Dorf getrieben und die wirklich 
Schuldigen an den Miseren bleiben un¬ 
geschoren. 

Das funktioniert auch deshalb so rei¬ 
bungslos, weil unsere ach so kritischen 
Medien das Spielchen mit einer Begeis¬ 
terung mitmachen, die entweder auf 
gute finanzielle Unterfütterung oder 
die gleichen Existenzängste der von der 
Abrutschpartie bedrohten Beschäftig¬ 
ten schliessen lässt. 

Für die Betroffenen schliesslich hat das 
Gesetz die Stigmatisierung als Faulen¬ 
zer und Abzocker, die Drangsalierung 
durch die Fallmanager mittels unsinni¬ 
ger Massnahmen, Eingliederungsver¬ 
einbarungen und Arbeitsgelegenheiten 
sowie die (meist) langsame Bearbei¬ 


tung der Anträge und die Aussendung 
(meist) falscher Bescheide gebracht. 
Und nicht zu vergessen: eine Regel¬ 
leistung, die nicht dazu geeignet ist, das 
sozio-kulturelle Existenzminimum, wie 
vom Bundesverfassungsgericht gefor¬ 
dert, zu gewährleisten. 



An dieser Stelle sei auch auf die Sank¬ 
tionspraxis hingewiesen, die es den 
Jobcentern erlaubt, bei mangelndem 
Wohlverhalten der Betroffenen das 
Arbeitslosengeld II sogar bis 100 Pro¬ 
zent (im Wiederholungsfall) zu min¬ 
dern. 

Wie das mit dem Urteil des Bundes¬ 
verfassungsgerichts zusammengeht, 
wird sich hoffentlich bald klären, da 
die erneute, diesmal von Ingrid Han¬ 
nemann initiierte, Petition die gefor¬ 
derte Anzahl von Unter Stützern deut¬ 
lich überschritten hat. 

Wie wird das zehnte Jahr aussehen? 
Da im Koalitionsvertrag zur Frage 
von Hartz IV nichts steht, wird es 
wohl bei der jetzigen Praxis bleiben, 
es sei denn, durch die Petition und er¬ 
neut durch das Bundesverfassungsge¬ 
richt ändert sich in Teilbereichen et¬ 
was oder die Betroffenen entwickeln 
zusammen mit der ausserparlamenta- 
rischen Opposition soviel Druck, dass 
dieses Gesetz hinweggefegt und durch 
eine Grundsicherung ersetzt wird, die 
diesen Namen auch verdient. Machen 
wir uns jetzt schon Gedanken darüber, 
wie diese aussehen sollte! 


Berlin/Kassel, 20. Dezember2013 -An¬ 
lässlich des EU-Gipfels zur Verteidi- 
gungs- und Sicherheitspolitik in Brüssel 
am 19./20.12. 13 erklären die Sprecher 
des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag in einer ersten Stellungnahme: 

Die Beschlüsse des EU-Gipfels zur 
Militärpolitik bekräftigen die Militari¬ 
sierungsabsichten der Friedensnobel¬ 
preisträgerin von 2012 insbesondere 
durch vier wesentliche Entscheidun¬ 
gen: 

Erstens: Bundeskanzlerin Merkel rekla¬ 
mierte schon in ihrer Regierungserklä¬ 
rung vom vergangenen Mittwoch das 
Copyright auf ihre sog. Ertüchtigungs¬ 
initiative, die sie beim EU-Gipfel „ein¬ 
gebracht“ habe. Demnach sollen Län¬ 
der und Regionalorganisationen außer¬ 
halb Europas durch Ausbildungshilfe 
und Waffenexport „ertüchtigt“ werden, 
im deutschen bzw. europäischen Inter¬ 
esse in militärischen Konflikten in ihrer 
Umgebung einzugreifen. Diese „Mer¬ 
kel-Doktrin“ hat sich der EU-Gipfel 
nun zu Eigen gemacht. In Ziffer 7 der 
beschlossenen Schlussfolgerungen“ 
heißt es: „Partnerländer und regiona¬ 
le Organisationen“ sollten durch die 
Bereitstellung von „Schulungen, Bera¬ 
tung, Ausrüstung“ in die Lage versetzt 
werden, „Krisen vorzubeugen oder sie 
zu bewältigen“. Mit anderen Worten: 
Tausche Waffen gegen Rohstoffe und 
Einfluss. Wir liefern die Waffen und ihr 
führt unsere Kriege. 

Zweitens: Der EU-Gipfel betont, dass 
es die militärische Krisenreaktionsfä¬ 
higkeit verbessern muss. Dies meint 
die flexibel einsetzbaren EU-Battle- 
Groups. Die EU verfügt derzeit über 
je zwei etwa 1.500 Soldaten starke 
Kampfverbände, die als Speerspitze 
binnen einer Woche in den Krieg ge¬ 
schickt werden können. Zudem haben 
die Mitgliedstaaten der EU Kontin¬ 
gente aus Heer, Luftwaffe und Luft¬ 
waffe zur Verfügung gestellt, die eine 
bis zu 80.000 Soldaten starke Schnel¬ 
le Eingreiftruppe bilden können. Als 
Kriegsmaterial stehen rund 100 Schif¬ 
fe, darunter vier Flugzeugträger, fünf 
U-Boote, mindestens 17 Fregatten und 
zwei Korvetten sowie mindestens 400 
Kampfflugzeuge bereit. Dass dieses 
Potenzial bisher noch keinem realen 
Einsatztest unterzogen wurde, liegt an 
der Unentschlossenheit der führenden 
EU-Staaten, die europäische Integra¬ 
tion auch auf militärischem Gebiet vo¬ 
ranzutreiben. 

Drittens: Die Europäische Union wird 
ungeachtet der skandalösen Zustände 
im Mittelmeerraum ihre Flüchtlingsab¬ 
wehrmaßnahmen weiter verstärken. Im 
Beschluss des Gipfels heißt es dazu, es 
sollten „Synergien zwischen den Ak¬ 
teuren der GSVP und des Bereichs 
Freiheit, Sicherheit und Recht“ herge¬ 
stellt werden, um „Querschnittsfragen 
wie illegale Migration, organisierte Kri¬ 
minalität und Terrorismus anzugehen“ 
(Ziffer 9). Außerdem werden „Dritt¬ 


staaten und Regionen“ unterstützt, 
„um ihnen bei der Verbesserung des 
Grenzmanagements zu helfen“ - also 
auch hier eine Verlagerung der globa¬ 
len Migrationsprobleme auf Drittstaa¬ 
ten. 

Viertens: Im schwarz-roten Koalitions¬ 
vertrag legten die Union und SPD fest, 
dass sie „eine europäische Entwicklung 
für unbemannte Luftfahrzeuge voran¬ 
bringen“ wird. Dass diese bewaffnet 
werden sollen, ist nicht ausgeschlos¬ 
sen. Die Tinte unter dem Vertrag war 
noch nicht trocken, da meldete schon 
der EU-Gipfel Vollzug: In den Jahren 
2020 bis 2025 soll die Entwicklung ab¬ 
geschlossen sein, die von der EU fi¬ 
nanziert wird. Deutschland gehört der 
Eigentümer- und Nutzergemeinschaft 
an. Diese Kampfdrohnen der nächsten 
Generation sollen sich auch im zivilen 
Luftraum Europas bewegen können. 
Womit de Maiziere bisher innenpoli¬ 
tisch scheiterte, soll nun also über die 


Er sei kein Marxist, ließ der aus Argen¬ 
tinien stammende Papst Franziskus am 
15. Dezember in einem Interview in der 
Sonntagsausgabe der italienischen Ta¬ 
geszeitung „La Stampa“ wissen. Er re¬ 
agierte damit auf Vorwürfe aus rechts¬ 
konservativen Kreisen in den USA. Ein 
US-amerikanischer Radiomoderator 
hatte nach der Veröffentlichung des 
jüngsten Apostolischen Sendschrei¬ 
bens „Evangelii gaudium“ („Freude 
des Evangeliums“) verbreitet, dass das, 
was da vom Papst zu hören war, „purer 
Marxismus“ gewesen sei. 

In dem „Stampa“-Interview erklärte 
Franziskus nun dazu, dass seine Bot¬ 
schaft mit den scharfen kapitalismus¬ 
kritischen Äußerungen, die nicht nur 
von konservativen Kirchenkreisen, 
sondern auch von Vertretern der „Wirt¬ 
schaft“ heftig kritisiert worden waren, 
in der Soziallehre der katholischen 
Kirche ihre Grundlage habe. Dass er 
sich so geäußert habe, mache ihn noch 
nicht zum Marxisten. Die „Ideologie 
des Marxismus“ sei seiner Ansicht nach 
„irrig“. Doch er fügte auch hinzu: „Ich 
habe in meinem Leben viele Marxisten 
getroffen, die gute Menschen waren“. 
Darum fühle er sich durch die gegen 
ihn geäußerte Kritik „nicht angegrif¬ 
fen“. Das Versprechen des Kapitalis¬ 
mus, dass der Reichtum irgendwann 
auch bei den Armen ankomme, habe 
sich nicht erfüllt. 

Wie aus Kreisen seiner Umgebung aus 
diesem Anlass mitgeteilt wurde, sei 
Franziskus zwar nie ein Ultrakonser¬ 
vativer gewesen, aber den Jesuitenpa¬ 
tern in Lateinamerika, die sich von der 
„Theologie der Befreiung“ her marxis¬ 
tischen Ansichten näherten, sei er ent¬ 
schieden entgegengetreten. Anstelle 
der in den 70er Jahren in Lateiname¬ 
rika verkündeten „Theologie der Be- 


europäische Hintertür verwirklicht 
werden. So hält man der neuen Vertei¬ 
digungsministerin frühen Ärger vom 
Leib. 

Ansonsten erging sich der Europäi¬ 
sche Rat in Kompromissformeln und 
Absichtserklärungen. Gemeinschafts¬ 
initiativen bei der Rüstungsforschung 
und Rüstungsbeschaffung (Ausnah¬ 
me: Drohnen) im Sinne des 2010 ge¬ 
fassten Beschlusses des „pooling and 
sharing“ werden weiterhin rar sein; eine 
EU-Armee ist ebenfalls nicht in Sicht. 
Aus friedenspolitischer Sicht wäre das 
eine gute Botschaft, wenn dem nicht 
die gefährliche Realität zunehmender 
Rüstung, Waffenexporte und Interven¬ 
tionsertüchtigung durch die führenden 
EU-Staaten entgegenstünde. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: 

Peter Strutynski (Kassel) 
Lühr Henken (Berlin) 


freiung“ habe er eine nichtmarxistische 
„Theologie des Volkes“ verfochten. 

In dem Sendschreiben „Evangelii gau¬ 
dium“ hatte der Papst umfangreiche 
Überlegungen zu einer religiösen und 
moralischen „Erneuerung“ der Kirche 
in den Mittelpunkt gestellt. Die kriti¬ 
schen Aussagen zu den Missständen 
des heutigen Wirtschaftssystems waren 
Teil dieser Modernisierungsbestrebun¬ 
gen. Unter anderem heißt es da wört¬ 
lich: „Ebenso wie das Gebot ,Du sollst 
nicht töten 4 eine deutliche Grenze setzt, 
um den Wert des menschlichen Lebens 
zu sichern, müssen wir heute ein ,Nein 
zu einer Wirtschaft der Ausschließung 
und der Disparität der Einkommen 4 
sagen. Diese Wirtschaft tötet... Der 
Mensch an sich wird wie ein Konsum¬ 
gut betrachtet, das man gebrauchen 
und dann wegwerfen kann ... Während 
die Einkommen einiger weniger expo¬ 
nentiell steigen, sind die der Mehrheit 
immer weiter entfernt vom Wohlstand 
dieser glücklichen Minderheit. Dieses 
Ungleichgewicht geht auf Ideologien 
zurück, die die absolute Autonomie der 
Märkte und die Finanzspekulation ver¬ 
teidigen“. 

Vom marxistischen Standpunkt aus 
ist es eine Frage von nachgeordneter 
Bedeutung, ob die Kapitalismuskritik 
ihre Quelle in der katholischen Sozi¬ 
allehre oder in der marxistischen Ge¬ 
sellschaftsanalyse hat. Entscheidend 
ist, welche Schlussfolgerungen daraus 
für das heutige Handeln der Menschen 
zur Überwindung dieser menschenun¬ 
würdigen Zustände gezogen werden 
und ob sich daraus Möglichkeiten ei¬ 
nes stärkeren gemeinsamen Vorgehens 
von Katholiken mit Kommunisten, So¬ 
zialisten und anderen Linken ergeben 
können. 

Georg Polikeit 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 
für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Rainer Keil 

Ich kandidiere für die DKP weil... 



...es erstens gut tut die DKP wie¬ 
der einmal bundesweit auf einem 
Stimmzettel zu finden. Zweitens weil 
wir mit unseren ureigenen Positionen 
in einen Wahlkampf eingreifen und 
uns auch als eine wählbare Alterna¬ 
tive präsentieren können. 

Wahlen sind kein Selbstzweck, zu¬ 
mal zu einem EU-Parlament ohne 
wirklichen Einfluss und einem über¬ 
dimensionierten Ministerialapparat. 
Jeder Wahlkampf muss daher auch 
die Entwicklung außerparlamenta¬ 
rischer Bewegung zu Ziel haben. Es 
stehen im nächsten Jahr einige Ta¬ 
rifrunden an. Es ist notwendig diese 
Verteilungskämpfe aktiv zu unter¬ 
stützen und Position zu beziehen ge¬ 
gen die immer noch weit verbreite¬ 
ten „Wir bezahlen für die Griechen“- 
Stimmungen. 

Es wird im EU-Wahlkampf unsere 
Aufgabe sein deutlich zu machen, 
dass eine Perspektive für Europa 
und für die Mehrheit der Bevölke¬ 
rung nur der grundlegende Bruch mit 
den kapitalistischen Produktions¬ 
und Eigentumsverhältnissen sein 


kann. Dies sollte klar und deutlich 
ausgesprochen werden, schon um Il¬ 
lusionen vorzubeugen. 

Die EU sollte der konkurrenzfähigs¬ 
te Wirtschaftsraum der Welt werden. 
Die Agenda 2010 und der damit fak¬ 
tisch eingeführte Niedriglohnsektor 
durch eine rot-grüne Bundesregie¬ 
rung ermöglicht vor allem dem deut¬ 
schen Kapital die Krisenfolgen abzu¬ 
wälzen und seine Dominanz weiter 
zu stärken. Während die deutsche 
Exportwirtschaft boomt, werden 
in Europa Millionen Menschen ins 
Elend gestürzt. Die Überschüsse 
werden dann zum großen Teil weiter 
verliehen und treiben die Schulden 
von Staaten und Privathaushalten 
weiter hoch. 

Den Menschen in Europa wurde in 
den letzten 20 Jahren vieles verspro¬ 
chen - Frieden und Völkerfreund¬ 
schaft, Arbeitsplätze und Wohlstand. 
Arbeitslosigkeit, Privatisierung und 
prekäre BeschäftigungsVerhältnisse 
bestimmen heute das Bild und haben 
überall für eine steigende EU- Skep¬ 
sis gesorgt. Geblieben ist eine EU 
unter deutscher Führung mit ange¬ 
schlossenen Protektoraten. 

Die EU-Finanzpolitik stellt einen 
Generalangriff auf die internationale 
Arbeiterbewegung dar. Widerstand 
gegen die EU der Banken und Kon¬ 
zerne bedeutet deshalb sich dieser 
Entwicklung deutlich entgegenzu¬ 
stellen. Es wird also in diesem Wahl¬ 
kampf für uns darauf ankommen 
nicht auf eine Reform europäischer 
Institutionen zu orientieren, son¬ 
dern der sich weiter verbreitenden 
EU-Skepsis eine linke, marxistische 
Stimme zu geben. 


Der Papst will kein Marxist sein 
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„Wasser ist ein Menschenrecht!“ Wasser ist keine Handelsware. Fast zwei 
Millionen Menschen haben eine entsprechende Petition unterschrieben. Ein Rie¬ 
senerfolg, an dem hierzulande vor allem auch die Gewerkschaft ver.di Anteil hat. 
Allein in Deutschland wurden über 1,38 Millionen Unterschriften gesammelt. 

Die Europäische Kommission soll dazu gebracht werden, das Menschenrecht auf 
Wasser und sanitäre Grundversorgung entsprechend der Resolution der Verein¬ 
ten Nationen durchzusetzen und eine funktionierende öffentliche Wasser- und 
Abwasserwirtschaft für alle Menschen zu fördern. Wasser muss in öffentlicher 
Hand bleiben. Doch dies wird durch das geplante Freihandelsabkommen der EU 
mit den USA offenbar noch stärker in Frage gestellt... 



Die Jugendarbeitslosigkeit in EU-Europa ist 2013 weiter gewachsen. Im Oktober 
2013 waren in Griechenland 55, Spanien 57,4, Kroatien 52,4, Zypern 43,3, Italien 
41,2 Prozent der jungen Menschen unter 25 Jahre „saisonbereinigt“ arbeitslos 
(Eurostat. Andere Statistiken weisen beispielsweise für Griechenland im 
Oktober 58 Prozent aus.) 



März 2013, Demonstrationen in Zypern: Nicht nur in Griechenland, Spanien, Portu¬ 
gal gibt es Proteste gegen die Krisenbewältigungspolitik der Herrschenden, In der 
Republik Zypern stehen die AKELund ihre Jugendorganisation EDON in vorderster 
Linie beim Widerstand gegen die Kürzungs- und Erpressungspolitik derTroika und 
der eigenen konservativen Regierung 



Im Mai begann in München der NSU-Prozess gegen Zschäpe und Co. Den tat¬ 
sächlichen Umfang des neofaschistischen Netzwerks und seiner internationalen 
Verflechtungen wird er wohl kaum aufdecken. Und die Offenlegung des Wirkens 
der V-Leute, der staatlichen Finanzierungen und weiterer Verstrickungen von 
Verfassungsschutz und anderer staatlicher Behörden in den Terror ist schon gar 
„nicht im allgemeinen staatspolitischen Interesse“. 


Blockupy-Aktionen am 31. Mai und 1. Juni in Frankfurt am Main - wir kommen 2014 wieder!: Am frühen Freitagmorgen 
blockierten etwa 2 000 Demonstrierende bei strömendem Regen die EZB. Der Betrieb wurde wie geplant gestört. Um 
10.30 Uhr brachen alle auf zur Deutschen Bank. Gegen Mittag und am Nachmittag gab es weitere Aktionen auf der Zeil 
und am Flughafen sowie zahlreiche Veranstaltungen. 

Höhepunkt der Aktionen sollte die Demonstration am Sonnabend werden, deren Route per Gerichtsbeschluss ausdrücklich 
genehmigt war. Doch gegen diese friedliche und bunte Demonstration ging die Polizei bereits nach wenigen Metern mit 
brutaler Gewalt vor. Mit einer Gewalt, die Hessens Innenminister Rhein (CDU) und die Polizeiführung auch nachträglich 
rechtfertigen. Die Polizei war in den vorne laufenden antikapitalistischen Block hineingestoßen und kesselte etwa 
1 000 Menschen 9 Stunden lang ein. Die Leute im Kessel, inklusive begleitende Journalisten und Rechtsanwälte, wurden 
als „Straftäter“ bezeichnet, mit Pfefferspray besprüht und mit Schlagstöcken traktiert. 

2013: 

Ein (unvollständiger) 
Jahresrückblick 



Anfang 2013 wurden Patriot-Raketen- 
der Bundeswehr im Südosten der 
Türkei stationiert: Vorwand. Schutz 
des Landes vor einem möglichen 
Luftangriff durch Syrien: Damit wurde 
die Situation verschärft. Auch durch 
Waffenexporte in Krisenregionen und 
an reaktionäre Regimes wie Saudi-Ara¬ 
bien oder an Israel mischt Deutschland 
im Nahen Osten mit. 

Bis heute ist der Bürgerkrieg in Syrien - 
auch aufgrund der Einmischung der 
NATO und vor allem der USA, der 
Unterstützung und der bisherigen 
Waffenlieferungen für die bewaffnete 
syrische „Opposition“ - nicht beendet. 


Millionen fliehen vor Umweltver¬ 
wüstung, Krieg, Armut, Folter und 
Verfolgung. Sie sind ausgeschlossen 
von einer reichen Welt, in der ein Fünf¬ 
tel der Bevölkerung vier Fünftel des 
Reichtums verbraucht und vier Fünftel 
der Umweltverschmutzung und der 
Abfälle verursacht. Das Mittelmeer 
wurde inzwischen zum Massengrab ... 
Am 3. Oktober 2013 sank vor Lam- 
pedusa ein mit etwa 545 Flüchtlingen 
aus Somalia und Eritrea beladener 
20 Meter langer Kutter. Schätzungs¬ 
weise 390 Menschen ertranken. 

Die italienische Staatsanwaltschaft 
leitete gegen die Überlebenden ein 
Ermittlungsverfahren wegen Illegaler 
Einwanderung ein. 




Spionageprogramme haben meist 
harmlose Namen. Sie heißen z.B. 
„Prism“, „Tempora“, „Dropmire“. 

Doch die Operationen, die sich dahin¬ 
ter verbergen, sind nicht harmlos und 
nicht neu. Seit Jahrzehnten schöpfen 
der US-Geheimdienst NSA und die 
engsten Verbündeten der USA jen¬ 
seits des Völkerrechts wie nationaler 
Gesetze weltweit den Internet- und 
Telefon verkehr ab. 

Und in den letzten Monaten wurden 
aufgrund der Enthüllungen Snowdens 
immer neue Einzelheiten - auch über 
die Verstrickungen der bundesdeut¬ 
schen Geheimdienste - bekannt... 
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Marxistische Geschichtswissenschaft - 
Entstehung und Aktualität 

Auszug aus einem Vortrag in Wien auf der Festveranstaltung der Alfred-Klahr-Gesellschaft zum 70. Geburtstag von Professor Hans Hautmann • Von Heinz Karl 


H eute steht die Menschheit vor Herausforde¬ 
rungen und Gefahren - größer als je zuvor 
(...). Auch die Ungewissheiten sind größer 
denn je - oder, wie es Eric Hobsbawm am Ende 
seines „.Zeitalters der Extreme“ formulierte: „Wir 
wissen nicht, wohin wir gehen “(München/ Wien 
1995, S. 75) 

Welche Verpflichtungen erwachsen daraus uns als 
Historikern? Was vermag Geschichtswissenschaft 
im Rahmen der aufgezeigten Realitäten und realen 
Möglichkeiten überhaupt zu leisten? 

Natürlich kann sie nicht Zukunft zuverlässig Vor¬ 
aussagen. Sie kann noch nicht einmal - das besagen 
die Erkenntnisse ihrer eigenen Geschichte als Wis¬ 
senschaft - konkrete historische Tatbestände (trotz 
gründlichster und ergiebigster Untersuchungen) 
als ein für allemal geklärt und fixiert betrachten; 
denn die Forschung erschließt (in der Regel) im¬ 
mer neues Tatsachenmaterial. 

Aber sie muss - und sie darf - sich deshalb kei¬ 
neswegs auf die Darstellung des Vergangenen be¬ 
schränken! 

Im Geschichtsprozess bilden Vergangenheit, Ge¬ 
genwart und Zukunft eine Einheit. Die Analyse des 
Werdens gibt uns erklärende Aufschlüsse über das 
Gewordene, die Untersuchung des Bestehenden ist 
Voraussetzung für Prognosen über das, was werden 
kann. Entwicklungen, die gestern begonnen haben 
und heute vor sich gehen, können (und werden oft 
oder sogar meistens) sich fortsetzen und vielleicht 
erst zur vollen Entfaltung gelangen. 

Von nicht geringerer Bedeutung ist die Möglich¬ 
keit und Verpflichtung des Historikers, geschicht¬ 
liche Erfahrungen - sowohl positive als negative - 
zu vermitteln und diese zu historischen Lehren zu 
verdichten. Dies galt für die zurückliegenden Jahr¬ 
zehnte - und gilt heute mehr denn je - in besonde¬ 
rem Maße für die Erfahrungen und Lehren der bei¬ 
den Weltkriege und für die singulären, jeden Ver¬ 
gleich verbietenden Verbrechen des Faschismus, 
vor allem des deutschen. 

Hier zeigt sich zugleich ein Charakteristikum der 
Geschichtswissenschaft im Vergleich zu vielen an¬ 
deren Einzelwissenschaften: der enge Zusammen¬ 
hang von Geschichtsforschung und -interpretation 
mit dem politischen Geschehen. 

Die öffentliche Behandlung geschichtlicher Vor¬ 
gänge, ihre Darstellung und Verbreitung, trägt we¬ 
sentlich, mitunter entscheidend zur politischen 
Meinungsbildung, Meinungs-Prägung bei. 

Diese Tatsache ist untrennbar verbunden mit der 
Entwicklung der Massenmedien in den letzten an¬ 
derthalb Jahrhunderten vom Übergang zur Mas¬ 
senpresse in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun¬ 
derts, dem Anfang des 20. Jahrhunderts aufkom¬ 
menden Film, der flächendeckenden Durchsetzung 
von Tonfilm und Rundfunk in den 30er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts, desgleichen des Fernsehens 
in den letzten sechs Jahrzehnten - verbunden mit 
einer regelrechten Explosion von Geschichtspro - 
paganda - bis hin zur gegenwärtigen Durchsetzung 
der digitalen Medien. Der Massenmanipulation 
durch das Großkapital eröffneten sich ungeahnte 
Perspektiven 

Für die bürgerliche Geschichtswissenschaft erga¬ 
ben sich Möglichkeiten wie noch nie, ihre system¬ 
stabilisierenden und regimekonformen Auffassun¬ 
gen „unter das Volk zu bringen“ und damit einen 
größeren Beitrag als je zuvor zur Herrschaftssiche¬ 
rung zu leisten. 

Die Verwirrung und irreführung der breiten Mas¬ 
sen bezüglich ihrer gesellschaftlichen Situation und 
ihrer ureigensten Interessen, ihrer realen Rechte 
und Möglichkeiten in der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft, ihre Spaltung und Zersplitterung, die Isolie¬ 
rung ihrer fortschrittlichsten, oppositionsfähigsten 
Kräfte aber ist heute mehr denn je Bedingung der 
Stabilität der Herrschaft des Großkapitals und der 
Durchsetzung seiner reaktionären Innen- und ex¬ 
pansiven und aggressiven Außenpolitik. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen, um die vom 
Großkapital ausgebeuteten und beherrschten Mas¬ 
sen im eigenen Interesse handlungsfähig zu ma¬ 
chen, besteht deshalb darin, dieser systematischen 
Manipulation entgegenzuwirken. Mehr als je zu¬ 
vor gilt heute die Feststellung Lenins (1913): „Die 
Menschen waren in der Politik stets die einfältigen 
Opfer von Betrug und Selbstbetrug, und sie wer¬ 
den es immer sein, solange sie nicht lernen, hinter 
allen möglichen moralischen, religiösen, politischen 
und sozialen Phrasen, Erklärungen und Verspre¬ 
chungen die Interessen dieser oder Jener Klassen 
zu suchen.“ (LW, Bd. 19, S. 8) 

Theorie und Geschichte 

Mit ihrer Theorie des wissenschaftlichen Sozialis¬ 
mus schufen Marx und Engels das Rüstzeug für die 
geistige und politische Selbstbefreiung der Arbei¬ 
terklasse. Schon in einem ihrer ersten gemeinsa¬ 
men Werke „Die deutsche Ideologie“ (1845/1846), 


entwickelten sie die Grundzüge ihrer materialis¬ 
tischen Geschichtsauffassung: die materielle Pro¬ 
duktion als Grundlage des gesellschaftlichen Le¬ 
bens, die Dialektik von Produktivkräften und Pro¬ 
duktionsverhältnissen (hier noch „Verkehrsform“ 
genannt), die Eigentumsverhältnisse als Ursache 
der Klassenspaltung und Basis für Staat und Ideo¬ 
logie, die Lösung der Widersprüche der bürgerli¬ 
chen Gesellschaft und jeder Ausbeutungsordnung 
überhaupt durch Aufhebung des Privateigentums 
(und damit der Ausbeutung) in einer kommunisti¬ 


schen Gesellschaft, die historische Rolle des Pro¬ 
letariats. 

Eine wichtige Etappe in der Herausbildung einer 
marxistischen Geschichtswissenschaft (und zu¬ 
gleich in der Entwicklung des Marxismus über¬ 
haupt) waren die Jahre der Revolution von 1848/49 
und unmittelbar danach. Hier war der Marxismus 
erstmals mit umfassenden und tiefgreifenden öko¬ 
nomischen, sozialen und politischen Prozessen kon¬ 
frontiert, die im Grunde ganz Europa erfassten und 
aufwühlten - die größte revolutionäre Bewegung 
zwischen der Französischen Revolution von 1789 
und der Oktoberrevolution und den ihr folgenden 
revolutionären Bewegungen von 1917 bis 1923. 
Diese Prozesse waren außerordentlich komplex 
und widerspruchsvoll. Es kreuzten sich antifeuda¬ 
le bürgerliche Bewegungen und nationale Befrei¬ 
ungsbewegungen, Auseinandersetzungen zwischen 
liberaler Großbourgeoisie und demokratischem 
Kleinbürgertum mit ersten scharfen Zusammen¬ 
stößen von Bourgeoisie und Proletariat, die in der 
Pariser Junischlacht 1848 bereits Bürgerkriegscha¬ 
rakter annahmen. 

Marx und Engels reflektierten diese Klassenaus¬ 
einandersetzungen in einer Vielzahl von Presse¬ 
beiträgen - vor allem in der Neuen Rheinischen 
Zeitung , aber auch bereits in der britischen und 
US-amerikanischen Presse - sowie in einigen grö¬ 
ßerer, Arbeiten. Jene markierten diese einerseits 
als die bedeutsamen und beeindruckenden An¬ 
fänge marxistischer Zeitgeschichtsschreibung, wa¬ 
ren aber zugleich der theoretischen Analyse und 
Verallgemeinerung der revolutionären Vorgänge 
und den Erfahrungen der revolutionären Kräfte 
gewidmet. 

So war die Ansprache der Zentralbehörde des 
Bundes der Kommunisten an den Bund vom 
März 1850 vor allem auf die Taktik gegenüber 
den verschiedenen bürgerlichen und kleinbür¬ 
gerlichen Strömungen und die Formierung einer 
politisch selbstständigen Arbeiterbewegung ge¬ 
richtet. In Marx 4 „Klassenkämpfen in Frankreich 
1848 bis 1850“ wurde - Engels betont das mit 
Nachdruck - die diffuse Forderung des ,Rechts 
auf Arbeit“ ersetzt durch die Forderung „Aneig¬ 
nung der Produktionsmittel, ihre Unterwerfung 
unter die assoziierte Arbeiterklasse, also die Auf¬ 
hebung der Lohnarbeit wie des Kapitals und ihres 
Wechelverhäitnisses“ ( MEW, Bd. 7, S. 42, vgl. auch 
S. 513). In Marx 4 „Der Achtzehnte Brumaire des 
Louis Bonaparte“ (1852) wurde zum ersten Mal 
die Grundaufgabe gestellt, die bürgerliche Staats¬ 
maschinerie nicht „in Besitz zu nehmen“, sondern 
sie - so Marx - „zu brechen“ (. MEW, Bd.8, S. 197). 
Mit Engels 4 „Der deutsche Bauernkrieg“ (1850) 
wurde erstmals ein marxistisches Geschichts¬ 
werk vorgelegt mit der erklärten Absicht, dem 
deutschen Volk, seinen werktätigen Massen ihre 
revolutionären Traditionen nahezubringen - als 
Anregung zum eigenen Handeln. Nebenbei: Wen 
das heutige bundesdeutsche föderalistische Ver- 
fassungs-, Gesetzgebungs- und Verordnungschaos 


an den Rand der Verzweiflung bringt, der findet 
dort auch Engels 4 vor 163 (!) Jahren gefälltes Ur¬ 
teil: „Wer nach den beiden deutschen Revolutio¬ 
nen von 1525 und 1848 und ihren Resultaten noch 
von Föderativrepublik faseln kann, verdient nir¬ 
gend anders hin als ins Narrenhaus.“ ( MEW, Bd. 
7, S. 413) 

Für alle diese Arbeiten galt, dass sie die politischen 
Kämpfe als Agieren von Klassen und Klassenfrak¬ 
tionen beleuchteten, den ihnen zu Grunde liegen¬ 
den materiellen, insbesondere ökonomischen In¬ 


teressen nachspürten und den Standpunkt der 
historisch fortschrittlichsten Kraft, der sich for¬ 
mierenden Arbeiterbewegung, herausarbeiteten. 
Einen kräftigen Schub erhielt die marxistische 
Geschichtsschreibung und -publizistik durch die 
miteinander verflochtenen Prozesse der forcierten 
kapitalistischen Entwicklung mit ihren politischen 
Konsequenzen, der weiteren Nationalstaatsbil¬ 
dung und der nationalen und internationalen For¬ 
mierung politischer und gewerkschaftlicher Ar¬ 
beiterorganisationen mit Massencharakter sowie 
als parlamentarische Kraft im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts. Die Herausbildung einer sozia¬ 
listischen Massenpartei in Deutschland, der ande¬ 
re folgten, die Gründung der I. (1864) und der II. 
Internationale (1889) stimulierten das Ringen um 
programmatische Klärung, das seinerseits ohne 
den „Griff in die Geschichte“ nicht auskam. 

Ein Schwerpunkt war die verstärkte Auseinan¬ 
dersetzung mit der Staatsfrage, aufgeworfen u.a. 
durch das Lassalleanische Streben nach einem 
Kompromiss mit der preußischen Monarchie, 
dem eine prinzipielle Kritik des preußischen Jun¬ 
kerstaates und seiner Geschichte entgegengesetzt 
wurde. Vor allem aber führte die Pariser Kommu¬ 
ne, ihre Erfahrungen und die Solidarität mit ihr, 
zu einer Vertiefung der marxistischen Staats- und 
Revolutionstheorie, die nur auf einem soliden vor 
allem zeitgeschichtlichen Fundament möglich war. 
Im „Bürgerkrieg in Frankreich“ (April/Mai 1871) 
konstatierte Marx (anknüpfend an seinen „Acht¬ 
zehnten Brumaire“ von 1852): „Aber die Arbei¬ 
terklasse kann nicht die fertige Staatsmaschine¬ 
rie einfach in Besitz nehmen und diese für ihre 
eignen Zwecke in Bewegung setzen 44 {MEW, Bd. 
17, S. 167) Gestützt auf eine historische Analyse 
des feudalabsolutistischen und des bürgerlichen 
Staates seit 1789 stellte er fest, dass das Pariser 
Proletariat diese überkommene Staatsmacht 
bricht ( S . 340) und durch eine neue, ihre eigene 
Staatsmacht ersetzt, deren demokratische Struk¬ 
tur und Arbeitsweise er sehr konkret beschreibt. 
Er schlussfolgert: Die Kommune „war wesentlich 
eine Regierung der Arbeiterklasse“ (S. 342). 

Und Engels bringt 1891 die Dinge wie folgt auf 
den Punkt: „Der sozialdemokratische Philister ist 
neuerdings wieder in heilsamen Schrecken gera¬ 
ten bei dem Wort: Diktatur des Proletariats. ... 
wollt ihr wissen, wie diese Diktatur aussieht? Seht 
euch die Pariser Kommune an. Das war die Dik¬ 
tatur des Proletariats.“ {MEW, Bd. 22, S. 199) Zu¬ 
vor (1884) hatte Engels in seinem grundlegenden 
Werk „Der Ursprung der Familie, des Privatei¬ 
gentums und des Staats“ die frühgeschichtlichen 
Familienformen, die Entstehung des Patriarchats 
und der Sklaverei und damit der Klassenspaltung 
untersucht und nachgewiesen, dass der Staat sich 
als Folge der Klassenspaltung herausbildet und 
seinem Wesen nach immer eine Form der Klas¬ 
senherrschaft ist. Eine ähnliche herausragende 
und bedeutungsvolle Leistung hatte August Be¬ 
bel mit seinem erstmals 1879 erschienenen Werk 


„Die Frau und der Sozialismus“ vollbracht. Er hat 
nicht nur auf der Grundlage eines immensen his¬ 
torischen und soziologischen Materials die Frau¬ 
enfrage in ihrer gesamten historischen Entwick¬ 
lung dargestellt, sondern auch den jeweiligen for¬ 
mationsspezifischen gesellschaftlichen Rahmen 
herausgearbeitet und sich zu den wesentlichen 
konkret-historischen Aspekten der Gesellschaft, 
des Staates, des Klassenkampfes geäußert. 

Programmatik und Geschichte 

Die Verabschiedung des marxistischen Erfurter 
Programms der deutschen Sozialdemokratie 1891 
(zu dem sein wichtigster Autor Karl Kautsky ei¬ 
nen soliden Kommentar veröffentlicht) wird flan¬ 
kiert von gewichtigen marxistischen Geschichts¬ 
werken. 1893 erscheint von Franz Mehring „Die 
Lessing-Legende (Mit einem Anhang: Über den 
historischen Materialismus) 44 eine Schrift, die 
nicht nur aus marxistischer Sicht die deutsche Li¬ 
teratur- und Kulturentwicklung beleuchtet, son¬ 
dern auch den preußischen Militärstaat einer ver¬ 
nichtenden Kritik unterzieht und die regimeoffizi¬ 
ellen Legenden um Friedrich II. entlarvt. Engels 
zollte Mehring höchstes Lob. 1898 folgte Mehrings 
„Geschichte der Deutschen Sozialdemokratie“. 
Ende der 90er Jahre entbrennt die Auseinander¬ 
setzung mit dem Revisionismus. Kautsky griff 
1899 mit „Bernstein und das sozialdemokratische 
Programm“ in die Debatte ein, Rosa Luxemburg 
im gleichen Jahr mit „Sozialreform oder Revoluti¬ 
on?“ Sie wies Bernsteins Angriffe auf die marxis¬ 
tische Krisentheorie zurück und widerlegte seine 
Behauptung, die Krisenanfälligkeit des Kapita¬ 
lismus verringere sich. Vor allem setzte sie sich 
mit Bernsteins Versuch auseinander, Reformen 
als ausreichend für die Überwindung des Kapi¬ 
talismus zu betrachten, und unterstrich die Dia¬ 
lektik von Reform und Revolution: Der richtige 
und notwendige Kampf um Reformen bereitet die 
sozialistische Revolution vor, kann sie aber nicht 
ersetzen. 1902 veröffentlichte Kautsky „Die sozi¬ 
ale Revolution“, in dem er sich zu den konkreten 
Aufgaben der Revolution äußerte. In seinem 1909 
erschienenen Buch „Der Weg zur Macht“ ging er 
weiter: Er wies auf die verstärkte Zuspitzung der 
Klassengegensätze und auf das Herannahen ei¬ 
nes Weltkrieges hin und sprach davon, dass die 
Entwicklung in eine revolutionäre Periode ein¬ 
getreten sei. Rosa Luxemburg forderte 1906 in 
ihrer Schrift „Massenstreik, Partei und Gewerk¬ 
schaften“ dazu auf, aus den Erfahrungen der sich 
vollziehenden russischen Revolution zu lernen, 
das Kampfmittel des politischen Massenstreiks zu 
entwickeln und die parlamentarische Arbeit stär¬ 
ker mit außerparlamentarischen Kampfformen zu 
verbinden. Bedeutende Geschichtswerke und zu¬ 
gleich wichtige Beiträge zum Kampf gegen den 
Revisionismus, für eine marxistische Orientierung 
der Arbeiterbewegung waren die 1910-1914 er¬ 
scheinenden dreibändigen Erinnerungen August 
Bebels, Mehrings „Deutsche Geschichte vom Aus¬ 
gang des Mittelalters“ (1910) und seine große Bio¬ 
graphie „Karl Marx - Geschichte seines Lebens 44 
die er während des Weltkrieges vollendete und 
1918 veröffentlichte. 

Seit der Jahrhundertwende rückte das Problem 
des Imperialismus, seines Wesens und seiner Be¬ 
kämpfung immer mehr in den Vordergrund. 1910 
veröffentlichte Rudolf Hilferding sein grundle¬ 
gendes Werk „Das Finanzkapital“, das wichtige 
Erkenntnisse über den kapitalistischen Konzen¬ 
trationsprozess, die Veränderung der Beziehungen 
zwischen Industrie- und Bankkapital und andere 
wesentliche Aspekte lieferte. Rosa Luxemburg 
vermochte zwar in ihrer Schrift „Die Akkumula¬ 
tion des Kapitals“ (1913) nicht, wie beabsichtigt, 
die Marx’sche Reproduktionstheorie weiterzu¬ 
entwickeln, erbrachte aber doch bestimmte For¬ 
schungsresultate vor allem zur imperialistischen 
Politik. Den entscheidenden Beitrag zur Ausar¬ 
beitung der marxistischen Imperialismustheorie 
leistete Lenin mit der Herausarbeitung der Mo¬ 
nopolisierung als Schlüsselfrage, der Bestimmung 
des historischen Platzes des Imperialismus (...) 
und der Klärung des Zusammenhangs von Im¬ 
perialismus und Opportunismus. Alle drei Auto¬ 
ren haben in ihren Schriften (und auch in ihren 
Vorarbeiten - man denke an Lenins „Hefte zum 
Imperialismus“) in großem Umfange historisch 
geforscht und dargestellt. 

Der Imperialismus mündete in den ersten Welt¬ 
krieg - aus diesem fanden die Arbeiter und Bau¬ 
ern Russlands unter Führung der Partei Lenins 
den Ausweg in der Oktoberrevolution von 1917. 
Damit war eine neue Epoche weltgeschichtlicher 
Entwicklung eröffnet, eine neue Situation auch 
für die marxistische Geschichtswissenschaft ge- 
geben. (...) 

Prof. Heinz Karl ist Historiker und lebt in Berlin 



In den Jahren der Revolution von 1848/49 und unmittelbar danach war der Marxismus erstmals mit 
umfassenden und tiefgreifenden ökonomischen, sozialen und politischen Prozessen konfrontiert, die 
im Grunde ganz Europa erfassten und aufwühlten /1848: Barrikadenkampf in Frankfurt am Main 
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Mit fränkischem Humor für eine menschliche Welt 

„Das Vorletzte“ - die neue CD von Werner Lutz 


Eifel-Thrill 

In der Eifel herrscht Krieg 


„Das Vorletzte“ hat Werner Lutz seine 
neue CD benannt. Der CD-Titel impli¬ 
ziert, dass dieser CD noch weitere Ver¬ 
öffentlichungen folgen werden, und dies 
freut natürlich all diejenigen sehr, die 
den kämpferischen Liedermacher und 
seine Songs seit vielen Jahren kennen 
und schätzen. 

Auch auf dieser CD setzt sich Werner 
Lutz erneut mit all den sozialen und 
gesellschaftspolitischen Ungerechtig¬ 
keiten auseinander, bei denen auch in 
unserem Lande Millionen Menschen 
der Meinung sind: Das ist doch wirklich 
nicht das Vor-, sondern das Allerletzte! 
Werner singt gegen alte und neue Na¬ 
zis, wie in „Es fängt wieder so an“ oder 
in „Freiheit für alle“, in dem er anpran¬ 
gert, dass Freiheit in Deutschland vor 
allem die Nazis, die Ausbeuter sowie 
menschenverachtende Ideen genießen. 
Die nahezu uneingeschränkte Vormacht 
der großen Konzerne wird von dem Lie¬ 
dermacher aus dem mittelfränkischen 
Erlangen gleich in mehreren Songs the¬ 
matisiert. Mein Anspieltipp: „Besuchen 
Sie Europa“ nach einer bekannten Me¬ 
lodie von Geier Sturzflug. Auch das The¬ 
ma „Bankenkrise“ fehlt auf dieser so¬ 
wohl inhaltlich als auch musikalisch sehr 
abwechslungsreichen CD ebenso wenig 
wie die mörderischen Kriege, die durch 
die imperialistischen Staaten weltweit 
vom Zaun gebrochen werden. 

Werner Lutz hat jedoch nicht nur Lie¬ 
der gegen Krieg und Faschismus, gegen 
Kapitalismus und die unsoziale Politik 
im Gepäck, sondern auch etliche Songs, 
in denen er für die „Lust auf Leben“, für 



Mauern 

Die Schlepper hatten abkassiert, 
die Kinder halten ihre Hand, 
der Mond scheint, als das Boot ablegt: 
irgendwo hin in so ein reiches Land. 

Sie kamen aus Nigeria, 
wo man an Pipelines explodiert, 
oder - wenn die Kraft nicht reicht - 
an Hunger und AIDS einfach so krepiert. 
Es ist die Zeit der großen Mauern, 
die nicht mehr überwindbar sind. 

Und diese Festung heißt Europa, 
kolonial bewehrt und altgedient. 

Sie wärmten sich, die Nacht war kalt, 
weit vorn das Leuchtfeuer vom Turm, 
doch plötzlich fiel der Motor aus, 


es dämmerte schon -dann begann der 
Sturm. 

Drei Tage später fand man sie, 
umklammert, angeschwemmt im Kies, 
sie kamen aus Nigeria, 
und warn auf der Flucht ins Paradies. 

Es ist die Zeit der großen Mauern ... 

Es geht in Lampedusa dort, 
bei Fischern die Legende um, 

,ne Fischart fräße Leichen schon, 

und sei deshalb nicht mehressbardrum. 

Und wieder mal ,ne Meldung heut', 

die hierzuland' man schnell vergisst, 

von einer Flucht ins Paradies, 

die schließlich und ganz perspektivlos 

ist. 


Liebe und Solidarität, für die Rechte der 
Kinder oder auch für die Erinnerung an 
die spanischen Interbrigadisten („Der 
Brigadist“) eintritt. 

21 Lieder mit mehr als 77 Spielminuten 
hat Werner Lutz auf der CD unterge¬ 
bracht. Neben den eigenen Texten hat 
er zu den meisten Songs selber die Mu¬ 
sik komponiert, jedoch auch einige mu¬ 
sikalische „Anleihen“ bei so bekannten 
Singer/Songwritern wie Bob Dylan oder 
Phil Ochs vorgenommen - es macht je¬ 
denfalls Freude, die Songs mit neuen 
oder auch bekannteren Melodien beim 
Hören der CD für sich zu entdecken. 
Unabhängig vom konkreten Inhalt spie¬ 
geln seine Songs sowohl sein ausgepräg¬ 
tes politisches Engagement als auch sei¬ 
nen bodenständigen fränkischen Humor 
sowie seine Zuversicht wider, dass die 
Menschen durch Analyse und Aktionen 
in die Lage kommen können, sich den 
herrschenden kapitalistischen Verhält¬ 
nisse zu widersetzen und sich für eine 
friedliche, sozial gerechte und men¬ 
schenwürdige Gesellschaft einzusetzen. 
Diesen historischen Optimismus ver¬ 
mag Werner Lutz dem Hörer sehr an¬ 
schaulich zu vermitteln. 

Diese CD ist daher allen Leserinnen 
und Lesern der UZ sehr ans Herz gelegt, 
und wir dürfen uns sicherlich darauf 
freuen, Werner Lutz auf dem kommen¬ 
den UZ-Pressefest vom 27.-29. Juni 
2014 in Dortmund mit seinen Liedern 
live zu erleben. DirkWilke 

Die CD kostet 12 Euro und kann unter 
www.einheiztext.de bestellt werden. 


Literarische Auseinandersetzung 
wird zum ästhetischen Bekenntnis 

Zu Essays von Rudi W. Berger 


Nach einem außerordentlichen und 
kämpferischen Leben sah sich der bald 
neunzigjährige Autor fast getrieben, 
seine Erfahrungen mit Literatur auf¬ 
zuschreiben. Was vor einiger Zeit be¬ 
gann ist nun zu einem Buch geworden, 
das zum 90. Geburtstag des Schriftstel¬ 
lers 2014 ein Geschenk an seine Leser 
und die interessierte Öffentlichkeit ist. 
Das Buch kommt mit der gleichen Ent¬ 
schiedenheit daher, mit der Berger seine 
Romane, Gedichte, Hörspiele usw. ge¬ 
schrieben und verteidigt hat. Ausgelöst 
wurde diese Haltung durch die Nieder¬ 
lage des Sozialismus, die Berger auch als 
persönliche Niederlage nimmt, hatte er 
doch sein Leben und Handeln nach dem 
Sieg über den Faschismus dem Aufbau 
des Sozialismus gewidmet. 

In den fakten- und materialreichen Es¬ 
says fallen drei Themen auf: Berger setzt 
sich erstens mit den Folgen der Nieder¬ 
lage auseinander, will die Verurteilung 
sozialistischen Lebens und Literatur als 
„Zumutung“ nicht hinnehmen, verfällt 
aber nicht der Verzweiflung, sondern 
weiß - dialektisch gebildet - um Wie¬ 
derkehr und neue Möglichkeiten der 
sozialistischen Literatur. Zweitens wur¬ 
de Berger durch den Zweiten Weltkrieg, 
in den er verführt und „ungeduldig auf 
den Gestellungsbefehl“ wartend zog, 
dessen Ende er mit „Schandtaten in die¬ 
sem tödlichen Gewerbe“ hinauszögerte 
und an den sich das US-amerikanische 
Gefangenenlager anschloss, zum konse¬ 
quenten Kriegsgegner, aber zu keinem 
bedingungslosen Pazifisten, wenn es um 
die „Verteidigung des Lebensrechtes“ 
geht. Um die sozialen und gesellschaft¬ 
lichen Ziele zu verwirklichen plädiert 
er für den revolutionären Kampf. Sein 
drittes Thema: Er hasst Worthülsen, die 
klingen, aber nichts bedeuten; in diesem 
Zusammenhang hat er einen ergiebi¬ 
gen Repräsentanten dieses Verfahrens 
ausgemacht, den gegenwärtigen Bun¬ 
despräsidenten Gauck. Keiner verwen¬ 
det mit pastoralem Pathos Begriffe der 
Menschheitsgeschichte, die Revolutio¬ 
nen bestimmten wie „Freiheit“, so be¬ 
deutungsleer wie er. Besonderer Anlass 
für die Auseinandersetzung mit Gauck 
war eine persönliche Begegnung, in der 
Gauck Bergers Kritik an dessen „Ein¬ 


äugigkeit“ mit der Feststellung quittier¬ 
te: „Also lebt der Kommunismus immer 
noch!“ Berger liefert dafür ein gedank¬ 
lich vielschichtiges und sprachlich ein¬ 
drucksvolles Beispiel. 

Die Essays arbeiten mit starken Bildern, 
die Texte sind eindringlich und emoti¬ 
onal aufgeladen. Im Zorn über seiner 
Meinung nach „verlumpte Interpreten“ 
fällt auch Fäkalisches. In ihrer Grundan¬ 
lage erinnern die Essays an die Kampf¬ 
schriften früherer Literaturepochen; mit 
dem Sturm und Drang vergleicht Berger 
seine Gegenwart selbst, Jakob Micha¬ 
el Reinhold Lenz, leider mit verschie¬ 
denen, aber ungenauen Varianten der 
Vornamen versehen, ist ein oft Genann¬ 
ter. Einbezogen sind Bergers Erfahrun¬ 
gen im Osten der Bundesrepublik, die 
jedem Regierungsbericht Hohn spre¬ 
chen. Textpassagen muten in Sprachge- 
walt und Angriffslust wie Reden eines 
Volkstribuns an, einzelne Sätze werden 
zu präzisen Bestimmungen poetischer 
Werke, wie zu dem Reiner Kunzes, dem 
besondere Aufmerksamkeit und lauter 
Widerspruch gewidmet werden: „Kein 
Funke aktiver Bewusstheit glimmt in 
seinen Texten.“ Dabei standen 1959 
Reiner Kunze, neben ihm Günter Ku- 
nert, mit Rudi Berger in der Antholo¬ 
gie „Greif zum Gewehr“; sie wurde vom 
Ministerium für Nationale Verteidigung 
der DDR herausgegeben. Heute stehen 
beide auf verschiedenen Seiten der lite¬ 
rarischen Fronten.- 

Seine Essays arbeiten holzschnittartig, 
scharf konturierend Thesen heraus, die 
zu einer dem sozialistischen Realismus 
verpflichteten Ästhetik gehören. Um¬ 
risse werden deutlich, Details haben 
es, der Methode entsprechend, schwie¬ 
rig. In der Schärfe der Argumentati¬ 
on entstehen Verkürzungen, Einseitig¬ 
keiten, es unterlaufen Fehler. Manche 
sind nebensächlich: Der wegen seiner 
politischen Indifferenz genannte Rüge 
heißt nicht „Erich“, sondern „Eugen“. 
Manches ist grundlegender: Bergers 
Romantik-Verständnis, das sich im 
Umfeld von Peter Hacks bewegt, ver¬ 
steht die Literaturepoche als reaktio¬ 
när und fortschrittsfeindlich, „kränk¬ 
lich“ und in „Klagekammern“ führend; 
„gekifft“ - wie Berger meint - haben die 


deutschen Romantiker kaum; die Mei¬ 
nung konnte sich der Dichter Hacks 
erlauben, für eine gesellschaftspoliti¬ 
sche ästhetische Argumentation ist sie 
nicht haltbar. Ähnlich das Urteil über 
die Gruppe 47 und die westdeutsche 
Literatur, von deren Leistungen Berger 
nichts gelten lässt, ein Fehler: Er ver¬ 
zichtet auf Literaturkritiker wie Walter 
Jens und Hans Mayer, auf Autoren von 
Ingeborg Bachmann bis Martin Walser, 
auf gesellschaftskritische Literatur von 
Wallraff bis Max von der Grün. Er wi¬ 
derlegt seine These selbst, wenn er Paul 
Celan (Teilnehmer an der Gruppe 47 
1952) Gisela Elsner (1958) und Erich 
Fried (1963) für sich zitierend in An¬ 
spruch nimmt. 

Unberücksichtigt bleibt hier sein Text 
Schiller, der Bolschewik und die ver¬ 
schwiegene Rebellion, er ist ein litera¬ 
risches Panoptikum einer „Literatur¬ 
gesellschaft der Jahrhunderte“ vor dem 
Deutschen Nationaltheater in Weimar, 
das auf seine Ordnung wartet. 

Bergers kämpferische Entschlossen¬ 
heit duldet nur Gleichgesinnte neben 
sich und Verbündete in Geist und Tat 
aus der Vergangenheit (Thomas Morus 
u.a.), nicht aber aus der Gegenwart, 
sofern sie anderen Grundansichten 
folgen. Nicht alle Kritiker mit anderer 
Meinung sind aber Gegner; Verbün¬ 
dete sind nicht so zahlreich, dass man 
sie nicht auch suchen und manches to¬ 
lerieren muss. Ausschließlichkeit und 
Selbstgerechtigkeit werden zu einer 
exemplarischen Haltung Bergers, die 
er an anderen kritisiert. Kritik am poli¬ 
tischen Handeln, das den Anspruch er¬ 
hob, seit 1917 eine neue Gesellschaft zu 
errichten, ist ihm suspekt: „Stalin und 
die Sowjetunion“ erscheinen berechtigt 
als Befreier vom Faschismus, auf Sta¬ 
lins Verbrechen - auch an deutschen 
kommunistischen Schriftstellern, Ber¬ 
ger zitiert in anderem Zusammenhang 
der „Herren eigner Geist“ von Hans 
Günther - wird kein Wort verwendet. 
Partner im Kampf um Menschlichkeit, 
auch wenn sie es nur zeitweise waren 
oder sind, geraten in ein ihnen nicht 
gemäßes Umfeld, so wenn Berger den 
KZ-Insassen, antifaschistischen Kämp¬ 
fer und Schriftsteller Jorge Semprun auf 


eine Stufe mit Gauck stellt. Das wird 
Semprun nicht gerecht, Berger scheint 
es gespürt zu haben und versucht im 
Schiller-Essays zu relativieren. Rein¬ 
hard Jirgl findet vor seinem Maßstab 
keine Gnade; dass ist Bergers Recht, 
aber Jirgls „uferlosen Fatalismus“ (Ber¬ 
ger) mit Heiner Müller zu erklären, der 
wie kein anderer Dichter den Weg zum 
Kommunismus nicht als erfüllte Gegen¬ 
wart, sondern als langen, entbehrungs¬ 
reichen und schweren Kampf beschrieb, 
verkennt Müllers Denken, das den Ge¬ 
gensatz zu einer entproblematisierten 
Sozialismus-Vorstellung von Hacks 
darstellt, und auch das Anliegen Jirgls. 
Berger nimmt den Kampf auch auf, wo 
er entschieden ist: Gegner wie Werner 
Fuld (Die DDR-Literaur verdiene nicht 
„den Namen Literatur in dem Sinne, 
wie wir die westeuropäische Literatur“ 
sehen.) und Udo Leuschner (Außer 
Bräunigs Rummelplatz sei die DDR- 
Literatur „niedere Kunst, die sich auf 
die Verklärung falschen Bewusstseins 
beschränkt“) sind in ihrem Unwissen 
längst peinlich geworden, gehören zum 
primitivsten Boulevard und können im 
Angesicht der Bedeutung der DDR- 
Literatur, ihrer Auszeichnungen vom 
Preis der Gruppe 47 (Bobrowski) bis 
zu Büchner-Preisen (Christa Wolf, Vol¬ 
ker Braun), der Lächerlichkeit preisge¬ 
geben werden. 

Manches bei Berger kann man anders 
sehen, manches muss man anders sehen, 
wie sein verkürztes Sisyphos-Verständ¬ 
nis, das nicht erklären kann, warum in 
der Endphase diese mythische Gestalt 
zu einer der am meisten bedachten in 
den Dichtungen der DDR aufrückte. 
Aber eines kann man nicht anders se¬ 
hen: Es ist Bergers unbedingter Wille, 
an dem Entwurf einer menschlichen 
Gesellschaft festzuhalten und dafür zu 
wirken, dass dieser Entwurf im geisti¬ 
gen Leben und seiner Literatur, in der 
die Zukunft bedacht wird, lebendig 
bleibt. Berger sieht in der Literatur ein 
geeignetes Medium für die Erinnerung 
an die Zukunft; am Beispiel der DDR 
hat er erlebt: „Literatur erfüllte ihren 
Sinn, half, die Gegenwart zu bewältigen 
und gab der Zukunft Raum. 

“ Rüdiger Bernhardt 

Rudi W. Berger: Dran,dran,solang ihrTag 
habt. Schlachtfeld Literatur - Schlacht¬ 
feld Deutschland. Essayistische Exkur¬ 
se und ein Credo Poesie. Berlin und 
Böklund: Verlag Wiljo Heinen, 2013, 
267 S.,14,- Euro 


Die friedliche Eifelwelt gerät völlig 
aus den Fugen: Siggi Baumeister wird 
schwer verletzt, noch ehe er sich mit 
den Untersuchungen um einen rätsel¬ 
haften Toten beschäftigen kann. Sein 
väterlicher Freund Rodenstock muss 
nach einem brutalen Überfall sicher¬ 
heitshalber ins Koma gelegt werden, 
weil nicht klar ist, ob ihm die Ärzte 
überhaupt noch helfen können. 

Alles dreht sich anscheinend um einen 
großen Bauernhof, von dem jedermann 
behauptet, er werde von Neonazis be¬ 
wohnt. Aber was ist beweisbar? Ein 
junger Mann wird erschossen, eine 
Sechzehnjährige schlägt brutal mit ei¬ 
nem Axtstiel zu, und ein Unbekannter 
schießt auf Jäger im Wald. 

Mit Sicherheit weiß man: Ein He¬ 
ckenschütze ist in der Eifel unterwegs, 
ein „Sniper“ - ein Alptraum für jede 
Mordkommission. Die Stimmung ist 
so aufgeheizt, dass junge Mütter ihren 
Kindern verbieten, draußen zu spielen. 
Jacques Berndorf ist das Pseudonym 
des 1936 in Duisburg geborenen Jour¬ 
nalisten, Sachbuch- und Romanautors 
Michael Preute. Sein erster Eifel-Krimi 
„Eifel-Blues“ erschien 1989. Daraus ent¬ 
wickelte sich eine überaus populäre Ro¬ 
manserie mit Berndorfs Hauptfigur, dem 
Journalisten Siggi Baumeister. Berndorf 
wurde zum erfolgreichsten deutschen 
Kriminalschriftsteller mit mehrfacher 
Millionen- 
Auflage. Sein 
Roman „Ei¬ 
fel-Schnee“ 
wurde 2000 
für das ZDF 
verfilmt. 

Jacques Bern¬ 
dorf: Eifel-Krieg. 

Kriminalroman, 

344 Seiten, 9,95 
Euro 


Wenn die Masken fallen ... 

Sechs Studenten der Psychologie ver¬ 
bringen ihre Semesterferien auf Hof 
Bergrath, einem verlassenen Bauernhof 
in der Nähe von Weyer in der Eifel. In 
Rollenspielen erproben sie die Grenzen 
ihrer psychischen Belastbarkeit, ver¬ 
kleidet als Vampir, Pirat, Cäsar, Dirndl, 
Schneewittchen und Krankenschwester. 
Hauptkommissarin Sonja Senger tanzt 
derweil auf einer Party in der Bonner 
Staatsanwaltschaft, flieht nach einer 
Stippvisite aus der neuen Wohnung von 
Oberstaatsanwalt Wesseling und ver¬ 
fährt sich auf dem Heimweg in die Ei¬ 
fel hoffnungslos. Ihr Auto wird gestoh¬ 
len, als sie es kurz aus den Augen lässt, 
und zu Fuß geht sie einem roten Licht 
entgegen, das durch den Blätterwald 
flackert. Sie erreicht einen Hof. Das 
Schild „Zutritt verboten“ kann sie nicht 
daran hindern, einzutreten. Am Fuße 
einer Treppe liegt eine Krankenschwes¬ 
ter tot am Boden, und eine Handvoll 
Kostümierter steht ratlos um sie herum. 
Ein Unfall? Sonja Senger kommen 
Zweifel. Sie nimmt völlig verkatert und 
noch im Abendkleid die Ermittlungen 
auf und lässt die Tote in die Rechts¬ 
medizin bringen. Als man aber dort 
von keiner fremden Gewalt ausgeht, 
glaubt sie, die schreckliche Nacht für 
immer vergessen zu können. Aber da 
geschieht ein weiteres Unglück auf Hof 
Bergrath ... Carola Clasen schreibt seit 
1998 Kriminalromane und Romane, die 
in der Eifel spielen. Darunter ist auch 
die Reihe um ihre eigenwillige Krimi¬ 
nalkommissarin Sonja Senger. „Sechs 
in der Eifel“ ist ihr achter Roman in 
dieser Reihe. Auch mit ihren Kurzge¬ 
schichten und 
Lesungen hat 
Carola Cla¬ 
sen sich einen 
Namen unter 
den deutschen 
Krimiautorin¬ 
nen gemacht. 

Carola Clasen: 

Sechs in der Ei¬ 
fel. 255 Seiten, 

9,50 Euro 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


Was das Wahlprogramm der DKP 
zur EU-Wahl enthalten sollte 

Von Lucas Zeise 


Volk gewählte Institution hat deutlich 
weniger Rechte als die Parlamente in 
sonstigen kapitalistischen Staaten. In 
der Krise haben die stärksten Staaten 
der EU, insbesondere Deutschland, 
die Institutionen fast nach Belieben 
umgestaltet und fortentwickelt, um 
die schwächeren der Peripherie zu 
knebeln und ihre Schulden gegenüber 
dem Finanzkapital einzutreiben. Die 
im Lissabon-Vertrag festgeschriebe¬ 
ne Aggressivität der EU nach außen 
richtet sich nicht etwa gegen die USA 
sondern gegen Regionen, Länder und 
Staaten, die sich dem Diktat der USA 
widersetzen oder sogar nur entziehen 
wollen. 

7. Wir geben uns nicht der Illusion 
hin, dass sich die EU in ein halbwegs 


Zur Diskussion des 
Europa-Programms 


DKP-Bielefeld 


W ir haben den Entwurf des Eu¬ 
ropaprogramms in der Grup¬ 
pe diskutiert und möchten 
folgende Anmerkungen zurückgeben: 
Die EU ist ein Konstrukt des Kapitals 
und ist entstanden infolge der trans¬ 
national operierenden Konzerne und 
spiegelt deren Bedürfnis nach einem 
einheitlichen und großen Wirtschafts¬ 
raum wider. Sie war nie ein gemeinsa¬ 
mes Projekt der europäischen Völker 
zum Guten. Aber sie ist die Gegeben¬ 
heit, mit der wir umgehen müssen. 



Der Entwurf beschreibt allerlei 
Schwachpunkte und Fehlentwicklun¬ 
gen der EU. Dies völlig zu Recht. Es 
werden aber aus unserer Sicht zu we¬ 
nig Lösungsvorschläge unterbreitet. 
Die kritisierten Punkte werden, aus 
anderen Absichten, auch auch rech¬ 
ten Kreisen angesprochen. Aus bür¬ 
gerlichen Krisen heißt es dann gern: 
Es herrscht eine Einigkeit sowohl am 
rechten als auch am linken Rand in der 
Ablehnung der EU. Wir müssen hier 
unsere Lösungen auf drängende Fra¬ 
gen deutlich machen. 

Die Bevölkerung beschäftigt momen¬ 
tan etwa die Frage des Euro, die Flücht¬ 
lingskatastrophe an den Grenzen und 
die Thematik des Zuzuges von EU- 
Bürgern nach Deutschland. Dazu fin¬ 
det sich im Programm kaum etwas, mit 
dem man den Leuten gegenübertre¬ 
ten kann oder was zitierbar wäre. Die 
Passage zum Euro wirkt wie eine Kon¬ 
zessionsformulierung an die KKE und 
bleibt sonst undeutlich. Für die beiden 
anderen genannten Themen werden 
keine Lösungen formuliert. 

Wir in Bielefeld rechnen nicht mit dem 
unmittelbaren Zusammenbruch oder 
auch eines Scheiternlassens der EU, 
von welcher Seite auch immer. Da¬ 
her würden wir uns eine genauere Be¬ 
schreibung der Übergangsphase oder 
einen Ausblick auf unsere Politik der 
nächsten Legislaturperiode wünschen, 
in der die DKP im EU-Parlament hof¬ 
fentlich vertreten sein wird. 
Insbesondere müssen wir auf eine 
Bündelung der fortschrittlichen Kräfte 
hinarbeiten, da wir momentan unsere 
eigenen Kräfte realistisch als schwach 
einschätzen müssen. 

Insgesamt wäre eine kürzere, aber prä¬ 
gnantere Fassung des Entwurfes unser 
Wunsch. (...) 


Kundgebung und Demo zum Europäischen Aktionstag der Gewerkschaften in Berlin, November 2012 


EU-Wahlprogramm: 
Strategisch richtig 

Von Pablo Graubner 


W ir führen diesen Wahlkampf, 
um unsere Positionen zur 
aktuellen Lage, zur EU und 
zur großen Krise bekannt zu machen. 
Wir sollten daher das Wahlprogramm 
vor allem dazu nutzen, diese Positio¬ 
nen möglichst umfassend darzustel¬ 
len. Im Folgenden eine Aufzählung 
dessen, was mir dabei besonders wich¬ 
tig erscheint. 

1. Zunächst bedarf es eines ganz kur¬ 
zen Hinweises auf die historische Si¬ 
tuation: Die Arbeiterbewegung und 
die demokratischen Kräfte weltweit, 
besonders aber in Europa befinden 
sich in der Defensive. Festzumachen 
an der immer ungleicher werdenden 
Einkommensverteilung, an der Nie¬ 
derlage des Sozialismus in Europa, 
an dem immer enger werdenden Griff 
der Herrschaft des Imperialismus. 

2. Notwendig ist dann ein Blick auf die 
seit 2007 bestehende Weltwirtschafts¬ 
krise, die die Herrschaft des Imperia¬ 
lismus und seine Institutionen mehr 
und mehr in Frage stellt, gleichzeitig 
die Aggressivität des Imperialismus 
nach innen und außen steigert und 
die soziale und ökonomische Lage 
der arbeitenden Klassen verschlech¬ 
tert. Diese Krise ist eine Krise des 
Kapitalismus, die eine Formwandlung 
notwendig macht. Sie ist zugleich die 
finale Krise des Neoliberalismus. So 
wie der Kapitalismus (genauer der 
Stamokap) bisher seit mehr als drei 
Jahrzehnten funktioniert hat, kann es 
nicht weitergehen. 

3. In diese Krise eingebettet ist die 
Krise der EU. Sie ist Teil der Weltwirt¬ 
schaftskrise. Weil die EU ein neolibe¬ 
rales Herrschaftsprojekt des europäi¬ 
schen, vorwiegend des deutschen Mo¬ 
nopolkapitals ist, bedeutet die finale 
Krise des Neoliberalismus zugleich 
auch die finale Krise der EU. So wie 
die EU gebaut ist, so ist sie nicht ent¬ 
wicklungsfähig, so ist sie nicht einmal 
überlebensfähig. Das neoliberale Pro¬ 
jekt EU ist dabei zu scheitern. 

4. Die EU ist ökonomisch leicht zu 
verstehen. Sie ist gleichbedeutend 
mit der institutioneilen Sicherung ei¬ 
nes im Innern komplett hindernisfrei¬ 
en Marktes. Die Währungsunion stellt 
den letzten Schritt dazu her. Die EU 
ist politisch ein Zwitterwesen, das ei¬ 
nerseits als Juniorpartner vom Zen¬ 
trum des Imperialismus, von den USA 
gefördert wurde, andererseits sich nur 
in der Rivalität zu den USA wirklich 
entwickeln kann. 

5. Die EU ist ökonomisch und poli¬ 
tisch eine Fehlkonstruktion. Ökono¬ 
misch bedürfte die Schaffung eines 
komplett freien Marktes und eines 
komplett freien (deregulierten) Ka¬ 
pitalmarktes im Rahmen einer Wäh¬ 
rungsunion einer Einhegung durch ei¬ 
nen gemeinsamen Staat, mindestens 
aber ein gemeinsames Steuersystem. 
Statt dessen wurde ein neoliberales, 
staatsarmes Gebilde geschaffen, in 
dem die existierenden Nationalstaa¬ 
ten in einen Wettbewerb der Staa¬ 
ten gegeneinander um die Gunst des 
Kapitals gezwungen wurden. (Das ist 
fast das Gegenteil vom ordoliberalen 
Credo, in dem die Kapitalisten gegen¬ 
einander in den Wettbewerb um die 
Gunst des Publikums - der Konsu¬ 
menten treten.) Die Krise der EU und 


besonders der Eurozone wurde damit 
programmiert, weil Kapital frei in die¬ 
jenigen Länder strömt, die hohe Pro¬ 
fitmöglichkeiten bieten und - in der 
Krise - den sichersten Platz vor To¬ 
talverlust. Das Gesetz der freien Kon¬ 
kurrenz (die Starken werden stärker, 
die Schwachen schwächer und schei¬ 
den am Ende aus) setzt sich so unge¬ 
hemmt von Zoll-, Regulierungs- und 
Währungsgrenzen durch. Der freie 
Kapitalverkehr ist das wahre Grund¬ 
gesetz der Europäischen Union. Die 


Freiheit, Kapital nicht nur einzuset¬ 
zen, durch den Einsatz von Arbeits¬ 
kraft zu vermehren und zu akkumu¬ 
lieren, sondern es auch beliebig zu 
transferieren, es auf die Reise in ge¬ 
winnträchtige Regionen der Welt zu 
schicken, es nach Belieben unbotmä¬ 
ßigen oder auch nur steuerlich un¬ 
günstigen Regionen zu entziehen und 
es auf die Flucht vor Abwesenheit von 
Profit zu schicken: Dieses hehre Frei¬ 
heitsprinzip steht - neben der Frei¬ 
heit des Waren- und Personenver¬ 
kehrs - als wichtigstes Grundrecht in 
der Charta der EU, dem unter großer 
Mühe den Völkern Europas abgerun¬ 
genen und im Dezember 2007 verab¬ 
schiedeten Lissabon-Vertrag. Die EU 
ist das einzige einem Staate ähnliche 
Gebilde, in dem die Kapitalverkehrs¬ 
freiheit einen rechtlich so hohen Sta¬ 
tus genießt. 

6. Politisch entspricht dem die Herr¬ 
schaftskonstruktion der EU, wo die 

Regierungen der Nationalstaaten als 
Europäischer Rat die höchste Instanz 
sind. Die EU-Kommission, der EU- 
Gerichtshof und seit 1999 die Euro¬ 
päische Zentralbank sind die über¬ 
greifenden Institutionen, in denen sich 
die Interessen der Spitzen der Einzel¬ 
staaten und der Lobby des Monopol¬ 
kapitals Hintergrundgefechte liefern. 
Das EU-Parlament, die einzige vom 


demokratisch konstituiertes Gebil¬ 
de oder Staatenbündnis verwandeln 
lässt. Auch eine geordnete Rückab¬ 
wicklung der EU ist schwer vorstell¬ 
bar. Raus aus der EU und raus aus 
dem Euro ist demzufolge die falsche 
Parole. Deshalb stellen wir Forde¬ 
rungen, die im Rahmen der EU sinn¬ 
voll zu formulieren sind und Schritte 
aus der Weltwirtschaftskrise darstel¬ 
len können: Erstens und grundle¬ 
gend eine Änderung der Verteilung 
des Reichtums. Das bedeutet höhere 
Löhne, Renten, Sozialleistungen und 
Ausgaben für Erziehung und Infra¬ 
struktur. Das bedeutet die Entmach¬ 
tung und Verkleinerung der Finanz¬ 
vermögen durch einen koordinierten 
Schuldenschnitt aller EU-Staaten. 
Das bedeutet drittens den Verzicht 
auf jede weitere Aufrüstung, die Auf¬ 
lösung der Nato und das Ende aller 
Expeditionskriege innerhalb und au¬ 
ßerhalb Europas. 

8. Die DKP kandidiert zur Wahl des 
EU-Parlaments, um diese Forderun¬ 
gen bekannt zu machen. Wir wissen, 
dass die EU und insbesondere das 
EU-Parlament ein Nebenschauplatz 
der Klassenkämpfe ist. Die Vertei¬ 
digung der Rechte der arbeitenden 
Menschen gegenüber den Angriffen 
des Monopolkapitals findet auf nati¬ 
onaler Ebene statt. 


E ntgegen dem jüngsten Diskussi¬ 
onsbeitrag von GeorgPolikeit (...) 
möchte ich die strategische Bedeu¬ 
tung dieses Beschlusses und der Stoß¬ 
richtung des Wahlprogrammentwurfs 
hervorheben: Durch einen Wahlantritt 
zum EU-Parlament wird die DKP ihrer 
Rolle gerecht, Widerstand zu bündeln 
und in die Strategiedebatte demokra¬ 
tischer und linker Kräfte einzugreifen. 

Ein klares „Nein“ 

Eine Zuspitzung des Wahlprogramms 
auf ein „Nein“ zu dieser EU ist notwen¬ 
dig. Es orientiert unmissverständlich 
auf Abwehrkämpfe gegen die „Road- 
map“ insbesondere der deutschen Re¬ 
gierung, die wachsenden Widersprü¬ 
che in der Europäischen Union mit 
einer verstärkten europäischen Inte¬ 
gration zu lösen: Mit einem verstärk¬ 
ten Abbau demokratischer und sozialer 
Rechte auf nationalstaatlicher Ebene, 
mit einer europäischen „Wirtschafts¬ 
regierung“, mit einer verstärkten Gän¬ 
gelung der Peripherie usw. Es knüpft 
damit an die Erfahrungen linker und 
demokratischer Kräfte in ganz Europa 
an, die Widerstand gegen den Vertrag 
von Maastricht, aber auch die geschei¬ 
terte EU-Verfassung und den Vertrag 
von Lissabon geleistet haben. 

Wichtig ist jedoch auch die besonde¬ 
re „Qualität“ des Wahlprogramms ge¬ 
genüber anderen linken Kräften: Sie 
besteht darin, dass die neoliberale 
Wirtschaftsverfassung der EU, ihr an¬ 
tidemokratischer und militaristischer 
Charakter nicht als etwas ihr äußerli¬ 
ches dargestellt, sondern mit ihr iden¬ 
tifiziert wird. Damit steht die DKP bei 
den kommenden Abwehrkämpfen, die 
mit linken und demokratischen Kräf¬ 
ten gemeinsam geführt werden müssen, 
keineswegs im Abseits. Im Gegenteil 


bringt der Wahlprogrammentwurf aus 
meiner Sicht das Bemühen zum Aus¬ 
druck, die Abwehrkämpfe mit einer 
Gesamtstrategie zu verbinden, deren 
Fundament die Einschätzung ist: Mit 
den EU-Verträgen ist der Neoliberalis¬ 
mus in Stein gemeißelt. Sie stellen da¬ 
mit ein erhebliches Hindernis für jeg¬ 
liche fortschrittliche Politikansätze in 
Europa dar - für antimonopolistische 
Zwischenschritte genauso wie für einen 
sozialistischen Weg. 

Eigenantritt der DKP 

Georg Polikeit spricht sich in seinem 
Beitrag für einen Wahlaufruf für die 
Partei „Die Linke“ aus, im Sinne einer 
Bündelung linker und demokratischer 
Kräfte und der Stärkung der linken 
Fraktion im EU-Parlament. Wer in der 
Vergangenheit jedoch ein wenig die eu¬ 
ropapolitische Positionierung der PDS/ 
„Die Linke“ und die Arbeit im Europa¬ 
parlament verfolgt hat - von ihrer har¬ 
ten innerparteilichen Auseinanderset¬ 
zung zum „Nein“ zur EU-Verfassung 
bis hin zur Unterstützung von Martin 
Schulz (SPD) bei seiner Kandidatur 
zum EU-Parlamentspräsidenten - dem 
dürfte ihr Schlingerkurs zwischen pro¬ 
grammatischen Grundsätzen und An¬ 
biederung an die europäische Sozial¬ 
demokratie nicht entgangen sein. Ich 
schlussfolgere daraus: Es ist ebenfalls 
notwendig, sich mit der Gefahr der In¬ 
tegration linker und demokratischer 
Kräfte in die Politik der EU zu befas¬ 
sen, die Gegenkräfte entwaffnet, zer¬ 
mürbt und spaltet. Der Eigenantritt 
der DKP ist daher aus meiner Sicht ein 
wichtiges Signal, dass man diesem Pro¬ 
zess nicht hilflos ausgeliefert ist. Er soll¬ 
te diejenigen stärken und zusammen¬ 
führen, die eine klare Oppositionspoli¬ 
tik betreiben wollen. 


Ein anderes Europa ist möglich - 
ein sozialistisches Europa ist nötig 


(...) Die weitere Entwicklung der Eu¬ 
ropäischen Union wird davon abhän- 
gen, inwieweit es der gewerkschaftli¬ 
chen und politischen Arbeiterbewe¬ 
gung, der globalisierungskritischen 
Bewegung, den demokratischen Kräf¬ 
ten gelingt, im gemeinsamen Handeln 
die Beherrschung der EU-Institutio- 
nen durch das Monopolkapital ein¬ 
zuschränken, diese Institutionen zu 
demokratisieren und selbst Einfluss 


auf deren Entscheidungen zu gewin¬ 
nen. Der imperialistische Charakter 
der EU-Konstruktion macht jedoch 
die Erwartung illusorisch, diese Eu¬ 
ropäische Union könne ohne einen 
grundlegenden Umbruch in ihren 
gesellschaftlichen Verhältnissen zu 
einem demokratischen, zivilen und 
solidarischen Gegenpol zum US-Im- 
perialismus werden. Nur ein Europa, 
das gegen den Neoliberalismus und 


für den Frieden in der Welt arbeitet, 
würde das internationale Kräftever¬ 
hältnis entscheidend verändern. Dazu 
muss die Macht der Transnationalen 
Konzerne gebrochen und müssen die 
Kämpfe auf nationaler und europäi¬ 
scher Ebene miteinander verbunden 
werden. 

Aus: Programm der DKP, Abschnitt „Die 
Europäische Union “ 
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Von Piercings, Produktion und paradiesischer Ruhe 


Die neuen genossenschaftlichen Selbstständigkeiten auf Kuba 


A lle Gesellschaften verändern 
sich durch den Einfluss der Me¬ 
dien, die Reisemöglichkeiten, 
den kulturellen Austausch oder indi¬ 
viduell nutzbare Informationstechnik 
in immer schnellerem Tempo. Das gilt 
in unterschiedlichem Maße auch für 
Kuba. Aber dort kommt hinzu, dass das 
Gesellschaftssystem einige Einschnit¬ 
te erlebt, die im Berufsleben und dem 
daraus resultierenden Alltag der Men¬ 
schen insgesamt Auswirkungen haben. 
Der internationale Austausch wie auch 
der Kontakt zu ausländischen Touris¬ 
tinnen und Touristen wirkt in Bereiche 
des offensichtlichen Nachholbedarfs 
hinein, bei dem, was wir als „Wellness“ 
zusammenfassen. Heute sind in Ha¬ 
vanna Piercings nicht mehr selten, Tat¬ 
toostudios machen auf, vereinzelt sind 
junge Männer mit Frisuren ä la „Tokio 
Hotel“ zu sehen, künstliche Fingernä¬ 
gel in allen Längen und Lackierungen 
behindern beim Arbeiten, kurzum: ein 
Interesse an Dienstleistungen, die das 
Outfit berühren, wird abgedeckt - oder 
durch das Beispiel anderer eben erst 
geweckt. Unwillkürlich fragt man sich, 
ob man das alles will, erinnert es doch 
sehr an die mitteleuropäische Lebens¬ 
wirklichkeit, wo diese der Konsumge¬ 
sellschaft inhärenten Dinge zu den An¬ 
treibern des Individualismus und damit 
den Motoren der Bewahrung der Ver¬ 
hältnisse gehören. 

Eigene Vorurteile wollen da überprüft 
sein; der wissenschaftliche Sozialismus 
kennt Vorurteile ohnehin nicht. Wohl 
aber Vorkenntnisse und deren ge¬ 
schichtliche Einordnung. Die dialekti¬ 
sche Methode ist also gefragt, und viel¬ 
leicht kann sich der Sozialismus durch 
Zugeständnisse an derartige konsum¬ 
orientierte Interessen günstige Um¬ 
stände für seinen Erhalt schaffen statt 
in Schockstarre zu geraten - jedenfalls 
sind kaum Klagen über die neuen Mög¬ 
lichkeiten zu hören, und auch Klage¬ 
lieder über „die Jugend“ sind selten. 
Letztlich sollten die in nun fünfund¬ 
fünfzig Jahren geschaffenen Werte des 
kubanischen Sozialismus überzeugend 
genug sein, um eine Gleichzeitigkeit 
von individualistischem Aussehen und 
kollektivem Denken und Handeln zu¬ 
zulassen! Wenn auch die Akzeptanz 
mancher Veränderungen ein wenig 
zu reibungslos vonstatten zu gehen 
scheint. 

★ 

Ohnehin gilt das beschriebene Phäno¬ 
men im Jahr 2013 nicht für die Mehr¬ 
heit der Kubanerinnen und Kubaner. 
Zwar haben viele Menschen Zugang 


nicht wenige - besser, schneller oder 
freundlicher vorgenommenen Bedie¬ 
nung, für die entsprechend zu bezahlen 
ist. Auch sei quasi sicher, dass eine von 
Selbstständigen betriebene Unterneh¬ 
mung im Gegensatz zu den staatlichen 
Stellen zu den angegebenen Uhrzeiten 
auch tatsächlich besetzt sei. Vermutlich 
auch darüber hinaus. 

Dass dem so ist, wird bei einem Be¬ 
such in der „Cooperativa Reconstruc- 
tora de Vehiculos“ (CRV) in Havanna 
deutlich. Der ehemalige Staatsbetrieb 
für Fahrzeugwiederherstellung ist seit 
dem 1. Juli eine Genossenschaft; ins¬ 
gesamt gibt es nun 226 nichtagrarische 
Genossenschaften. Erste Agrarge¬ 
nossenschaften entstanden auf Kuba 
schon 1960; 1976 und 1993 kamen wei¬ 
tere hinzu, um die Defizite in der Nah¬ 
rungsmittelproduktion zu überwin¬ 
den 1 . Die Einführung der Möglichkeit 
auf eigene Rechnung - wenn auch im 
Verbund mit den anderen Beschäf¬ 
tigten - arbeiten zu können, hatte die 
Produktion(sbereitschaft) gesteigert. 
Eine unschöne, aber zu akzeptieren¬ 
de Tatsache. Mit den Beschlüssen des 
6. Parteitags der PCC vor zweieinhalb 
Jahren sind auch nichtagrarische Ge¬ 
nossenschaften als Formen nichtstaat¬ 
licher Arbeitsrealität auf Kuba erwähnt 
und später durch Gesetze zugelassen 
worden. Nun geht es also auch um Be¬ 
reiche, die nicht der Nahrungsmittel¬ 
versorgung dienen, sondern um sol¬ 
che, von denen der Staat sagt, dass er 
darauf nicht unbedingt Zugriff haben 
muss oder möchte. In der Folge werden 
die zentralen Sektoren der Wirtschaft 
in staatlicher Hand bleiben, aber bis 
zur notwendigen Steigerung der Pro¬ 
duktivkraft werden sicher noch weitere 
Bereiche freigegeben. Die für 2016 an¬ 
visierte Abschaffung des CUC braucht 
ihren Gegenwert in Arbeitsproduktivi¬ 
tät, um Inflation zu verhindern. 

★ 

In der CRV werden Karosserieschäden 
bearbeitet und Lackierarbeiten durch¬ 
geführt. 48 Männer waren die Grün¬ 
dungsmitglieder der Genossenschaft. 
Nun sind es 65, die hier arbeiten, wovon 
61 Genossenschaftler sind. Davon sind 
wiederum 52 Arbeiter in der Produkti¬ 
on tätig, die anderen im Verwaltungsrat. 
Diesem gehören die drei Mitglieder der 
Leitungsgruppe an (Präsident, Vizeprä¬ 
sident und Sekretär) sowie sechs Sek¬ 
torenbeauftragte. Siebzehn Mitarbeiter 
des ehemaligen Staatsbetriebes blieben 
außen vor: sie wollten das Risiko der 
Genossenschaftsgründung nicht einge- 
hen oder waren in Bereichen beschäf¬ 



sikinstrumente, Schusterhandwerk und 
Gartenbau ausgebildet worden. Davon 
sind 70 Prozent immer noch im Bereich 
der Denkmalpflege tätig, wie der Di¬ 
rektor der Einrichtung, Eduardo Gon¬ 
zalez, erklärt. Mit den seit einigen Mo¬ 
naten bestehenden Möglichkeiten der 
Bildung von nicht-agrarischen Genos¬ 
senschaften haben sich inzwischen die 
Absolventinnen und Absolventen der 
Glaser- und der Schlosserklasse zu zwei 
Kooperativen verselbstständigt. Heute 
arbeiten sie für private und staatliche 
Auftraggeber, denen der Erhalt der 
Gebäude wichtig ist. Im Falle der Gla¬ 
ser handelt es sich um eine Genossen¬ 
schaft, die sich mit dem Buntglasfens¬ 
terbau beschäftigt, den so genannten 
„Medio Punto“-Halbrundfenstern, die 
auf Kuba typisch sind. Erst nach Ab¬ 
schluss des laufenden Jahrgangs wer¬ 
den auch Bleiglasarbeiten hinzukom¬ 
men, die gerade gelehrt werden. Einige 
der Auszubildenden der Handwerker¬ 
schule werden auch zu Modellbauern 
gemacht, denn es ist wichtig die einzel¬ 
nen Stadtteile in so genannten „Ma- 
quetas“ nachzubilden. 

Direktor Eduardo Gonzalez ist stolz 
auf die Einrichtung. Ein Semester The¬ 
orie und Praxis in den Lehrwerkstät¬ 
ten, danach ein Semester an Baustel¬ 
len. Das sind zumeist solche in Habana 
Vieja, dem Altstadtbereich der Haupt¬ 
stadt Kubas. Dort ist in den letzten Jah¬ 


Foto rechts: In der Kooperative für 
Fahrzeugwiederherstellung. Bild links 
unten: Das in diesem Jahr von einer 
SDAJ-Brigade erstellte Wandbild in 
der CUJAE, der naturwissenschaft¬ 
lichen Fakultät der Universität 
Havanna. 


pelt so hoch. Das liege vor allem am 
wesentlich höheren Anreiz. Die an 
die Genossenschaftler ausgezahlten 
monatlichen „Abschläge auf den Jah¬ 
resgewinn“, wie es statt „Lohn“ in der 
Kooperative heißt, sind von 315 kuba¬ 
nischen Pesos auf durchschnittlich 400 
CUC gestiegen. Das ist in etwa das 
Dreißigfache, wovon allerdings noch 
Steuern zu entrichten sind. Am 28. De¬ 
zember werden die weiteren Gewin¬ 
ne ausgeschüttet. Für die ersten sechs 
Monate der CRV sollen es weitere 300 
CUC pro Mitglied sein. 

Die Hauptkunden der CRV sind 
ETECSA, CEISA, Cubanacan und 



genutzt worden. Periodische Gesund¬ 
heitsuntersuchungen sind aber genauso 
vorgeschrieben wie in staatlichen Un¬ 
ternehmen, und nach einer ersten Pha¬ 
se solle 2014 eine kollektive Entschei¬ 
dung über Arbeitzeitbegrenzungen 
herbeigeführt werden. Auch gebe es in 
der CRV eine Gewerkschaftsgruppe. 
Klar ist aber auch, dass die Überschüs¬ 
se des Staatsbetriebs früher in der Ge¬ 
sellschaft verblieben; nun sind sie bei 
denen, die dafür arbeiten. Diese leben 
auf einer Insel im Sozialismus, die drin¬ 
gend in die kommunitären Strukturen 
eingebaut werden muss, wenn sie nicht 
zu einem Schaufenster in eine andere 
Welt werden soll. Dass die Genossen¬ 
schaftsmitglieder gesund sind, etwas 
gelernt haben, keiner von ihnen je in 
der Gefahr war obdachlos zu werden, 
dass sie in Frieden und - im regionalen 
Vergleich - in paradiesischer Ruhe und 
ohne Angst vor Raub und Totschlag le¬ 
ben können, verdanken sie dem sozia¬ 
listischen Staat. Er hat ihnen nun die 
Gelegenheit gegeben ein Vielfaches 
von dem zu verdienen, was z.B. die An¬ 
gestellten der regierenden Kommunis¬ 
tischen Partei verdienen, die nach Les¬ 
art der „westlichen Wertegemeinschaft“ 
die Menschen unterdrückt. Hätten wir 
das Dreißigfache von Merkels und Ga¬ 
briels Einkommen, ließen wir uns sicher 
etwas lieber von ihnen regieren. 

★ 

Kooperativen anderer Art sind die 
beiden, die sich Abgängerinnen und 
Abgänger der Restauratorenschu¬ 
le „Gaspar Melchor de Jovellanos“ 
in der Altstadt von Havanna geschaf¬ 
fen haben. Dort sind in den gut zwan¬ 
zig Jahren des Bestehens 1 353 junge 
Leute in den Bereichen Gips, Metall, 
Glas, Holz, Stein, Versorgungsleitun¬ 
gen, Wandmalerei, Archäologie, Mu¬ 


ren unter Aufsicht des Stadthistorikers 
Eusebio Leal und seinem Büro eine 
Vielzahl von Häusern renoviert und 
teils restauriert worden. Es ist faszinie¬ 
rend zu sehen, wie bei jedem Besuch 
in Havanna die Zahl der nicht nur an¬ 
sehnlich, sondern oft überhaupt wieder 
bewohnbar gemachten Häuser größer 
geworden ist. Trotz der Blockade, die 
die verschiedensten Schwierigkeiten 
mit sich bringt, schafft Kuba auch in 
diesem Bereich nahezu Unglaubliches. 
Andererseits ist der Erhalt der Gebäu¬ 
de auch ein Erhalt von Wohnsubstanz, 
die in Havanna knapp ist, und damit 
doppelt notwendig. Die Restaurierung 
des Altstadtkerns spielt über die stei¬ 
gende Zahl von Touristinnen und Tou¬ 
risten Geld ein, das wiederum in die 
Renovierung von Wohnbauten in an¬ 
deren Stadtteilen geht, wie in Centro 
Habana, wo fast 40 000 Menschen auf 
einem halben Quadratkilometer woh¬ 
nen. Nach wie vor gibt es reihenweise 
Totalverluste an Wohnraum, weil die 
Häuser verfallen. Sie werden von zu 
vielen Menschen bewohnt, die in die 
hohen Zimmer Zwischendecken ein¬ 
ziehen. Die Versorgungsleitungen sind 
oft mehr als hundert Jahre alt; nirgend¬ 
wo mangelt es an Ideen für jede Art 
von Provisorium. Baumaterial ist inzwi¬ 
schen frei gegen CUC verkäuflich, wird 
an Bedürftige aber selbstverständlich 
zu Vorzugspreisen abgegeben. 

★ 

Kuba hat bis zu sozialistischen Höhen 
noch einige Stufen vor sich. Und muss 
dabei gleichzeitig die Treppen sanieren. 

Günter Pohl 


1 Zum Genossenschaftswesen auf Kuba „Das 
falsche Leben im richtigen?“, Marxistische 
Blätter 5-2011 .Seite 85 ff. 



zum CUC, dem dollarbasierten zwei¬ 
ten Zahlungsmittel neben dem ku¬ 
banischen Peso, aber wer das häufig 
ebenfalls dollarbasierte zusätzliche 
Angebot an Dienstleistungen über die 
Hunderte von neuen Selbstständigkei¬ 
ten auch nutzt, der/die kommt dann mit 
dem Geld am Ende auch nicht wirk¬ 
lich zu größeren Sparguthaben. Wenn 
man vom Erwerb von zuvor völlig au¬ 
ßer Reichweite liegenden Produkten 
(welche wie die oben erwähnten in der 
Regel nicht überlebensnotwendig sind) 
absieht, liegt der Vorteil außerdem 
noch bei einer - so sagen jedenfalls 


tigt, die nun nicht mehr benötigt wer¬ 
den; sie mussten die Arbeit wechseln. 
Die Installationen und Werkhallen sind 
vom Staat gemietet; der Preis sei mit 
6000 Pesos angesichts der Umsätze 
moderat, so Vizepräsident Naphil Pe- 
rez. Der Monat Dezember ist mit er¬ 
warteten 212 000 CUC der seit Grün¬ 
dung umsatzstärkste Monat. Nach Ab¬ 
zug von Einkäufen und Gewinnsteuer 
verblieben 45 Prozent im Betrieb. 
Naphil Perez sagt, dass der Staatsbe¬ 
trieb zuvor keine schlechte Arbeit ge¬ 
leistet hatte. Aber dennoch sei die Ar¬ 
beitsproduktivität nun mehr als dop- 


Transtur (alles Staatsbetriebe aus den 
Bereichen Telekommunikation, Trans¬ 
port und Tourismus), die ihre Fahrzeu¬ 
ge für durchschnittlich 4 000 CUC auf 
Vordermann bringen lassen. Da Kuba 
praktisch keine Ersatzteile einführt, 
müssen Wunder vollbracht werden, wie 
Werkstattleiter Denis Garcfa erklärt. 
Stolz erwähnt Kooperativenpräsident 
Marcelo Gonzalez, dass praktisch an al¬ 
len Samstagen und gern auch am Sonn¬ 
tag ausgebeult und lackiert wird. Es 
werde aber nicht über das Maß hinaus 
gearbeitet, sondern die Arbeitskapazi¬ 
tät des Menschen sei zuvor nicht aus¬ 
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Unsere Genossin 

Roswitha Hermle 

feiert am 30.Dezember Ihren 

75. Geburtstag 

Durch Ihre jahrelange Tätigkeit erhält 
und stützt sie unsere Gruppe. 

Dafür wollen wir ihr ein ganz herzliches Danke sagen 
und zu ihrem Feiertag alles Gute wünschen - verbunden 
mit dem Wunsch noch vieler gemeinsamer Jahre. 

Deine DKP-Gruppe Südpfalz 
Von Deinem Mann Franz eine ganz innige Umarmung. 


Wenn man kein glücklicher Mensch ist, kann man nichts 
verändern. Die totale Absurdität, dass Millionen Menschen 
verhungern auf einem Planeten, der vor Reichtum überquillt, 
die Weltdiktatur der unglaublich mächtigen Finanzoligarchien - 
darüber kann man nur zornig werden. Aber man muss auch 
glücklich sein, damit man klar denken und wirksam kämpfen kann. 

Jean Ziegler 

In diesem Sinne Glück und Optimismuns, 

Gesundheit und Kreativität für 

2014 

wünscht die 

DKP Solingen 


„Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich - 
wie die Wolke den Regen. “ 

Jean Jaures 1914 

Vor hundert Jahren wurde der imperialistische erste Weltkrieg vom 
Zaun gebrochen. 

Noch kurz zuvor, 1907, beschloss der Stuttgarter Internationale 
Sozialistenkongress alles daranzusetzen, den drohenden Krieg zu 
verhindern und - falls das nicht gelingen sollte - die anschließende 
Krise zu nutzen, um den Sturz des Kapitalismus zu beschleunigen. 

Heute wird die EU unter deutsch-imperialistischer Führung massiv 
weiter militarisiert. Sie wird nach innen immer mehr zu einem aso¬ 
zialen Repressions-Instrument, nach außen zu einem aggressiven 
„Global Player“. Helfen wir mit aller Kraft, zu diesem fatalen Kurs 
Gegengewichte zu schaffen! 

Für die weitere Stärkung unserer Partei, vor allem durch junge 
Revolutionärinnen, für gute Ergebnisse beim EU- und Kommunal¬ 
wahlkampf, für ein erfolgreiches UZ-Pressefest! 

In diesem Sinne wünschen wir allen unseren Genossinnen und 
Genossen, UZ-Leserlnnen und Sympathisantlnnen ein gesundes und 
erfolgreiches neues Jahr 2014! 

DKP Baden-Württemberg 


Wir grüßen alle Genossinnen und Genossen, 

Freunde und Freundinnen der Hamburger 
Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V. (GET) 
in Nah und Fern zum Neuen Jahr! 

Wir brauchen auch im neuen Jahr Eure Hilfe 
mit kleineren oder größeren Spenden für den 
Erhalt der einzigen real existierenden Gedenk¬ 
stätte im früheren Wohnhaus der Familie Thäl¬ 
mann am gleichnamigen Platz! Besucht uns in Hamburg oder sprecht 
uns auch in Berlin anlässlich der Rosa-Luxemburg-Konferenz oder 
beim LL-Treffen am 11. und 12. Januar 2014 am Infostand der GET 
an. Werde Mitglied im Förderverein zum Erhalt der Hamburger Ge¬ 
denkstätte, die nicht öffentlich gefördert wird! Mehr Infos unter www. 
gedenkstätte-ernst-thaelmann.de. Dort gibt es auch einen Thälmann- 
Blog und den Hinweis auf den gemeinnützigen Förderverein der Ge¬ 
denkstätte. Wir sind erreichbar unter etfoerderverein@hotmail.de. und 
Tel. 040/474184 (GET). Eine noch bessere Verbindung ist Mitglied 
werden und spenden. Mit mindestens fünf Euro im Monat bist du da¬ 
bei! 

Förderverein GET e.V., Kontonummer 1234124251, 

Hamburger Sparkasse (HASPA), BLZ 200 505 50 
IBAN: DE48 2005 0550 12341242 51 
BIC: HASPDEHHXXX 

Mailadresse: etfoerderverein@hotmail.de 

Mit solidarischen Grüßen 

Uwe Scheer, Vorsitzender Wolfgang Runge, Stellv. Vorsitzender 




Ent schien n igung: 

Ruhe & Natur satt Lm MQriH- 
tfatioriAlpaik, 2 FeWo Je 2-3 Per», 
ganzjährig kn Krat^cbürg-Gramin. 
t iavel & HaveLseen, Bwrt ■!< Rad 

Q331/Ü7Q79* [*H| 



Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 



Allen Genossinnen und Genossen, Freunden und UZ-Lesern 
wünschen wir erholsame Feiertage und ein gutes, 
vor allem friedliches Neues Jahr 


2014 




Lasst uns gemeinsam unseren Beitrag leisten für die Sache, 
die so schwer zu machen ist! 

Für Frieden auf dieser Welt, gegen Kriegspolitik, gegen weiteren 
Sozialabbau, gegen Schnüffelpolitik und den weiteren Abbau 
der demokratischen Rechte. 

Gemeinsam sind wir stark! 

DKP Kreisvorstand Hagen 


Auf unserer Stirn steht, 
dass wir gegen Ausbeutung sind. 

Auf unserem Steckbrief steht: 

Diese sind für die Unterdrückten! 

Bertolt Brecht 

Für eine starke und aktive Kommunistische Partei! 

Allen Kommunistinnen und Kommunisten, allen Freunden der DKP 
vom Rhein bis zur Oder, von Rügen bis Berchtesgaden wünschen wir 
ein erfolgreiches und klassenkämpferisches 

2014 

Ein besonderer Gruß geht an unsere Genossinnen und Genossen der 
KPL nach Esch-sur-Alzette sowie an die Genossinnen und Genossen 
der KKE und der PCP. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Stadtbezirk VIII 
Köln-Kalk 




Proletariers vun all Länner, verenigt joo! 

(Plattdeutsch) 

Wir wünschen allen Mitstreitern, Freundinnen und Freunden, 
Genossinnen und Genossen viel Kraft und Stehvermögen! 

DKP Elmshorn 

Bitte vormerken: Am 23. August 2014 Wasserturmfest 


Für ein 
kämpferisches 

Allen Genossinnen und Genossen 
und Symphatisantinnen wünsche 
wir Gesundheit, Kraft und 
gute Ideen 



Ruhr-Westfalen 



Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern 

ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2014 


UZ - Verlag und Redaktion 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

s._ > 


Urlaub im schönen 
Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusche, WC). 
Preis nach Vereinbarung. Näheres 
Tel./Fax: 033 231/60661 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 

500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto / ab 12 Gläser 

(1 Karton) portofrei 

Wir liefern auch handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 



Die Gegenwart mag trügen, 
Die Zukunft bleibt uns treu. 
Ob Hoffnungen verfliegen, 
sie wachsen immer neu. 

Aus nichts wird alles werden, 
eh ‘ sie es noch gedacht. 

Trotz ihrer Macht gebärden, 
wir spotten ihrer Macht. 

Und ob das Ziel, das hohe, 
entwichen scheint und fern, 
es kommt der Tag der frohe, 
wir trauen unserm Stern. 

Karl Liebknecht, 1918 

All unseren Freunden, 
Genossinnen und Genossen, 
die solidarischen Grüße 
und Wünsche für nachdenkliche 
und ermunternde Stunden an 
der Jahreswende 

2013/2014 

Es bleibt dabei: 

Trotz alledem! 

Herbert und Gerda Mies 


Es ist das alte Resultat, 
sie loben es geflissen: 
Kommt Zeit, kommt Rat, 
habt nur Vertraun! 

So hat man uns beschissen. 

Doch gilt ‘s ein neues Haus 
zu baun, 

Kollegen müsst ihr wissen, 
das klappt nur, 
wenn der alte Putz, 
die Ausbeutung 
und der braune Schmutz 
auf den Müll der Geschichte 
geschmissen! 

Dietrich Kittner, 1970 

Ein gutes 

2014 

wünschen Euch allen 

Christel Kittner 
und die Nachbarn 
vom Hollerhof in Dedenitz. 

www.hollerhof-dedenitz.de 


Auf ein erfolgreiches Jahr 

2014 

- Kommunalwahl 

- Europawahl 

- Pressefest 

das sind die Herausforderungen für unsere 
Kreisorganisation Dortmund! 

Dafür brauchen wir Kraft, Mut und großen Einsatz! 

Wir danken allen Genossinnen und Genossen für ihre engagierte Arbeit 
2013, gratulieren noch einmal allen zu ihren Geburtstagen und 
wünschen uns für die Anstrengungen des neuen Jahres viel Erfolg! 

Der Kreisvorstand der DKP Dortmund 



Ein großer DANK 

allen, die uns mit Wort und Tat unterstützen, 
allen Verteilern der UZ-NOTIZEN 2013, 
allen Helferinnen und Helfern und allen, 
die bei der Kommunalwahl 2014 für die DKP kandidieren! 

2014 

wird ein kämpferisches Neues Jahr werden! 

DKP Bottrop 

Kreisvorstand • Ratsfraktion 


BOTTROP 



★ 

Allen Genossinnen und Genossen, Freundinnen und Freunden 
die besten Wünsche für ein kämpferisches, solidarisches und 
erfolgreiches Neues Jahr 

2014 

Herzlichen Dank für Eure Aktivitäten und Euren Einsatz in den außer¬ 
parlamentarischen Auseinandersetzungen. Wir wünschen Euch allen 
ein paar erholsame Feiertage zum Kräfte sammeln und ein gutes, 
gesundes und friedliches neues Jahr. 

DKP Rheinland-Pfalz 

Eduard Bredin, Horst Gobrecht, Silvia Schall 
Sprecherinnen des Bezirkvorstands 



DKP und SDAJ laden zum ,Cafe 

im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz (RLK) 
der jungen Welt 

am 11. Januar ab 11 Uhr, Urania, 2. Etage; 
An der Urania 17, Ul Wittenbergplatz 

Kaffee & Kuchen, Wein & Sekt, 

Bier & Bratwurst, Suppe & Schrippen 
zur Stärkung, Entspannung und 
zum Wiedersehen & Klönen 
zwischen den Vorträgen der RLK. 


Achtung: Um in das Cafe K und zum LLL-Treffen zu kommen wird eine 
Eintrittskarte für die Rosa-Luxemburg-Konferenz benötigt: www.rosa- 
luxemburg-konferenz.de Die Kosten liegen zwischen 7 und 23 Euro. 
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Eine Tüte mit D-Mark für unser Fest 

Helferinnen und Geld werden noch dringend gebraucht 


Samstag, 21.12.2013 
Es geht auf Weihnachten zu 

Was schenken Kommunisten? Klar: 
Bücher, CDs und LPs. Eine gute Quel¬ 
le dafür ist das Antiquariat vom Fäus¬ 
tel in Bonn (Im Januar wegen Urlaub 
geschlossen). 

Eine so große Auswahl an alten und 
neuwertigen Sachen gibt es nur ein¬ 
mal. Also hingefahren, um Geschenke 
zu kaufen. Wir stöberten durch die vie¬ 
len Gänge und hatten nach einiger Zeit 
unsere Geschenke zusammen. Beim 
Bezahlen haben wir natürlich übers 
Pressefest gesprochen. Fäustel freut 
sich schon drauf, mit seinem Stand das 
Fest zu bereichern. 

Dann sagte er auf einmal: „Komm 
mal mit!“ Wir holten aus einem Ver¬ 
schlag eine sehr schwere Tüte heraus, 
voll mit alten Münzen aus DM-Zeiten, 
von 5-DM bis 1-Pfennig-Münzen. „Die 
Münzen habe ich im Laufe der Zeit ge¬ 
sammelt, gefunden und geschenkt be¬ 
kommen, es ist einer meiner Beiträge 
zum Gelingen des Festes“. Wir danken, 
haben sie gewogen, über acht Kilo¬ 
gramm, und werden sie bei der Lan¬ 
deszentralbank Umtauschen. 

Das ist auch eine Möglichkeit das Fest 
zu unterstützen. Wir brauchen mehr da¬ 
von. Unser erstes Ziel ist erreicht, aber 
es fehlt noch einiges. Also, nicht nach- 
lassen mit der Sammlung von Spenden 
und denVerkauf von Pressefestbuttons. 

Sonntag, 22.12.2013 
40 Jahre Pressefest 

Es kamen schon einige Beiträge und 
Anfragen auf unseren Hinweis zu 40 
Jahre Pressefest. Wir werden in den 
nächsten Ausgaben der UZ weitere 


Beiträge bringen und versuchen auch 
alte Fotos zu veröffentlichen. 

Montag, 23.12.2013 

Die Planung für unser 
Fest geht weiter! 

Die ersten Anschreiben an die ehema¬ 
ligen Helferinnen sind raus, aber noch 
nicht alle. Viele mails und Briefe sind 
zurückgekommen, weil wir veraltete 
Adressen haben. Wer uns helfen möch¬ 
te, kann sich auch direkt beim Partei¬ 
vorstand in Essen anmelden oder uns 
eine mail (uz-pressefest@dkp.de) schi¬ 
cken. Er/Sie braucht keine Angst zu ha¬ 
ben, wir könnten sie/ihn nicht gebrau¬ 
chen. 


Für einen reibungslosen Auf- und Ab¬ 
bau brauchen wir ca. 120 Elektrikerln- 
nen, Wasserleute, Holzwürmerlnnen, 
Kantinenhelferinnen usw. Wir werden 
in den fünf Tagen ca. 30 Tonnen Kabel, 

2 500 Meter bunte Lichterketten und 

3 000 Meter Wasserleitungen verlegen, 
600 Meter Bauzaun, zwei Bühnen, Sitz¬ 
gelegenheiten für ca. 6 000 Besucher, 
ein Kinderfest und vieles mehr auf¬ 
bauen. Dazu braucht man eine tolle 
Truppe. 

Manche unserer Helferinnen sind 
schon seit den ersten Pressefesten in 
Düsseldorf dabei. Ihre Erfahrung hilft 
uns den Aufbau so reibungslos durch¬ 
führen zu können. Und es macht Spaß, 
in einem so großen Kollektiv zu arbei¬ 


ten, gegensei¬ 
tig sich zu un¬ 
terstützen und 
ab und zu auch 
mal ein wenig zu 
feiern. Wir freu¬ 
en uns auf den 
Aufbau, der Ab¬ 
bau mit den weni¬ 
gen, die übrig geblieben sind, fällt uns 
schwerer! 

Für Übernachtung und Verpflegung ist 
gesorgt. 

Es kommen natürlich wieder Anfragen 
zum Zelten und Abstellen von Wohn¬ 
wagen. In der nächsten UZ werden wir 
die ersten Infos dazu geben. Fürs erste, 
die Gebühren sind nicht viel teurer ge¬ 
worden und alle werden Unterkommen. 
Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass es ein großer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynsk,Technischer Leiter 




Der DKP Agit-Shop 

Pünktlich zur LL-Demonstration 


DKP-Strickschal Stück 10,00 Euro 
Schal „Trotz alledem“ 

Stück 12,00 Euro 

UZ-Pressefest 

Plakat DIN A-2 kostenlos 

Werbezettel DIN A-5 kostenlos 

EU-Wahlen 

Plakat DIN A-2 kostenlos 

Für Aktion und Infostand: 

Aufkleber 

NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz 4! 


NEIN zu Neofaschismus! 

Agenda 2020 

Aufkleber Weg mit Hartz IV 
30-Stunden-Woche (neu) 

100 Stück 5,00 Euro 

Flyer DIN A-4, gefalzt 
NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz IV! 

NEIN zu Neofaschismus! 

100 Stück 5,00 Euro 


Plakate DIN A-2 

NEIN zu steigenden Mieten! 

NEIN zu Hartz IV! 

NEIN zu Neofaschismus! 

Gegen Agenda 2020 

Banken enteignen 

Solidarität macht stark 

Stück 0,10 Euro 

DKP-Fahnen 
Rosa Luxemburg 
„Neues“ DKP-Logo mit Hammer 
und Sichel 

Stück 20,00 Euro 


Trillerpfeifen (mit DKP-Aufdruck) 

10 Stück 5,00 Euro 

DKP-Parteiprogramme 

Stück 2,00 Euro 

Bestellungen bitte an 
DKP Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 17 78 89 0 
dkp.pv@t-online.de 



DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 
www.dkp.de 




termine@unsere-zeit.de 

Dl * 31. 


Gera: Silvesterparty der Jugendbibliothek 
Gera. Werner-Petzold-Straße 17, ab 18.00 Uhr. 


SA ★ 4. JAN 


Rostock: Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern mit Wahl des 
Landesvorstandes. Wismarsche Straße 21, 
10.00 Uhr. 


Ml ★ 8 . JAN 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land zum Jahresauftakt 
2014 mit den Themen Europawahlen, Mit¬ 
gliedsbuchumtausch und Kassierung. „Flora¬ 
heim“ , Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


Dl ★ 14. JAN 


Rostock: „Jugend vereint gegen Imperia¬ 
lismus - Weltfestspiele in Ecuador“. Roter 
Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 

Münster: „Kreativer Widerstand gegen die 
Verschärfungen in der Hartz-IV-Gesetzgebung, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Münster in 
Zusammenarbeit mit der DGB Jugend Müns¬ 
ter mit Harald Thome, Sprecher des Vereins 
„Tacheles“. Kulturkneipe Frauenstraße 24, 
20.00 Uhr. 


DO ★ 16. JAN 


München: „Marxismus und Utopie. Eine Welt 
ohne Krieg - unrealistischer Traum oder ge¬ 
schichtliche Möglichkeit?“ Veranstaltung mit 
Thomas Metscher zur Vorbereitung auf die 
Proteste gegen die NATO-Kriegstagung. Ei- 
neWeltHaus, Schwanthalerstraße 80, großer 
Saal, 19.00 Uhr. 


FR ★ 17. JAN 


Schweinfurt: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Gruppenabend der DKP. 
Karl Heinz Röder referiert über „Ursprung, Ent¬ 
stehung und Entwicklung des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus“. DFG-VK Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 18. JAN 


Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnis¬ 
politik“ , Wochenendsiminar der DKP in der 
Karl-Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. 
Um rechtzeitige Anmeldung (Tel: 0214/45418, 
kls@karl-liebknecht-schule.org) wird gebe¬ 
ten. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag 
gegen 14.00 Uhr. 

Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 

Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 



Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Flager (0201/1778-8914, Chefre¬ 
dakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, Man¬ 
fred Idler, Werner Sarbok,WolfgangTeuber 

Für Beiträge, die mit vollem Namen gekennzeich¬ 
net sind, übernehmen allein die Autor/inn/en 
die Verantwortung. Für unverlangt eingesandte 
Manuskripte kann keine Haftung übernommen 
werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Verlag 

CommPress Verlag GmbFI 
Floffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: August Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/24 
Fax: 0201/2486484 

E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de 


(ISSN 0943 - 4216 ) 

Anschrift von Verlag und Redaktion 

Floffnungstraße 18,45127 Essen 

Druck 

Union Druckerei Berlin GmbFI 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37 010 050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 

Abo-Verwaltung 

Pro-Abo-Service 

Postfach 1407,48 237 Dülmen 
Telefon: 0201/2486482 
Fax: 02594/98583 

E-Mail: uzabo@t-online.de 

Anzeigen 

Walter Flerbster/Ben Richter 

Telefon: 0201/177889-23/24 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss 

ist jeweils Freitag der Vorwoche. 


Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit, Pressefest und UZ: 

GLS Gemeinschaftsbank e.G. Bochum, 

BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487 500 oder 
Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 80880505 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 253525502 







































16 Freitag, 27. Dezember 2013 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 




(jjf 0^ & .> ^_— ((ijtr 

Ptftfik Köfcele Nina Hager Hans-fctcr Brenrvcr Wc ra R icIUEcf 

irf&rsit jÄndei 1 Stell* VorrttzondA Stellv. Vonitiendier Stellv Vorsiuende 

der P«P cf er r:W der OK p der DKP 


Die besten Wünsche für ein kämpferisches, erfolgreiches Neues Jahr 
Our best wihgJOT^ta^essfuI New Year 
No$ meilleursfl^R^ ■su ^^Bfru-i r le ncuvel an 
C Hdbüm h yonexofl 

I la tva eimixuTpEvu KaXteepes p.o:s euj^s 

Um arto novo che io mdhores de&ejOS 

Con nuestros deseo^^^^Mrospero Aho Nuevo 

\ nostri migliori auguri per un fruttuoso anno nuowo 


Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. Dezember 


Samstag 

Heute vor einem Jahr erschoss ein 
Attentäter an der Grundschule San¬ 
dy Hook in Newtown, Connecticut 26 
Menschen, darunter 20 Grundschulkin¬ 
der, bevor er sich selbst erschoss. In den 
USA entbrannte eine neuerliche Diskus¬ 
sion über den allzu problemlosen Zu¬ 
gang zu Schusswaffen. Für kurze Zeit 
schien ein grundlegender Wandel mög¬ 
lich. Doch die unter Beteiligung von Ba¬ 
rack Obama eingebrachten diesbezüg¬ 
lichen Gesetzentwürfe scheiterten kläg¬ 
lich. Die Waffenlobby in den USA setzte 
sich letztendlich durch. 

Wer den Pharisäer gibt und meint mit 
Fingern auf „die USA“ zeigen zu sollen, 
liegt schief. Militarisierung und Gewalt¬ 
verherrlichung schreiten weltweit voran. 
Der Welthit „Bonfire Heart“ ist nur ein 
Beispiel. „Dein Mund ist eine Waffe, die 
Kugeln in die Luft feuert; Deine Liebe 
ist wie ein Soldat, loyal bis du stirbst“. 
Mit diesen tatsächlich zärtlich gemein¬ 
ten Worten beginnt das Liebeslied von 
James Blunt. Wer Ironie oder (miss¬ 
lungenen) Antimilitarismus vermutet, 
kann im Lebenslauf von Blunt nach- 
lesen, dass dieser aus einer Familie mit 
langer Militärtradition stammt. Er selbst 
beendete seinen sechsjährigen Dienst in 
der englischen Armee als Hauptmann. 
Wahrscheinlich hat er seinen Life Gu¬ 
ar ds vor der Attacke auf den Flughafen 
in Pristina, Kosovo, Sätze wie diesen ge¬ 


sagt: „Jeder will eine Flamme, aber sie 
wollen sich nicht verbrennen“. Hat sich 
gelohnt. Der Flughafen wurde genom¬ 
men, der Spruch in obigem Song zweit¬ 
verwertet. Für richtig viel Geld. 

Sonntag 

Die Schande der Partei „Die Grünen“ 
hat viele Namen. Jetzt kommen die 
„Lärmpausen“ dazu. Solche hat das 
schwarz-grüne Bündnis in Hessen in 
ihrem Koalitionsvertrag vorgesehen. 
Prompt und gnädig hob Fraport-Chef 
Stefan Schulte bei einer Pressekonfe¬ 
renz den Daumen. Wobei unerheblich 
ist, ob das spontan kam oder zwischen 
den Herrschaften im Vorfeld abgekar¬ 
tet wurde. Jedenfalls: Der Flughafenbe¬ 
treiber will An- und Abflüge morgens 
und abends auf bestimmte Bahnen kon¬ 
zentrieren, so dass die Anwohner unter 
den dann verwaisten Routen auf sieben 
Stunden Ruhe kommen. Wir erinnern 
aus gegebenem Anlass daran, dass der 
Tag 24 Stunden hat. 

Mittwoch 

Heute sagt Prof. Dr. Siegfried Mundlos 
als Zeuge im NSU-Prozess aus. Nachher 
rauscht es im Blätterwald, von Eklat ist 
die Rede, Mundlos habe den Richter be¬ 
leidigt, er sei entgleist und habe sich in 
Verschwörungstheorien verfangen. An¬ 
dere Stimmen sind in den Medien nicht 
zu vernehmen. 


Das steht der Nachsicht und dem ein¬ 
fühlsamen Verständnis diametral entge¬ 
gen, mit der andere Zeugen, auch ausge¬ 
wiesene Faschisten und offensichtliche 
Kumpellnnen der Angeklagten, medial 
behandelt wurden. Dafür gibt es einen 
Grund. 

Sicher ist Siegfried Mundlos schwer ge¬ 
troffen von der Erkenntnis, dass sein 
Sohn Uwe als Neofaschist zum Mör¬ 
der wurde. Sein eigenes Leben, die Er¬ 
ziehung seiner Kinder stehen auf einem 
jeden üb erfordernden Prüfstand. Das 
kann man ihm zugute halten oder auch 
nicht - wie „unsere“ Medien. Dass sie 
es nicht tun, ist der Festigkeit geschul¬ 
det, mit der Mundlos bereits vor den 
Ermittlungsbehörden und nun auch 
vor Gericht darauf besteht, dass sein 
Sohn erst von deutschen Behörden zu 
der Tötungsmaschine gemacht wurde, 
die er am Ende war. 

Donnerstag 

„ Für die Bankenkrise sollen die Steu¬ 
erzahler zuletzt zahlen.“ So verkau¬ 
fen die EU-Finanzminister ihren Be¬ 
schluss zur Bankenabwicklung. Es 
ließe sich auf viele Weise sagen, dass 
dieser Neusprech gelogen ist. Sprach¬ 
wissenschaftlich könnte es heißen: Wir 
steuern auf eine Bedeutungsverwi¬ 
schung der Begriffe zuletzt und letzt¬ 
endlich zu. 

Adi Reiher 


Die Sache mit Werner Seelenbinders Grab 

Trotz alledem: Willy Brandt war Antifaschist 


Ich riskiere hiermit, dass redliche Ge¬ 
nossen wegen dieses Beitrags Kritik 
an mir üben. (Damit kann ich leben 
...) Ich schreibe nämlich über Willy 
Brandt und man könnte mich ver¬ 
dächtigen, mich an dem Brandt-Trubel 
dieser Tage nachträglich beteiligen zu 
wollen. Der Leser wird schnell spüren, 
dass mir daran nicht lag ... 

Ich erinnerte mich eines „steinalten“ 
Artikels in dem Brandt gar nicht auf¬ 
tauchte, auf den er aber - obwohl im 
ND erschienen - respektabel reagierte 
und zwar durchaus in unserem Sinne. 
Der Reihe nach: Erschienen war der 
Artikel am 15. August 1966 und über¬ 
schrieben mit den Worten: „Der Se¬ 
natsbeamte kannte nur die Seelenbin¬ 
der-Halle. ...“. Hier ein Auszug: „Letzte 
Woche waren es dreißig Jahre her, da 
in Berlin die XI. Olympischen Sommer¬ 
spiele mit lautem Pomp gefeiert wurden. 
Glanzvolles Zeremoniell und eine tadel¬ 
los funktionierende Monstre-Organisa- 
tion waren zu einer buntschillernden 


Decke verwoben, die, über die ersten 
schon ausgehobenen Schützengräben 
gespannt, den gefährlichsten Mißbrauch 
des olympischen Völkerfestes in der 
Geschichte verbergen sollte. Niemand 
bestreitet das heute mehr, der grausa¬ 
me Krieg, die Konzentrationslager, der 
Mord an Millionen wurden zu furchtba¬ 
ren, unwiderlegbaren Beweisen. 

Unter den Olympioniken, die Deutsch¬ 
lands unselige Farben in diesen Spielen 
vertraten, waren viele, die später auf 
den Schlachtfeldern ihr Leben verlo¬ 
ren, einige, die damals schon die Gefahr 
heraufziehen sahen, und wenige, die ge¬ 
gen diese Gefahr eintraten. Einer von 
denen war Werner Seelenbinder. 
Dieser Berliner Arbeiterjunge hatte 
sich zu einem der besten deutschen 
Halbschwergewichtsringer hinaufge¬ 
rungen, und welchen Ruf er internati¬ 
onal genoß, wird allein durch die Tatsa¬ 
che bewiesen, daß die Herren der Ber¬ 
liner Spiele ihn nominierten, obwohl 
er 1933 bei der Siegerehrung der deut¬ 
schen Meisterschaften den Arm zum 


Gruß an den ,Führer 4 nicht erhoben 
hatte - als einziger! 

Werner, Seelenbinder, der auch in Eu¬ 
ropa nur wenige Gegner zu fürchten 
hatte, zauderte lange, ob er den deut¬ 
schen Olympia-Dress anziehen soll¬ 
te. Einer seiner besten Freunde saß 
als Zeitnehmer an der Matte in der 
Deutschlandhalle, als er seinen ersten 
Kampf bestritt. Es war ein enttäuschen¬ 
der Kampf. Der Lette Bietags drückte 
sieben Minuten nach dem ersten Gang 
Seelenbinders Brücke ein und durfte 
sich seitdem rühmen, zu jener Handvoll 
Ringer zu zählen, denen das je gelang. 
Mit den Verlustpunkten einer Schulter¬ 
niederlage waren seine Chancen fast 
bis auf den Nullpunkt gesunken. Jener 
Zeitnehmer folgte dem Geschlagenen 
in die Kabine. Er fand einen Olympia¬ 
kämpfer, der weniger am Gegner, als 
am eigenen Gewissen gescheitert war. 
,Wer glaubt mir, daß ich mich nicht habe 
von den Nazis kaufen lassen? 4 fragte er 
erregt. ,Wie kann ich denen, die meinen 
politischen Weg kennen, nun noch be¬ 
weisen, daß ich mit dem faschtistischen 
Deutschland nichts zu tun habe und 
daß ich das andere, bessere. Deutsch¬ 
land vertrete? Wenn ich daran denke, 
daß meine besten Freunde in Zucht¬ 
häusern und Konzentrationslagern ge¬ 
foltert werden, wirst Du verstehen, daß 
ich die Nerven verloren habe. Als ich in 
der Brücke lag, hatte ich nur noch den 
einen Wunsch, mich hinzulegen! 4 
Die Freunde rieten ihm weiterzukämp¬ 
fen und vielleicht die Siegerehrung zu 
einer Demonstration gegen das ver¬ 
haßte Hakenkreuz werden zu lassen. 
Seelenbinder erschien zum zweiten 
Kampf wie verwandelt. Den Schwei¬ 
zer Argast warf er nach drei Minuten, 
gegen den Österreicher Foidl errang 
er nach 35 Sekunden den schnellsten 
Schultersieg des ganzen olympischen 
Turniers. Diese Siege ließen ihn trotz 
der Niederlage wieder in den Kreis der 
Favoriten zurückkehren. Zum Kampf 
um eine Medaille musste er gegen den 
Schweden Cadier antreten. Der ge¬ 
wann hauchdünn und Seelenbinder 
wurde Vierter. 

Nazi-Deutschland brauchte ihn nicht 
mehr. Am 4. Februar 1942 wurde er 
verhaftet. Am 5. September 1944 for¬ 
derte ein Sondergerichtsstaatsanwalt 
namens Wittmann die Richter auf, sich 
,seinen Kopf anzusehen. Die Stirn, die 
Augen. Das ist der Staatsfeind. Nr. I 4 . 


Am 24. Oktober 1944 wurde er durch 
das Fallbeil hingerichtet! 

Seine Urne wurde am 30. Juli 1945 
während des ersten Nachkriegssport- 
fests am Eingang zum Neuköllner Sta¬ 
dion feierlich beigesetzt. Ich gehörte 
zu der Gruppe der Antifaschisten, die 
ihn auf seinem letzten Weg begleiteten. 
30 000 saßen im Stadion und ehrten ihn 
mit einer Schweigeminute. Nachdem 
man die Urne begraben hatte, wurde 
das Stadion in Werner-Seelenbinder- 
Kampfbahn umbenannt. Der damals 
noch ganz Berlin regierende Magistrat 
beschloss, über seinem Grab ein Mahn¬ 
mal zu errichten. Aber dieses Denkmal 
entstand nie! Denn nun wurde er ein 
Opfer des Kalten Krieges. Im Septem¬ 
ber 1949 beschloß die Verwaltung des 
zum US-amerikanischen Sektor gehö¬ 
renden Neuköllner Bezirksamts, die 
Arena wieder in ,Stadion Neukölln 4 
umzubenennen. Zwölf Monate später 
war es Seelenbinders Freunden nicht 
mehr möglich seines Todestages zu ge¬ 
denken: Die Westberliner Polizei hat¬ 
te alle Zufahrtsstraßen abgesperrt, 
die wenigen, die sich über Hinterhöfe 
durchschlugen, wurden mit Gewalt da¬ 
vongetrieben, Seelenbinders greisem 
Vater verwehrte man sogar, seinen 
Strauß niederzulegen. 

1966, als ich über das Schicksal seines 
Grabs schreiben wollte, wußte nie¬ 


mand, wo es war. Bis ich einen Platz¬ 
arbeiter fand, der sich erinnerte: ,Dort 
drüben hinter dem Zaun ist irgendein 
Stein. Aber da darf niemand hin. 4 
,Warum nicht? 4 

,Weil ein Eisenzaun um den Stein ge¬ 
zogen ist, ein Schlüssel soll im Rathaus 
sein. 4 

Ich überredete ihn, einen Blick über 
den Zaun werfen zu dürfen, kletterte 
auf einen verrosteten Fahrradständer, 
stand vor einer hohen Hecke und sah 
zwischen den Blättern die Kante eines 
Steins. 

Werner Seelenbinder war 22 Jahre vor¬ 
her hingerichtet worden - und nun hin¬ 
ter Zaun und Hecke versteckt.“ 
Darüber schrieb ich damals! Drei Tage 
später war ich wieder an dem Grab. 
Und erkannte es nicht wieder: Der 
Zaun war mit Schneidbrennern wegge¬ 
räumt worden, die Hecke bis kurz über 
den Boden niedergeschnitten. 

Der Stadionchef kam über den Vor¬ 
platz gerannt: „Das haben wir Ihnen 
zu verdanken und Willy Brandt! Was 
glauben Sie wie der mit der Faust auf 
seinen Tisch geschlagen hat und wie¬ 
viel Zeit er uns lässt, das Grab als Grab 
herzurichten!“ 

Also: Was immer man dieser Tage 
über Willy Brandt schreiben mag, un¬ 
anfechtbar ist seine Haltung als Anti¬ 
faschist! Klaus Huhn 



Der rote Kanal 


Chaplins Tramp wird wo 

Arte-Themenabend über Charles 
Spencer Chaplin, das große Film- 
Genie aus London. Neben einer Do¬ 
kumentation werden die Filme „Der 
Graf“, „The Kid“ und „Moderne Zei¬ 
ten“ gezeigt. Ist je ein besserer Film 
über die kapitalistische Arbeitswelt 
gedreht worden als letzter? Ich ken¬ 
ne keinen. 

So., 29 . 12 ., 20 . 15 - 23.55 Uhr, arte 

Im Staub der Sterne, DDR 1976 

Science-Fiction-Film, den die Künst¬ 
lerische Arbeitsgruppe futurum der 
DEFA unter der Regie von Gottfried 
Kolditz produzierte. Das Raumschiff 
Cynro 19/4 erreicht nach einem emp¬ 
fangenen Notruf den Planeten TEM 
4, findet dort aber keine Notsituati¬ 
on vor. Nur der an Bord verbliebene 
Navigator schöpft Verdacht und ent¬ 


deckt auf eigene Faust die Ureinwoh¬ 
ner des Planeten, die in unterirdischen 
Bergwerken Sklavenarbeit verrichten 
müssen. 

Mo., 30 . 12 ., 23 . 15 - 0.55 Uhr, mdr 

Irgendwo in Berlin, D 1946 

Der Trümmerfilm war nach Die Mör¬ 
der sind unter uns und Freies Land 
der dritte DEFA-Film. Der Vorwärts 
lobte den Film und Lamprechts Re¬ 
gie: „Wir [...] stellen fest, daß dieser 
Bilderpoet tief in die Herzen unserer 
von Hitlerbarbarei und Bombenkrieg 
geformten Ruinenjugend gesehen hat, 
und darin las, daß es keine rettungslos 
verlorene Generation ist.“ 

Di., 31 . 12 ., 3 . 25 - 4.50 Uhr 

Immer noch laufen zahlreiche gute 
(groß!)Märchenfilme aus den sozia¬ 
listischen Ländern(groß!). 











